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Deutſ cher Heeresbericht.

Großes Hauptquartier, 16. Mai 1918. (W. T. B.)
Weſtlicher Kriegsſchanplatz.

Nach Abſchluß der geſtrigen Jnfanteriegefechte nördlich vom
Kemmel, in denen wir den Franzoſen aus örtlicher Ein
hruchſtelle wieder zurückwarfen, flaute der Artilleriekampf im
Kemmelgebiet ab. Auch an den anderen Kampffronten ließ die
Artillerietätigkeit nach. Heftige Feuerüberfälle danerten gegen
unſere Jnfanterie- und Artillerie-Stellungen beiderſeits des
La-Baſſee-Kanals, ſowie zwiſchen Somme und Avre an. Auf
dem Weſtufer der Avre ſtieß der Feind geſtern früh aus dem
Senecat-Walde mit ſtarken Kräften vor. Unter ſchweren Ver
luſten wurde er zurückgeſchlagen.

An der übrigen Front kleinere Vorfeldkämpfe.
Starker n den Kampffronten führte zu zahl

reichen Luftkämpfen. ir ſchoſſen 33 feindliche Flugzeuge ab;
14 von ihnen brachte wiederum das früher von Rittmeiſter
Freiherrn von Richthofen geführte Jagdgeſchwader zum
ſturz. Leutnant Windiſch errang ſeinen 20. Luftſieg

Von den anderen Kriegsſchauplätzen nichts Neues.
Der Erſte Generalquartiermeiſter: Ludendorff.

Aus dem geſtrigen Heeresbericht
Unſere Flieger ſchoſſen geſtern fünf feindliche Feſſelballone

ab. An den Kampffronten ſehr rege nächtliche Fliegertätigkeit.
Wir bewarfen Calais, Dünkirchen und andere rückwärtige

Munitionslager und Bahnanlagen des Feindes ausgiebig mit
Bomben.

Aenßerſter Widerſtand bei Ypern
Das Berner Tagebkett meldet Alle Anzeichen laſſen erkennen,

daß innerhalb der alliierten Heeresleitung die Entſchlüſſe wegen
ver Räumung der Trümmerfeſtung Ypern 9 plötzlich ge
ändert haben. Es verlautet, daß man neuerdings nicht daran
denke, hier zurückzugehen, trotzdem man die Nachteile einer
ſolchen Maßnahme einſehe. Es iſt beabſichtigt, im Ypernabſchnitt
Widerſtand bis zum Aeußerſten zu leiſten.

Laut Luzerner Tageblatt r dagegen franzöſiſche Front
berichte, daß ſich das Schickſal Yperns in dieſen T Wey entſcheide.
Die Deutſchen zogen in den letzten Tagen den Feuer
gürtel um die Stadt abermals merklichenger.
Ypern liegt fortwährend Tag und Nacht in einer Höllenkand-
ſchaft im Todeskampf und iſt nur noch das Symbol der Er
innerung an ein vollhrachtes Opfer.
Das Berner Tageblatt berichtet, daß die Entente innerhalb

vier Wochen auf dem Ypernabſchnitt nicht weniger
als 132 Diviſihnen eingeſetzt hat, nämlich 52 fran
gzöſiſche und 80 engliſche. Dieſer maßloſe Einſatz von Menſchen,
die ſich am KHemmelberg und Umgebung verbluteten, vermochte,
wie das neutrale Blatt ausdrücklich feſtſtellte, bis jetzt keinerlei
Erfolg zu zeitigen, der in gend einem Verhältnis zu der Zahl
der eingeſetzten Truppen ſteht.

Die Kämpfe vom Mittwoch.
Die im Heeresbericht vom 15. Mai erwähnte Unternehmung
beiderſeits der Straße BrayeCorbie hatte vollen Erfolg. Wir
r r unſere Linien vor. Der Gegner erlitt bei ſeinem
zähen Widerſtand außerordentlich ſchwere Verluſte. Am Vor-
mittage ſetzte er in 2 Kilometer Breite zum Gegenangriff an.
Indes ſchon ſeine Bereitſtellungen wurden von dem deutſchen
zuſammengefaßten Vernichtungsfeuer faſt zerſchlagen, ſo daß
der Angriff nicht voll zur Durchführung kommen konnte. Am
Nachmittage brach ein zweiter ſtarker Vorſtoß unter großen
Feindesopfern in deutſchem Feuer zuſammen. Die Engländer
haben beiderſeits der Straße Braye-Corbie letzthin wiederholt
die Auſtralier vorgehetzt, deren Angriffe jedes Mal ergebnis-
los verliefen. Der erfolgreiche deutſche Vorſtoß an dieſer Stelle
und die kurz darauf anhebenden ſtarken nutzloſen Gegenangrifſe
haben England beſonders viel Blut gekoſtet.

Die letzten ABootMeldungen.
Berlin, 14. Mai. (Amtlich.) zu kühnem Draufgehen

vernichtete Kapitänleutnant Steinbauer mit ſeinem be-
währten UBoot im Sperrgebiet des weſtlichen Mittel-
meeres neuerdings innerhalb weniger Tage 7 wertvolle
Dampfer meiſt unter erheblicher Gegenwehr und mehrere
kleinere Fahrgeuge von zuſammen rund 38 000 Tonnen und
mit ihnen etwa 10 Geſchütze. Jm Morgengrauen des 20. April
drang Kapitänleutnant Steinbauer in die ſtark befeſtigte Durch
fahrt von San Pietro (Sardinien) ein und griff die im Hafen
von Carloforte zu Anker liegenden Schiffe an.

Berlin, 15. Mai. Jm Sperrgebiet um England wurden
neuerdings von unſeren Unterſeebooten 11 500 Tonnen feind
lichen Handelsſchiffsranmes verſenkt. Der Chef des Admiral-
ſtabhes der Marine.

Zur Kampfpanſe im Weſten bemerkt H. Stegemann im
Verner Bund: „Erfahrungsgemäß vermindern ſich die Ergeb-niſſe (einer gelungenen Offenſive. T. R.), wenn die Operations-
nauſen eine gewiſſe Friſt überſchreiten und der dem Geſetz
unterliegende Gegner als Verteidiger in der Lage iſt, Gegen
maßnahmen zu ergreifen, die ſich auch dann ſtrategiſch aus-
wirken, wenn ſie, aus der Nähe betrachtet, nur als taktiſche Aus-
hilfe erſcheinen. Auf der anderen Seite iſt feſtzuſtellen, daß die
Länge der Opergationspauſe auf die Größe des dritten
Offenſivſtoßes ſchließen läßt, der zu erwarten ſteht und
alle Berechnungen über den Haufen werfen kann.“

Frankreichs Truppenwachſchub. Das Berner Tageblatt meldet
aus Paris: Auf Anordnung des franzöſiſchen Kriegsminiſter
ſind beſchleunigte Marſchbefehle allen Franzoſen der Klaſſe
1919 zugegangen ſowie allen Franzoſen der Klaſſen 1903 und

isher zurückgeſtellt waren.1918. die

Nene Ententekonfereng. Aus Genf wird den L. N. N. ge
meldet: Jtalig meldet aus Paris: Die neue Alliierten-
Konferenz findet in der erſten Juliwoche ſtatt. Sie wird
den Antrag auf Ausdehnung der Wehrpflicht auf die Kolonien
der Ententeländer zum Beſchluß zu bringen haben. Nach der
Anſicht leitender Staatsmänner war der Frieden nieent-
fernter als jetzt, wo erſt die Einheitlichkeit der Führung
und re reſtloſe Einſetzung der Hilfskräfte der Alliierten be
ginnt.

Amcrikas Hilfe. Genf, 14. Mai. (W. T. B.) Nach einer
Heraldmeldung aus Neuyork gab Lanſing im Kongreß die
Stärke der amerikaniſchen Hilfstruppen in Frankreich auf
550 000 Mann an. Die doppelte Mannſchaften
werde bis zum Herbſt nach Europa gebracht werden. Zur
Frage des Friedens äußerte ſich Lanſing, daß eine Votſchaft
Wilſons bevorſtehe.

Die engliſchen Verluſte. Hamburg, 158. Mai. Das
Fremdenblatt meldet aus Potterdam: Die engliſchen Ge-
ſamtverluſte des Heeres betrugen im April 381 526 Mann und
14 492 Offtziere.

Odeſſa unter Belagerungszuſtand. Aus Kiew meldet die
Voſſ. Ztg. Jm Einverſtändnis mit den öſterreichiſchen Be
hörden verhängte der Gouverneur von Odeſſa den Kriegs
zuſtand über das ganze Gouvernement. Jn Jekateri-
noſlaw wurden von der öſterreichiſchen Behörde vier Zei-
tungen geſchloſſen, einige riftleiter und Dumamit-
glieder verhaftet.

Gewaltherrſchaft auch in Finnland? Die erſte Nummer der
neuen ſozialiſtiſchen Zeitung in Helſingfors iſt laut
J. K. von der Regierung beſchlagnahmt worden.

Friedensverhandlungen im Oſten. Die ukrainiſche Regie
rung iſt mit der ruſſiſchen Regierung dahin übereingekommen,
daß die r zwiſchen den beiden Regie-rungen nicht in Kurſk, ſondern in Kiew ſtattfinden ſollen.
Die beiderſeitigen Delegationen werden ſchon in allernächſter

Zeit n e Auch in Batum wird ſeit14 Tagen zwiſchen Rußland und der Türkei verhandelt. Die
Anerkennung der transkaukaſiſchen Republik iſt bisher nicht er
folgt; die Verhandlungen ſcheinen, wie vorauszuſehen war,
ziemlich ſchwierig zu ſein. Der Friede zwiſchen der Türkei
und Finnland iſt am 14. Mai in Berlin durch Vertreter der
beiden Länder unterzeichnet worden.

Wer iſt zuſtändig?
Von Fritz Kunert

Die Veranlaſſung zu dem Entwurf eines Geſetzes gegen die
Verhinderung der Geburten liegt in dem Geburtenrückgang.
Daran iſt nicht zu zweifeln, da die Regierung in der Be-
gründung des Entwurfs hervorhebt, daß etwas geſchehen müſſe
wegen des Umfanges des Geburtenrückganges im Deutſchen
Reiche und wegen ſeines Einfluſſes auf die natürliche Be
völkerungszunahme und damit auch auf die wirtſchaftliche und
politiſche Zukunft des deutſchen Volkes. Die Regierung iſt
überzeugt, daß es keinem Zweifel unterliegen könne, daß der
Rückgang auf Urſachen der verſchiedenſten Art zurückzuführen
ſei, zum Teil auf die abſichtliche Verhütung der Kinder-
erzengung mit Hilfe von empfängnisverhütenden Mitteln.
Dazu kämen die in ſtarker Zungahme begriffenen Abtreibungen
der Leibesfrucht. Ob die Gegenmaßnahmen des Entwurfs
die richtigen, die zweckmäßigen ſind, iſt zu unterſuchen. Tat-
ſache iſt jedenfalls daß der Geburtenrückgang international iſt,
daß er ſich bei allen Kulturvölkern zeigt. Ausgenommen davon
iſt zurzeit nur das kleine norwegiſche Volk.

Jn Deutſchland kamen auf 1000 Einwohner im Jahre:
1875 425 Geburten
les 39,1 21885. 8861690 576vo0o 66,1805 9540loro 807o. 291614 27,6

Sodann weitergehender Rückgang von 1914 bis 1018. Auf
Grund des bereits vorliegenden ſtatiſtiſchen Materials über
den Kriegsgeburtenausfall kommt man zu einem ziemlich
ſicheren Reſultat. Dabei iſt feſtzuſtellen, daß der Kriegs
geburtenrückgang naturgemäß erſt neun Monate nach der
Mobiliſierung, alſo mit Mai 1915 einſetzen kann. Geht der
Krieg mit 1918 zu Ende, ſo wäre mit einem Ausfall von drei
Millionen Geburtsfällen zu rechnen.

Zieht man von der Geburtenziffer die Sterblichkeitsziffer ab,
ſo ergibt ſich der Bevölkerungszuwachs. Sind beide Ziffern
gleich. ſo iſt Stillſtand eingetreten. Ueberragt die Sterblichs-
rate die Geburtenrate, ſo iſt das betreffende Volk in das
Stadium der Abnahme gelangt. Das iſt jetzt die Lage des
deutſchen Volkes.

Aus dieſer Situation heraus fühlte ſich die Reichsregierung
veranlaßt, ihren Entwurf gegen die Verhinderung der Ge-
burten vorzulegen. Es iſt das der Verſuch einer Abhilfe, ge-
wiſſermaßen ein geſetzgeberiſcher Notſchrei.

Der Hauptinhalt dieſes Entwurfes wird aus dem Folgenden
klar zu erkennen ſein.

Das kommende Geſetz verbietet das ge werbsmäßige Her
ſtellen oder Vorrätighalten, die Einfuhr, das Verkaufen, Feil-
halten oder ſonſtige Jnverkehrbringen von Mitteln oder Gegen-
ſtänden, die geeignet ſind, die Empfängnis zu verhüten oder die

Schwangerſchaft zu beſeitigen. Ferner kann das Aufſuchen von
Beſtellungen auf ſolche Gegenſtände durch Verordnung des
Bundesrats verboten oder beſchränkt werden.

Dabei werden dem Bundesrat außerordentliche Machtbefug-
niſſe eingeräumt, die bisher keinem Mitgliede des Reichstages
bekannt ſind.

Die Uebertreter der noch unbekannten Verordnung des
Bundesrats werden mit Gefängnis bis zu einem Jahre und
Geldſtrafe bis zu 10 000 Mk. bedroht.

Das zukünftige Geſetz beſtimmt ferner, daß mit Gefängnis
bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu 10 000 Mk. oder
mit einer dieſer Strafen beſtraft wird, wer Mittel, Gegen-
ſtände oder Verfahren zur Verhütung der Empfängnis oder
zur Beſeitigung der Schwangerſchaft öffentlich oder durch Ver-
breitung von Schriften, Abbildungen oder Darſtellungen, wenn
auch in verſchleierter Form ankündigt oder anpreiſt oder ſolche
Mittel oder Gegenſtände an Orten, die allgemein zugänglich
ſind, ausſtellt.

Jm Geſetzentwurf wird ſchließlich mit Gefängnis bis zu
einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu 10 000 Mk. oder mit
einer dieſer Strafen bedroht, wer öffentlich oder durch Ver-
breitung von Schriften, Abbildungen oder Darſtellungen,
wenn auch in verſchleierter Form, ſeine eigenen
oder fremde Dienſte zur Vornahme oder Förderung der Be
ſeitigung der Schwangerſchaft anbietet.

Das in Ausſicht genommene Geſetz beſtimmt ferner, daß
ebenſo beſtraft wird, wer gewerbsmäßig Mittel, Gegenſtände
oder Verfahren zur Verhütung der Empfängnis bei anderen
Perſonen anwendet oder ſeine eigenen oder fremde Dienſte zu
ihrer Anwendung anbietet.

Dazu Einziehung der verbotenen Mittel, Gefängnis, ſowte
die Härte der Zuläſſigkeit von Polizeiaufſicht und Verluſt der
bürgerlichen Ehrenrechte.

Dieſer Jnhalt hat eine äußerlich erkennbare und eine mer-
lich verborgene Abſicht. Der äußeren Tendenz nach ſollen ge
1viſſe Mittel und beſtimmte Perſonen, die ſich gewerbsmäßig
damit befaſſen, getroffen werden. Nach ſeinem innerſten Weſen
jedoch führt dieſer Entwurf einen Schlag gegen die
perſönliche Freiheit, ſowie gegen das Selbſt-
beſtimmungsrecht der Frau, ja des ganzen
weiblichen Geſchlechts, was noch klargeſtellt werden
wird.

Das Schickſal dieſes Entwurfs iſt zunächſt der 16. Kommiſſion
des Reichstags, dem Ausſchuß für Bevölkerungspolitik, anver-
traut worden. Am 10. Mai ſollte die erſte Leſung ihren An-
fang nehmen, nachdem bis auf einen kleinen Reſt die erſte
Leſung des Entwurfs zur Bekämpfung der Geſchlechtskrank
heiten beendet worden war. Ueber das Reſultat dieſer Leſung
wird nach ihrem Schluß das Erforderliche berichtet werden.
Vorweg bemerkt ſei hier nur: der Entwurf wird von der Un-
abhängigen Sozialdemokratiſchen Fraktion abgelehnt werden,
wenn es nicht gelingt, ihn in zweiter und dritter Leſung ge-
nügend umzugeſtalten.“)

Was nun zunächſt den Entwurf zur Bekämpfung der Ver-
hindernng von Geburten anlangt, ſo erſcheint es überaus frag-
lich, ob er in der vorgelegten Form Geſetz werden wird. Es
fragt ſich ſogar, ob ſein Grundgedanke möglich und zweckdien-
lich iſt. Gibt es doch wirtſchaftliche Uebelſtände, uniherwind-
liche ökonomiſche Verhältniſſe, hohes Verantwortungsgefühl des
einzelnen, der Ehegatten, der Familie; dabei geſellſchaftliche
Gewohnheiten, die zur Verhindernng der Empfängnis und da-
mit zur Geburtenverhinderung treiben. Gegen ſo harte Tat
ſachen iſt durch den vorliegenden geſetzgeberiſchen Verſuch, durch
den Regiernngswunſch, die Geburtenrate zu erhöhen. ader auch
durch Strafbeſtimmungen in vphantaſtiſcher Höhe gegen den
Vertrieb geächteter Mittel ſehr wenig oder nichts auszurichten.
Jedenfalls iſt nach der bevölkerungspolitiſchen Seite keinerlei
erheblich günſtige Wirkung zu erhoffen. Vielmehr ſtellt ſich
auch von dem Standpunkte der Entwurf als eine durch und
durch verfehlte Sache dar.

Während von Malthus bis auf Frau Landrat Vovpelius mit
der berühmten „Bütte“ eine lange Reihe von bedeutenden und
unberühmten Leuten auftraten und die unbedingte Klein
haltung der Familie forderten, ſprach Karl Marx aus, was iſt.
Er wies nach, daß jede beſondere Warenerzeugungs und Aus
tauſchperiode ihr eigenes Bevölkerungsgeſetz hat. Die Be-
völkerungsbewegung kann alſo nicht durch Staatsgeſetze und
von Kommando wegen reglementiert werden. Das will doch
beachtet ſein.

Auch mit den ſechs Schutzparagraphen des Entwurfs rottet
man die Unzahl der verfemten Schutzmittel nicht aus. Es iſt
ſogar ſehr fragwürdig, ob das zweckentſprechend ſein würde.
Ein fachmänniſch orientierter Schriftfteller wie Grotjan äußert
ſich darüber dahin, daß die rückhaltloſe Empfehlung der Schutz
mittel bis zur völligen Kenntnisnahme durch die Geſamt-
bevölkerung von Beginn der Geſchlechtsreife an eines von den
Zielen ſei, welche ſich die geſchlechtliche Aufklärung ſtecken muß,
wenn ſie nicht Schönrednerei treiben will.

Sehr zutreffend bemerkt der berühmte Spezialiſt Blaſchko:
Der Wert der Schutzmittel iſt ein ungewöhnlich hoher. Das

Da die Diskuſſion über n er e der Geburten eneu einſetzen dürfte, wird die U. Preſſe Stellung zu dem

Entwurf nehmen müſſen.
Gen. Kynert, der ſeit Anfang 1916 munterbrochen Mitglied

der 16. Kommiſſion iſt, erſucht um Ueberfendung von Publi-
kationen, die auf das vorliegende Thema Bezug nehmen.
Reichstagsadreſſe genügt.

r



Kondom hat in
lionen, vor der

ne dieſes Mittel die

I t

e ende, viell Mil
lis heute eine Krankheit aller

n wäre. Da Blaſchko ähnliche wiſſenſchaftliche und
prophylaktiſche Anſichten in einer Broſchüre für Soldaten

n T der n R r undrchenleuchten ganz ich in einer Eingabe anden Reichstag als ein Burſche hingeht der den im Heere

ſtehenden Männern Anleitung zur Ausübung der Hurerei“
Es genügt wohl, dieſe Selbſtdenunziation tiefer zu

gen.
Der bekannte Profeſſor Baginſki, um den Autoritätsbeweis

gegen den Entwurf zu vervollſtändigen, betont: Will die Regie
rung größeren Kinderreichtum, dann mag ſie die Hälfte der
Kinder auf Staatskoſten erziehen laſſen. Sie wird ſehen, wie
ſchnell ſich die Zahl der Kinder vermehren wird. Die Präven
tivmittel, die heute dem öffentlichen Verkehr entzogen werden
ſollen, ſind beſte Schutzmittel gegen Anſteckungsgefahr.

Die ausgezeichneten Reſultate harmloſer, vorbeugender
Mittel beſtehen auch vor allem darin, daß ſie Millionen un-
bemittelter, armer und ärmſter Familien vor tieferem Herab-
ſinken in Not und grenzenloſes Elend bewahrt haben. Auch iſt
zu bedenken, daß durch die Maßnahmen des Entwurfs die ab-
ſichtlich herbeigeführten Fehlgeburten notwendig vermehrt
werden würden. Statt der Frau Erleichterung ihrer Lage und
Befreiung von drückender Ueberlaſtung zu geben, würde das
Geſetz zu einer neuen, harten Feſſel für ſie werden und ſie
wiederholt in ſchwere Zwangslage bringen. Geſundheit und
Gebärfähigkeit der Frau würden dadurch in Frage geſtellt und
unter Umſtänden aufgehoben werden müſſen. An eine Er-
höhung der Geburtenziffer iſt nur zu denken, bei Verwirk-
lichung einer großzügigen Sozialreform.

Die Mindeſtforderungen wären die folgenden:
„Ein gründlicher Ausbau des Arbeiterinnenſchutzes, insbe-

ſondere eine Verkürzung der Arbeitszeit für Jugendliche und
Frauen; Schutz vor dem Einfluß gewerblicher Gifte auf den
Organismus der Arbeitenden, Schutz vor ſchädlichen Arbeits-
methoden und Arbeitsarten. Weitgehende Erweiterung des
geſetzlichen Schutzes und der Fürſorge für Mütter und Säug-
linge. Staatliche und kommunale Einrichtungen, die der
arbeitenden Frau die Mutter und Hausfrauenpflichten er
leichtern: Schulſpeiſung, Errichtung von kommunalen Kinder
gärten, Kinderhorten uſw. Verbilligung der Lebensmittel durch
Abbau der Zölle und indirekter Steuern und ausreichende Be-
ſchaffung von Lebensmitteln durch die Kommunen. Wirkſame
Wohnungsreform. Sicherung eines freien Koalitionsrechts als
Mittel zur Erringung höherer Löhne und beſſerer Arbeits
bedingungen. Ein demokratiſches Wahlrecht für alle voill-
jährigen Staatsbürger beider Geſchlechter zu allen geſetzgeben
den und öffentlichen Verwaltungskörperſchaften als Mittel zu
ihrer wirkſamen Jntereſſenvertretung.“

Die in dem Geſetzentwurf angedrohten Strafen ſind hart,
ſie ſind aber auch überflüſſig, da in dem deutſchen Strafgeſetz
das keimende Leben in den S 218, 219 und 220 durch drakoniſche
Strafen geſchützt wird. Dazu kommt noch eine exzeſſiv ſtrenge
Rechtſprechung. Das Reichsgericht folgerte z. B. aus S 218
ſtrafbaren Abtreibungsverſuch, weil Nichtſchwangere, in dem
Glauben ſchwanger zu ſein, ſchwachen, gänzlich unſchädlichen
Tee eingenommen hatten in dem Jrrtum, er wirke abortiv.
Demgegenüber iſt es das Recht des gefunden Menſchenver
ſtandes, der Frau zuzuſtimmen, die aus theoretiſchen und prak-
tiſchen Erwägungen heraus zu dem Reſultat gelangt: Das
Weib allein iſt für die Entſcheidung in ſolcher Lage zuſtändig.

Da die Frau allein die Laſten, allein die Schmerzen der
Geburt auf ſich nimmt, da ſie ihre Kinder unter tauſendfachen
Mühen und unzählbaren Sorgen aufzieht, ſo iſt ſie, ſie allein
zuſtändig, darüber zu entſcheiden, wie oft ſie ihre mütterliche
Aufgabe erfüllen will. Sie kann nur handeln in der vollen
Freiheit des Willens zur Mutterſchaft. Es bleibt dabei:
ſie allein iſt zuſtändig. Und weil dem ſo iſt, ſo wird
der geſunde Menſchenverſtand aus dieſem Grunde und aus
allen vorher angeführten Motiven den vorliegenden Geſetzent-
wurf in allen ſeinen Teilen, ſowie als Ganzes rundweg ab
lehnen müſſen.

Politiſche Aeberſicht.
Die Nachwahl in ZwickanKrimmitſchau.

W. T. B. meldet, daß bei der am Montag ſtattgefundenen
Reichstagserſatzwahl in Zwickau nach dem bisher vorliegenden
Ergebnis abgegeben wurden für Meier (Soz.) 12 433 Stim-
men, für Hecker (Anabh. Soz.) 5036, für Klug nationale
Arbeiterpartei) 6096, für Braun (mittlere Stände) 102
Stimmen. Die Wahl Meiers dürfte ohne Stichwahl geſichert
ſein, da nur noch einige kleinere Orte fehlen.

Einen längeren Aufſatz, der das Wahlergebnis eingehend
würdigt, werden wir in der nächſten Nummer abdrucken. Heute
ſei ſchon feſtgeſtellt, daß die Unabhängige Sozialdemokratie
zwar das Mandat Stolles verloren hat, daß für uns aber kein
Grund vorliegt, mit dem Wahlergebnis allzu unzufrieden zu
ſein. Das ſoll eine andere politiſche Partei im Zeichen des
Belagerungszuſtandes uns erſt einmal nachmachen, ohne Tages
zeitung, ohne Organiſation und ohne bürgerliche Unterſtützung
auf den erſten Hieb 5000 Anhänger zu muſtern!

Das Echo, das der Ausgang der Wahl in der bürgerlichen
Preſſe findet, kompromittiert die Regierungsſozialiſten aufs
ſchwerſte. Wenn es ſo wäre, daß in Wahrheit 17 500 Anhänger
des Verſtändigungsfriedens gegen 6000 Anhänger der Erobe-
rungspolitiker geſtimmt hätten, ſo würde in der alldeutſchen
Preſſe betretenes Schweigen herrſchen. So aber zeigt ſie eitel
Freude darüber, daß Meier und nicht Genoſſen Heckert ge
wählt iſt. Die alldeutſchen Leipziger Neueſten Nachrichten
überſchlagen ſich faſt vor Freude, indem ſie ihrem ganzen Haß
gegen unſere Partei freien Lauf laſſen. Uns fürchten ſie, nicht
die Regierungsſozialiſten, die mit bürgerlicher Hilfe geſiegt
haben.

Der Jubel der Regierungsſozialiſten dagegen iſt merkwürdig
gedämpft. Wir wiſſen, warum. Jhr Halliſches Blättchen
ſchreibt:

„Die für den Unabhängigen gezählten Stimmen kann
man, gemeſſen an den in Niederbarnim und Spandau erreichten
Ziffern, als verhältnismäßig hoch bezeichnen.“

Und der Vorwärts ſtellt feſt:
„Bei der letzten allgemeinen Wahl im Jahre 1912 erhielt

Stolle 27 846 Stimmen, der Nationalliberale 17 892 Stimmen,
ein Zentrumsmann 148. Die Geſamtzahl der Stimmen iſt
diesmal von 45 994 auf 22 110, alſo weniger als die Hälfte,
zurückgegangen. Für die ſozialdemokratiſchen Kandidaten
beider Richtungen wurden 17211 Stimmen abgegeben, alſo
ungefähr noch zwei Drittel der letzten Stimmenzahl, die
Bürgerlichen ſanken aber auf weniger als ein Drittel ihrer
Stimmenzahl, da die Liberalen gar nicht aufgeſtellt hatten.“

Der Vorw. hätte noch hinzufügen ſollen, daß die bürgerlichen
Stimmen eben deshalb ſo erheblich zurückgingen, weil das
Bürgertum zum großen Teil ſogleich für den „Sozialiſten“
Meier geſtimmt hat. Dann hätte man freilich die hochtönenden
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Ein zweiter Brief Kaiſer Karls 7
Rotterdam, 11. Mai. (B. T. B.) Der Pariſer Korre-
ondent des Mancheſter Guardian meldet Der zweite
riefdes Kaiſers Karliſt anſcheinend wichtiger als der

erſte. Der Kaiſer erklärte in dem zweiten Brief, er ſei über
zeugt, daß er Deutſchland bewegen könne, Frieden zu ſchlie
unter der Pedingung, daß die Alliierten ihre territorrderungen anf ElſaßLothringen beſchränkten. Beſetzte Ge

ete ſollten ſelbſtredend geräumt und die Unabhängigkeit und
Souveränität W wieder hergeſtellt werden. Der Kaiſer
ſagte. er habe t reits der Zuſtimmung Bulgarens verſichert.
Der Kaiſer erſuchte, den privaten Charakter des Briefes durch
aus zu achten. Die franz ſche W grngg habe übrigens auf
Ehrenwort erklärt, ihn nicht verraten zu wollen. Poincaré
ſchlug während der Verhandlungen vor, daß die Monarchie, im
Tauſche gegen leſen Trieſt und Trentino an Italien ab
treten ſollte. Aber Kaiſer Karl antwortete, daß ein ſehr wich
tiges Bedenken dagegen beſtehe, daß nämlich die Monarchie
Trentino beſetzt halte, daß aber Frankreich Shleſien nicht
ſetzt habe. Ribot antwortete auf die ihm durch den Ausſchuß
für auswärtige Angelegenheiten vorgelegten Fragen, daß er zu
wählen habe zwiſchen der Ablehnung des Vorſchlages der
Monarchie und dem Bruch mit Jtilien Ribot hat geſtanden,
daß Lloyd George erſt nach langem Zögern der von Sonnino

eiwünſchten ablehnenden Antwort beiſtimmte. Lloyd George
at alſo angeblich r die n der öſterreichiſchen

Vorſchläge hervorgehoben und den Wunſch befürwortet, eine ſo
ſchöne Gelegenheit, um Frieden zu ſchließen, nicht vorübergehen
zu laſſen. Poincaré machte jedoch prinzipielle Einwendungen
egen alle Friedensverhandlungen und behauptete, daß der

Krieg nur mittels völligen militäriſchen Sieges der Entente
beendet werden könnte.

Der Korreſpondent des Mancheſter Guardian teilt weiterhin
„nit, daß im vorigen Sommer ahermals Vorſchläge gemacht
worden ſeien, und zwar an Briand. Der Korreſpondent wieder
holt die frühere Mitteilung, der auforge Ribot alle Alliierten
über die Briefe des Kaiſers Karl zu Rate gezogen habe. Die
ruſſiſche und die amerikaniſche Regierung ſeien erſt informiert
worden, nachdem die Vorſchläge abgelehnt waren.

Notiz des Wolffſchen Bureaus: Wie das Wiener K. K. Tele
graphenKorreſpondenzbureau von zuſtändiger Stelle erfährt,
exiſtiert der in vorſtehendem Arkikel wiedergegebene angeb
liche Brief Seiner K. und H. Apoſtoliſchen Majeſtät n i cht und

als ein neuerliches Machwerk der Entente bezeichnet wer-
en.

Kaiferzuſammenkunft.
Zwiſchen dem deutſchen und dem öſtereichiſchen Kaiſer, ſowie

dem König von Bayern haben im deutſchen Großen Hauptquar-
tier dieſer Tage Beſprechungen ſtattgefunden. Nach den
danach veröffentlichten amtlichen Kundgebungen ſoll beabſich-
tigt und erreicht worden ſein eine Feſtigung des deutſchöſter
reichiſch ungariſchen Bündniſſes in wirtſchaftlicher, politiſcher,
vor allem aber in militäriſcher Hinſicht.
„T.-U. meldet, in Wiener politiſchen Kreiſen verlaute neuer-

dings, daß äbnliche Abmachungen, wie zwiſchen Deutſchland
und Oeſterreich-Ungarn, auch zwiſchen den Mittelmächten und
Bulgarien ſowie der Türkei erfolgen werden, ferner daß be
ſiimmte Entſcheidungen über die Waffenhilfe Oeſterreich-Un
garns an der Weſtfront und über die Zuſtimmung Deutſchlands
zur auſtro-volniſchen Löſung erfolgt ſeien.

Dieſe Meldung wird von der halbamtlichen Köln. Zeitung
bereits widerlegt.
Der Vorwärts vermutet, daß die Zuſammenkunft auch die
ſchwebenden Oſtfragen im Sinne der Dynaſtien beſprochen
haben dürfte und verweiſt darauf, daß mit all dieſen Fragen
nach der Verfaſſung die Parlamente befaßt werden wmüßten.
Das iſt ganz richtig: nur dürfe bekannt ſein, daß die Parla
mente zurzeit nicht tagen, wie immer in kritiſchen Situationen,
die der Beſprechung durch den Reichstag bedürften.

Kein gleiches Wahlrecht in Sachſen

Die Angſt vor der Soziald emokratie.
Dresden, 14. Mai. (Priv.-Tel. B. T.) Die ſächſiſche

Zweite Kemmer beſchäftigte ſich heute mit der Wahlrechtsfrage.
Der Miniſter des Jnnern, Graf Vitztum, erklärte, es ſei
keinerlei Bedürfnis für die Aenderung des ein-
mal erprobten Wahlrechts vorhanden. Die Vorgänge
in Preußen hätten keinerlei Bedeutung für Sachſen. Das all
gemeine gleiche Wahlrecht würde nur dazu führen, daß die So
zialdemokratie die abſolnte Mehrheit im Landtag erlangte.
Zum Schluß erklärte, die Regierung ſei bereit, in Erwägungen
darüber einzutreten, ob der Zeitpunkt gekommen ſei, um das
Wahlrecht abzuändern, oder auf eine neue Grundlage zu ſtellen.
Was von ſolchen Erwägungen zu balten iſt, iſt z
kannt. Die Kammer nahm denn auch die Rede als ein glattes
Nein auf und ſtinumte in ihrer Mehrheit dem nationalliberalen
Antrag auf allgemeines, gleiches Wahlrecht mit zwei Zuſatz-
ſtimmen auf Lebensalter und Familienſtand zu.

Finnland nach der Konterrevolution.
Stockholm, 15. Mai. Svenſka Dagbladet meldet aus

Helſingfors: Die r des Landtages iſtnunmehr folgende: 51 Altfinnen, 25 Jungfinnen, 26 Agrarier,
21 Schweden ſowie gegen 20 Sozialdemokraten, die an der
Teilnahme an den Verhandlungen nicht verhindert ſind.

Seither hatte die Sozialdemokratie im finniſchen Landtag
die Mehrheit. Eine erhebliche Zahl ihrer Vertreter wird durch
die bürgerliche Militärdiktatur im Gefängnis gehalten.
Man ſcheint erſt noch die Monarchie aufrichten zu wollen,
ehe man ſie frei läßt.

Stockholm 15. Mai. Wie Svenſka Dagbladet aus Hel-
ſingfors èerfährt, veröffentlichten am Dienstag führende
Perſönlichkeiten aus allen bürgerlichen Parteien einen Auf-
ruf, in dem die Mitbürger aufgefordert werden, im Hinblick
auf Finnlands Bedürfnis nach innerer Stärkung und außerer
Kraft die monarchiſche Staatsform zu wählen.

Kleine Auslandsnachrichten.
Maurice gegen Lloyd George. Haag, 15. Mai. (Draht-

meldung.) Holl. Nieuws Bureau meldet aus London:
General Maurice, der bekanntlich ſeines militäriſchen
Poſtens enthoben iſt und die Aufforderung des Daily
Chronicle, in die Redaktion dieſes Blattes einzutreten, an
genommen hat, hat eine Erklärung über ſeinen Schritt ver
öffentlicht, in der er die Ausführungen Lloyd
Georges als unrichtig und ungenau zurückweiſt. Vor
allen Dingen weiſt er darauf hin, daß er ſich vor der Ver-
öffentlichung ſeines Briefes mit dem Chef des Generalſtabes
in Verbindung geſetzt habe.

Engliſche Verfaſſungsprojekte. Der engliſche Arbeitsminiſter
Barnes hat ſich am Montag in einer Rede zugunſten einer
Umgeſtaltung des vereinigten Königreichs in einen nach dem
Muſter der Vereinigten Staaten zu bildenden vierglied-
rigen Bund mit beſonderen Parlamenten für jeden der vier
Teile England, Schottland, Wales und Jrland ausgeſprochen.
Dieſe Rede hat einige Beachtung in der engliſchen Preſſe ge
funden, da man ſich fragte, ob Barnes Pläne auch die des
ganzen Habinetts ſind. Der parlamentariſche Mitarbeiter des
Daily Erpreß bejaht dieſe Frage und meint, der erſte Miniſter
hoffe ſo auch der iriſchen Schwierigkeiten Herr zu werden.

Erfolgloſer Anarchiſtenanſſtand in Moskau. Rotterdam,
15. Mai. (Drahtmeldung.) Nach einer Meldung der Morning
Poſt aus Moskau iſt dort ein Anarchiſtenaufſtand aus
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des Erbrechts in Rußland. Moskan, 15. Mh Petersburger Tel e r.) Am 2. Mai
a e wirwegliche Beſitz Cigentum des El

Seite: dir e rRegierung einen Proteſt gegen die A ion Beßarabiens durch
Rumänien erhoben.

Japan hält die ſibiriſche Unternehmung aufrecht. Aus Genwird ediibet: Der Herald meldet aus Tokio: Das Parlament

hat mit großer Mehrheit die auswärtige Politik Japans ge-billigt. Se neue Miniſter des Auswärtigen erklärte, daß
arg nicht in der Lage ſei, ſeine Sicherungsmaßnahmen in

ladiwostok aufzugeben er kündigte weitere japaniſche
Truppenſendungen nach dem Feſtlande an.

Scharfe Kriegsgewinnſtener in Amerika. Bern, 14. Mai.
W. T. B.) Nach einer Meldung des Matin aus Waſhington
iſt eine neue Kriegsſteuer in Vorbereitung, durch die alle Kriegs
gewinne, die eine beſtimmte Grenze überſchreiten, dem Staate
zufallen ſollen.

Amerika, der Kriegsverlängerer? Die Frankfurter Zeitung
meldet aus Berlin vom 13. Mai: Der frühere ruſſiſche
Marineagttaché in Berlin, v. Bock, ein Schwiegerſohn Stolopins,
at geäußert, daß England im Oktober 1917 bereit geweſenei x züſchließen, aber durch die Vereinigten
Staaten an der h Abſicht behindertworden ſei. Die Regierung in Waſhington habe, um ihre den
Ententemächten zur Verfügung geſtellten Gelder zu retten,
England und Frankreich zum äußerſten Widerſtand aufzu-
ſtacheln und ihnen durch das Verſprechen ausgedehnter Hilfe-
leiſtung neuen Mut gemacht.

Deutſcher Reichstag.
Dienstag den 14. Mai 1918, nachmittags 2 Uhr.

Am Bundesratstiſch: von Krauſe.
Anfragen.

Abg. Gebhardt (Konſ) beſchwert ſich über die Zroangs
maßnahmen gegen Landwirte zur Ahlieferung von Hühner
eiern; es ſei ſogar Soldaten der Urlaub verweigert worden,
wenn ihre Angehörigen nicht genügend Eier abgeliefert hätten.
Die getroffenen Zwangsmaßnahmen entbehrten der geſetzlichen
Unterlage.

Unterſtagrsſekretär Dr. Müller Zwangsmaßnahmen zur
Erſaſſung der Eier ſind zuläſſig und rechtsgültig. Eine Zwangs
lieferung von Eier vorzuſchreiben, iſt nach den gemachten Er-
fahrungen notwendig. Von einer Urlaubsverweigerung aus
dem genannten Grund iſt weder dem Reichskanzler noch dem
Kriegsminiſter etwas bekannt.

Hierauf wird die Beratung des
Etats der Reichsjuſtizverwaltung

fortgeſetzt.
Abg. Dr. Pfleger (Hentr.) begründet eine Refolutton, die

einen Geſetzentwurf fordert, durch den eine ſoziale Organiſation
der deutſchen Rechtsanwaltſchaft geſchaffen wird.

Abg. Behrend (D. Frak.) wünſcht die Möglichkeit, kurz-
ſriſtige Freiheitsſtrafen in Geldſtrafen umzuwandeln und
wendet ſich gegen die vielen Strafandrohungen in den Kriegs
verordnungen. Man ſollte ſich mehr mit Warnungen begnügen.

Abg. Herzfeld (U. Soz.) Der Reſolution des auf
Schafſung einer ſozialen Organiſation der deutſchen Rechts
anwälte ſtimmen wir zu. Jn bezug auf die ſteigende
Kriminalität der Jugendlichen darf man nicht vom
Strafrichter Veſſerung erwarten; wir brauchen ein neues
Jugendrecht, in dem nicht der Strafrichter, ſondern die Familie,
der Lehrer, der Vormundſchafterichter eine Rolle ſpielt. Vor
allem muß man, um der Kriminalität zu begegnen, den Kampf
gegen den Krieg führen, der alle Kulturgüter und alle Sittlich
keit zerſtört. (Beifall b. d. U. Soz.) Unter dem geſetzlichen
Belagerungszuſtand werden die Beſtrebungen der UnabhängigenSozialdemokratie zu landesverräteriſchen geſtempelt, dieſe Le

ſtrebungen, die getragen ſind von der glühendſten Vaterlands-
liebe, von der Liebe zum Vaterland der großen Maſſen, von der
Liebe zu allen Kulturidealen. (Beifall b. d. U. Soz.) Die
Unabhängige Sozialdemokratie wird außer-
halb des Rechts ſtehend erklärt, das beweiſt das Ver
gehen gegen Frau Zietz. Das t grrh ſpricht Recht nach
dieſem Rezept des früheren Reichskanzlers Michaelis. So hat
es auch die Mitglieder des Jugendbildungevereins Dresden
wegen Landesverrats zu Zuchthausſtrafen verurteilt. Durch
dieſe Art der Klaſſenjuſtiz tut das Reichsgericht alles, um die
Macht der Militärdiktatur zu ſtarken. (Beifall b. d. U. Soz.Stürmiſche Unterbrechungen und Pfuirufel Rufe b. d. Vlehr-

heit, der Vizepräſident Dr. Paaſche ruft den Abg. Herzfeld zur
Ordnung.)
Staatsſekretär v. Krauſe: Aufs entſchiedenſte weiſe ich

dieſe Art der Kritik an der Rechtſprechung des Reichsgerichts
zurück. (Beifall b. d. Mehrheit.) Das Reichsgericht hat noch
nie rn dazu gegeben, daß man ihm nachſagt, daß es gegen
ſeine Au fung von Recht entſchieden hat. Daß die Unab-
hängigen Sozialdemokraten nicht jenſeits des Rechts ſtehen, be
weiſt gerade der Fall Zietz. Dem Grundgedanken des Antrages
des Zentrums zur Schaffung einer ſozialen Organiſation für
die Rechtsanwälte ſtehe ich freundlich gegenüber.
Abg. Landsberg (Soz.): Mit der Abſage des Staats
ſekretärs gegen bureaukratiſche Engherzigkeit verträgt es ſich
nicht, daß zum Veiſpiel die Startsanwaltſchaft in Frankfurt
a. M. gegen unſeren Parteifreund Wendel Anklage im effent
lichen Jntereſſe wegen Beleidigung eines Oeſterreichers erhoben
bat, deſſen Buch über Serbien Wendel in einer öſterreichiſchen
Zeitung beſprochen hat. Die Sigatsanwaltſchaft in Frankfurt
hatte es ſo eilig, daß ſie nicht einmal vom Reichstage die Er
mächtigung zur Strafverfolgung nnchſuchte. (Hört, hörr! b.
d. Soz.) Der Eiſer, der ſich dort äußerte, könnte ſich beſſer an
der Front austoben. Zum mindeſten ſcheint einer der Herren
dort überflüſſig und zeeignet fur ein anderes Tätigkeitsfeld.
Die Verordnung, daß derfenige, der mehr als den Höchſtpreis
zahlt, grundſälich ſtraffrei ſern ſoll, begrüßen wir mit Genug-
tuung. Es wäre auch ein Skandal, wenn z. B. der Ceuköllner
Oberbürgermeiſter dafür, daß er die unzureichende Erfaſſung
der Lebensmittel ſeitens der Behörden durch höhere Preiſe aus-
zugleichen ſuchte, beſtraft würde. Unter der vom Reichsgericht
Verurteilten ſind viele, die der Sache der Menſchheit zu dienen
glaubten. Dann hätte der Friede von Vreſt-Litowſt und von
Bukareſt wohl zu einer Amneſtie in weitem Umfange Ver
anlaſſung geben ſollen. (Lebh. Beifall b. d. Soz.)

Abg. Dr. Cohn- Nordhauſen (U. Soz.): Dem Grundgedanken
der Zentrumsreſolution ſtimmen wir zu. Die Richter können
ſich den durch ihre Abſtammung und ihre Klaſſenlage bedingten
Wünſchen und Beſtrebungen nicht entziehen, darin liegt der
Grund der Klaſſenjuſtiz, die nicht etwa eine bewußte
Rechtsbeugung iſt. Vor hundert Jahren ſandte man Turner,
die für ein deutſches Vaterland ſchwärmten, auf die Feſtung,
heute ſchickt man Leute für die Verbreitung von Flugblättern,
die ſich mit den Mitteln zur Herbeiführung des Friedens be
ſchäftigen, ins Zucht haus. Die Strafe iſt eine andere ge
worden, aber geblieben iſt die Blindheit und Engbrüſtigkeit der
Alaſſenrichter und die Verfolgungsſucht des Staates. Von den
außerordentlichen Kriegsgerichten iſt die Klaſſenjuſtiz geradezu
überſpannt worden, weil ſie glaubten, ſie könnten damit der
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Monaten Gefängnis verurteilt. (Hört, hört b. d.Die Gerichte ſuchen eben jede kri h Tendenz mit

r itteln zu unterdrücken. Eine Frau, die für ihr
rankes Kind Medizin aus der Apotheke holen wollte und deren

Mann im Felde ſieht, geriet dabei in einen Menſchenhaufen;
ein Schutzmann ſah, wie ſie ſich an einem Straßenbahnwagen
niederbeugte. Sie erklärte das damit, daß ihr der Hut vomgerie efallen war, und der Schutzmann za zu, daß ſie bei der

Verha ng keinen Hut S as Gericht aber erklärte ſie
durch as Zeugnis des Schutzmannes für überführt, ſich an dem
Verſuch, den Straßenbahnwagen um e beterligt zu
haben, und verurteilte ſie zu anderthalb Jahren Zuchthaus.
Lebh. Pfuirufe u. Hört, hört b. d. U. Soz.) Jngendliche Per
ſonen ſind ſelbſt nach der Aufhebung der außerordentlichen
Kriegsgerichte noch Wochen lang in Haft geh ilten, ohne dem
Richter vorgeführt zu werden. Das zeigt die Verlodderung
aller Rechtsbegriffe, die bei den Behörden eingeriſſen iſt. Jn den
beſetzten Gebieten ſind Zuchthausſtrafen nach
ruſſiſchem Recht erkannt für Vergehen, die bei uns nicht mit
zuchthaus beſtraft werden; die Strafen werden aber in unſerenZuchthäuſern vollſtreckt. Hält der Staatsſekretär das für zu
fäſſhig? In Groß Strehlitz ſitzen auch ſechs oder ſieben der höchſten
Richter von Belgien. Den Hut ab vor dieſen belgiſchen Richtern,
die unter den Augen und Klauen der okkupierenden Macht den
Mannesmut beſaßen, um Recht Recht bleiben zu laſſen Die
Verlodderung des Rechtsgefühls zeigt ſich ja auch in der Polittk.
Man redet der Welt vor, wir hätten e mit Rußland geſchloſſen, und beſetzt ſein Gebret, um Getreide zu rauben. Sr.

Unruhe. Vizepräſident Paaſche: Jch bitte, dies Thema nicht
weiter zu verfolgen.) Jch wünſche unſerem Lande ſo viel mutige
und aufrechte Männer, wie in Groß-Strehlitz aus Belgien und
auch aus Deutſchland ſitzen, dann werden wir aus dem Krieg
in, den Frieden, aus der Lüge zur Wahrheit kommen. (Unter-
brechung und Zurufe. Ferner erinnere ich den Staatsſekre
tär an den Fall des Matroſen Reichwitſch, der am
50. Auguſt 1917 zum Tode verurteilt war und an ſeine Eltern
einen rührenden Brief ſchrieb mit der Bitte, die Gnade des
dere anzurufen. Die Kommando- oder Gerichts
behörde für einen Soldaten iſt beides ja dasſelbe hat den
Brief nicht befördert und die Eltern erfuhren erſt nach der
Vollſtreckung des Todesurteils von der Sache. (Lebh. Pfuil)
Zur Beförderung des Briefes war das Reichsmarineamt ja
nicht verpflichtet. Jch habe auch nie bezweifelt, daß bei dieſer
wie bei jeder anderen Scheußlichkeit die Papiere in Ordnung
ſind. Wir finden bei dieſer Abweichung vor der Ethik an
ſtändiger Leute eine Verfügung. wonach alles in Ordnung iſt.
(Unruhe und Zurnuſe.) Will aber der Herr Staatsſekretär nicht
qnordnen, daß in Zukunft bei Todesurteilen die Angehörigen
Mitteilung erhalten? (Vizepräſident Paaſche: Sie wiſſen ganz
genau, daß das nicht zur Zuſtändigkeit des Reichsjuſtizamts ge-
hört; ich bitte auch, nicht weiter von Klaſſenjuſtiz zu ſprechen.)
Ich ſpreche hier zum Reichsjuſtizamt.

g r Dr. Paaſche Darüber entſcheide ich, und
ich bitte Sie, jest zum Titel Staatsſekretär des Reichsſuſtiz-amts zurückzukehren. (Abg Cohn verſucht in derſelben Weiſe

weiterzuſprechen. Vizepräſident Paaſche unterbricht und
ſchwingt andauernd die Glocke, Zurufe b. d. U. Soz.: Das laſſen
wir uns nicht gefallen.)

Vizepräſident Dr. Paaſche: habe Sie darauf aufmerk
ſom gemacht, daß ich nicht dulden kann. daß Sie von Kluſſen
juſtig ſprechen Laute Unterbrechungen b. d. U. Soz., Glocke
des Präſidenten.) Sie haben zu ſchweigen, wenn die Glocke
tönt. Ich rufe Sie erneut zur Ordnung und mache Sie auf
die Folgen eines weiteren Ordnungsrufes aufmerkſam.

Abg. Dr. Cohn (fortſfahrend): Das iſt ein ſachlicher Ein
griff in die Debatte, der Jhnen nicht zuſteht.

Vizepräſident Dr. Paaſche Wegen dieſer Kritik an
meiner M rufe ich Sie zur Ordnung und werde
im Wiederholungsfall das Haus fragen, ob es Sie weiter
hören will. (Zurufe b. d. N. Soz.: Ein liberaler Präſident.)
Es gibt keinen liberalen Präſidenten, ſondern nur einen un-
parteiiſchen.

Abg. Cohn (fortfahrend): Jch kehre zum Thema zurück.
(Vizepräſident Paaſche: Zum Themr Staatsſekretär des
Reichsjuſtizamts.) Zu etwas anderem habe ich nicht geſprochen.
Jetzt erleben wir im vierten Kriegsjahr, daß die Klaſſenjuſtiz
auch unter dem Schutze des Reichstagspräſidenten ſteht. Des-
halb iſt es das beſte, zu ſchließen.

Vizepräſident Paaſche: Jch rufe Sie noch einmal r
Ordnung. Ich kann es nicht zulaſſen, doß das Beſtehen der
Kriegsgerichte ein Zeichen der Klaſſenjuſtiz iſt.

Die Debatte ſchließt. Die Keſolntion des Zentrums wird
zurückgezogen und in etwas allgemeinerer Form angenommen.

Der Juſtizetat wird bewilligt.

neTCTjCTzV Die Schatzgräber.
Humoriſtiſcher See- Roman von W. W. Jacobs.

Das Dach leckte an zwanzig Stellen und auf dem Boden e
das aber es hatte dafür einige Vorzüge in Herrn m
dorns Augen, von denen das junge Mädchen nichts wußte.
ſtand in der Türöffnung und beobachtete den Regen.

„Kommen Sie herein ſagte Fräulein Renzow mit bebender
Stimme. „Wie leicht kann Sie der Blitz treffen.“

Herrn Hagedorn durchfuhr plötzlich das Gefühl einer en
Freude über dieſe unerwartete Anteilnahme an ſeiner Sicher-
heit. Er wandte ſich um und blickte ſie an. t

habe keine Angſt,“ bemerkte er mit großer Zärtlichkeit.
„Nein, aber ich,“ verſetzte Fräulein Renzow mutwillig, „und

ich kann nie allein wieder über die Pforte kommen.“
Herr Hagedorn kam herein, und eine Zeit lang ſprach keiner

von ihnen. Das Praſſeln des Regens auf das Dach wurde
weniger betäubend und das Waſſer fing an, durchzutropfen,

Strahlen zu bilden. Ein Stück blauen Himmels
zeigte ſich.

„Es iſt nicht mehr ſchlimm,“ ſagte Hagedorn, wieder vor die
Tür tretend.
Fräulein Renzow, eine ſcharfe Antwort zurückhaltend, begab

ſich ebenfalls zur Tür und blickte hinaus. Der blaue Fleck
nahm an Größe zu! der Regen hörte auf und die Sonne kam
wieder hervor; von jedem Baum tauſchten Vögel ihre Glück-
wünſche aus. Das junge Mädchen raffte ihre feuchten Röcke
zuſammen und ſchritt auf die Pforte zu, es ihrem Gefährten
überlaffend, r zu folgen.

Nun ſie ſich ſo ruhig näherte und der Himmel ſchön blau
war, war das Hinüberklettern bedeutend leichter.

„Jch glaube wirklich, ich wäre ganz gut allein hinüber-
gekommen,“ ſagte Fräulein Renzow, als ſie auf der anderen
Seite ſtand. „Es ſcheint mir, daß Sie das vorige Mal zu
große Eile hatten. Mein Kleid iſt ruiniert.“

Sie ſagte das ganz ruhig, aber ihre Stirn war bewölkt. Aus
ihrem Benehmen auf dem beſchleunigten a vermochte
Herr Hagedorn klar zu erkennen, daß ſie ihn für des Kapitäns
ungeſchicktes Vorgehen, den Regen, ihre verdorbene Kleidung
und eine etwa in allernächſter Zeit zu erwartende tüchtige Er
kältung verantwortlich machte. Er warf einen Blick auf ihren
ruinierten Hut und ihre feuchten, ihr um das Geſicht hängen
den, aufgegangenen Locken und verhielt ſich ruhig.

Nie. zuvor an einem Sonntagnachmittag hatte Fräulein
Renzow die Straßen von Lunderſtadt ſo voll von Menſchen ge
ſehen. Sie eilte mit geſenktem Haupte, den Blick geradeaus
gerichtet, vorwärts und verſuchte, ſich vorzuſtellen, wie ſie aus
ſehe. Kein Zeichen vom Kapitän ließ ſich ſehen, aber als ſie
in die Kirchenſtraße einbogen, erblickten ſie beide einen ge
waltigen, zottigen grauen Kopf zum kleinen Fenſter ſeines
Schlafzimmers hinausſchauend. Er verſchwand mit faſt er
ſchreckender Plötzlichkeit.
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a Der Kolonialetat.
Die Dr. Heuſcher (Vp.) und Stubmann (Natl.) wünſchen, e Staatsſekretär wieder Amtes

walten würde. Beide beben die Vedeutung der Kolonien für
die deutſche rinnſt hervor. 5

Abg. v. Böhlendorff (Konſ.) feiert den General von
Lettopw, glaubt, daß in der Kolonialpolitik aunmehr alle Par-
teien einig We und die politiſchen Gegenſätze aus dieſem
Kapitel verſchwunden wären, und erklärt zum Schlüß eine
wirkliche deutſche Kolonialpolitik ohne den Beſitz der fland
riſchen Küſte für unmöglich.

Dr. Arendt (D. Frak.) begrüßt als einer der älteſten
deutſchen Holonialpolitiker die Nebereinſtimmung des Reichs
tags in Kolonialfragen.
Abg. Henke (n. Soz.): Wir machen alle dieſe Phantaſtereiennicht mit. (Vigepräſtdent Paaſche t den Ausdruck, Unruhe

b. d. U. Soz.) Wir lehnen die kapitaliſtiſche Kolonialpolitik
gundſätzlich ab und ſehen in den kolonialen Plänen die eigent-
liche Urſache und den Zweck des Krieges Hinter uns ſteht das
Volk. (Rufe: Zwickau, Gelächter. Leider findet die Kolonial
polilik auch die Unterſtützung eines Teils der Sozialdemo-
kraten, die ins Fahrwaſer des Jmperialismus geraten ſind.
(Zuſtimmung b. d. U. Soz.)

Abg. Noske (Soz.): Bei der vorgerückten Stunde laſſe ich
mich auf eine Debatte über Urſachen und Kriegsziele nicht ein,
die Bemerkung des Abg. v. Böhlendorff ber die belgiſche Küſte
chört wirklich nicht zur Kolonialpolitik. Jch begnüge mich
amit, erneut feſtzuſtellen, daß auch nach Auffaſſung der ſozial-

demokratiſchen Partei, hinter der die Maſſe der deutſchen Ar
beiter, wie der geſtrige Tag wieder bewieſen hat, unerſchütter
lich ſteht (lebh. Zuſtimmung b. d. Soz.), unſer Gegner mit der
Wiederherſtellung des deutſchen Kolonialbeſitzes unter allen
Umſtänden zu rechnen haben.

Damit ſchließt die Debatte.
Das Haus vertagt ſich.

Abg. Ledebour (U. Soz.) beantragt, morgeneine Sitzung
mit der Tagesordnung Der Oſtfriedeg abzuhalten. Eine Ver
tuſchungspolitik ſei nicht länger am P g. die Vorgänge in der
Ukraine, in Finnland, Eſtland uſw. müßten beſprochen werden.

Vizepräſident Dr Paaſche Eine Erörterung iſt
morgen ſchon aus dem Grunde unmöglich, weil Staatsſekretär
t. Kühlmann im Hauptquartier iſt.

Der Antrag wird gegen die Stimmen der U. Soz. abgelehnt.
Nächſte Sitzung: Dienstag, 4. Juni, 2 Uhr. Kleine Anfragen,

Bee i dtand, Reichsamt des Jnnern.
Schluß 7 Uhr.

Aus der Provinz.
Elektriſche Ueberlandbahnen im Merſeburger Jnduſtriegebiet.

Aus Halle wird den L. N. N. geſchrieben: Unter Beteili-
gung der Allgemeinen Elektrizitäts- Geſellſchaft iſt ein g.
zügiges Projekt in der Entſtehung begriffen. welches
die weitere Umgebung von Inrße wo ſich ndu
ſtrien angeſiedelt haben, mit einem Netz von Ueberlandbahnen
u verſehen. Bisher beſtehen dort die Merſebu
eberlandbahnen, die r von der Berliner Dis-konto Geſellſchaft und der A. E. G. gemeinſam begründet wur

den, ferner die Elektriſche Straßenbahn Aben
MNerſeburg, deren Beſitzer die A. E. G. und die Allgemeine
Lokal und e W ſind. Beide Bahnen reichennicht im entfernteſten mehr aus, den Verkehr zu bewältigen,
zudem beſteht der Nachteil, d ie ohne Verbindung mitein-
ander ſind. Da nach dem Abſchluß des Krieges die ſichere
Ausſicht beſteht, daß große Jnduſtrien aus den weſtlichen
Grenzgebieten nach Mitteldeutſchland in die Nähe der Braun-
kohlengewinnung, z. B. nach dem Geiſeltal bei Merſeburg ver-
legt werden, ſo entſtand bei der Provinzialverwaltung der Ge
danke, mit Hilfe der A. E. G. in einheitlicher Weiſe für das
ganze Jnduſtriegebiet den Ausbau neuer Verkehrs-
bahnen in die Hand zu nehmen. Es ſind zunächſt vorgeſehen
eine Straßenbahn von Roßbach über Kahyna nach Merſeburg,
von Merſeburg nach Dürrenberg, von Ammendorf-Halle nach
Schkeuditz, von Halle- Ammendorf nach Schafſtädt über Lauch-
ſtädt, eine Bahn von Dürrenberg nach Lützen und eine Bahnvon Roßbach nach Weißenfels. Im ganzen ſind das etwa 68

Kilometer Ueberlandbahnen, deren Bau auf 10 Millionen
Mark veranſchlagt iſt. Die Provinzialverwaltung hat nun mit
der A. E. G. ſowohl, als mit der Berliner Diskonto- Geſellſchaft
ein Abkommen getroffen, wonach die Merſeburger Ueberland
bahnen A.G. und die Elektriſche Straßenbahn Halle--Merſe-
burg A.G. an eine neue Geſellſchaft übergehen, die den Namen
Merſeburger Ueberlandbahnen A.G. erhält. Die Diskonto-
Geſellſchaft überläßt käuflich der neuen A.G. ihren Aktien-
beſitz an den Merſeburger Ueberlandbahnen A.G. und ſcheidet
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(Erneute Zuſtimmung b. d. Soz.)

Herr Hagedorn ſagte „Adieu“ und entfernte ſich nach einem
flüchtigen Blick zum Fenſter hinauf.

Fräulein Renzow öffnete die Tür und ſah ſich in einem
leeren Zimmer.

Dann öffnete ſich die Küchentür und das Geſicht des Herrn
Wöbcke, voller Beſorgnis, erſchien.

„Sind Sie naß geworden, Fräulein?“ erkundigte er ſich.
Fräulein Renzow überhörte die Frage. „Wo iſt Kapitän

Boldt?“ fragte ſie mit klarer, durchdringender Stimme.
Das Geſicht des Herrn Wöbcke verdüſterte ſich. „Er iſt mit

Kopfweh zu Bett gegangen, Fräulein,“ antwortete er.
„Kopfweh?“ wiederholte das erſtaunte Fräulein Renzow.

„Wann iſt er zu Bett gegangen?“
„Ungefähr vor einer halben Stunde,“ ſagte Herr Wöbcke;

„gleich nach dem Sturm. denk mir, daß es davon
kommen iſt, wenn's auch komiſch genug ſcheint, wenn man be-
denkt, wie viele davon er auf See erlebt haben muß. Er ſagte,
er wollte nur direkt zu Bett gehen und verſuchen, es ſich weg
zu ſchlafen. Und ich ſollt' Sie bitten, keinen Lärm zu machen.

Fräulein Renzow rauſchte an ihm vorbei und ſtieg die Treppe
hinan. An der Tür des Kapitäns machte ſie Halt, aber das
laute Schnarchen eines entſchloſſenen Mannes ließ ſie zu dem
Entſchluſſe kommen, ihr Erſuchen um eine Erklärung auf eine
geeignetere Zeit zu verſchieben. Abgeſpannt, naß und ärger
lich erreichte ſie ihr eigenes Zimmer und warf ſich gedanken
los auf den berühmten alten ChippendaleStuhl, der, in Ge
mäßheit mit Herrn Hagedorns Jnſtruktionen, gegen die Wand
geſtellt war.

Der Kapitän erſchrank in ſeinem Schlafe.

Elftes Kapitel.
Herrn Grot hielt ſeine Aengſtlichkeit während der Verhand-

lungen wegen des Ankaufs der Schön Emilh fortwährend pen
delnd zwiſchen Hagedorn und Stobel, bis dieſe Herren bei ſeiner
Annäherung Reißaus nahmen und ihr Perſonal inſtruierten,
unwahre Auskünfte über ihren Aufenthalt zu geben. Tägliche
Briefe von Kapitän Buſack berichteten, daß er noch immer mit
Herrn Todd wegen des Preiſes feilſchte und Herr Grot fiel faſt
in Ohnmacht, wenn er ſich die ne mit dieſem wackeren
Kämpen auszumalen verſuchte.

Dreimal hatte er ſich auf die dringende Aufforderung ſeiner
Freunde, die die Notwendigkeit, den Schein zu wo yren, hervor
hoben, auf den Weg gemacht, der J eirrrn Beſuch
zu machen und dreimal war er auf halbem Wege umgekehrt,
als ihm die ſchwierige Natur ſeines Vorhabens zum Bewußt-
ſein kam. Ebenſo gut könnte man einen Wilddieb auffordern,
einen Förſter am Tage nach einem Raubzug einen Beſuch zu
machen.

Kapitän Boldt, der große Sehnſucht nach ihm hatte, um ihm
mit einigen wohl vorbereiteten Fragen auf den Leib zu rücken,
bemerkte ſein andauerndes Fernbleiben mit Bedauern. Schließ-
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A. E. G. 40 Prozent übernimmt. Den
r e intereſſierten Kommu tungenichelKonzern beteiligt ſich mit 100 000 Mark, da ſeine Braun
kohlenwerke durch die Bahnen guten neu bekommen. Die
Bauausführung der Projekte liegt in den Händen der A. E. G.

Merſeburg. Stadtverordneten Sitzung. Unter
Mitteilungen wurde bekannt gemacht. auf eine Eingabe
Ammoniagakwerkes wegen günſtigerer Verbindung Halle--Verl
hat die Königl. h n erwidert, daß ſie den Zug
6 Uhr früh ab Merſeburg ſo legen wolle, daß er den r
anſchluß in Halle auf alle Fälle erreiche. Die Forleg auf An
ſtellung des Stadtbaurats wurde angenommen. Seine erſte
Arbeit ſoll die Aufſtellung eines Stadtbauplanes ſein. Ange
hommen wurde ferner ein Magiſtratsantrag auf Anſchaffung
eines neuen Gasofens im Gaswerk von der Firma Klönne-
Dortmund für 98 720 Mk. Die ſtädtiſche Beteiligung am Klein
bahnunternehmen in der bereits mitgeteilten Höhe ward gut-
geheißen. Der Landeshauptmann teilte dem Magiſtrat mit,
daß er den ſofortigen zweigleiſigen Ansbau der Fernbahn

ſowie den Bau der Bahn über Frankleben--
hroß-Kayna-- Roßbach befürworten werde.
F Die Fettration. Jn der ſtädtiſchen Butter-

verkaufsſtelle können die hieſigen Einwohner 25 Gramm Butter
und 25 Gramm Butterſchmalz auf Stadtbuttermarke 30 und
50 Gramm Butter auf eine Buttermarke K käuflich erwerben.
Auf eine Buttermarke G und auf eine abgeſtempelte Zuſatz
fettmarke des Kreiſes Merſeburg werden 50 Gramm Margarine
verabfolgt. Verkauf am Freitag an Haushaltungen 1 bis 1040,
am Sonnabend 1041 bis 2084. Am Freitag iſt außerdem
Marmeladeverkauf auf 38 B.

Querfurt. Kreistag. Jn der letzten KreistagsSitzung
wurde gewählt Herr t Heinecke als Kreistagsabge
ordneter für die Stadt Querfurt. Zum Kreisverordneten für
die Kreisvermittlungsſtelle in Auseinanderſetzungs-Angelegen-
heiten wählte der Kreistag Herrn Rittergutsbeſitzer BötherOb-haufenNikolai. Der Kreistag beſchloß fur 100 000 Mk. Klein
notgeld in Form von 19 und 50 Pfennigſcheinen herſtellen zu
laſſen und in den Verkehr zu bringen. Als ſoll er
hoben werden 50 Prozent der nach dem Kreis und Provinzial
abgabengeſetz vom 23. April 1906 heranzuziehenden Staatsein-
kommenſteuer und der Normalſtenerſätze für die Einkommen
von mehr als 420 bis einſchließlich 900 Mk., ſowie 50 Prozent
der ſtagtlich veranlagten Gebäude und Gewerbeſteuer

voll aus. Die neue r wird zunächſt Feit arg
einhalb llionen Mark Kapita an von en dieeſt übernehmen in z

ausſchließlich Betriebsſteuer. Die Errichtung einer
Ferienkolonie iſt hier geplant. Die Kinder in denRäumen des Schützenhauſes, das der Stadt gehört, unterge-
bracht werden.

Eisleben. Leinennähzwirn gelangt demnächſt zur
Verteilung durch die Firma Goldſtein. Dort haben die Ein
tragungen in die Kundenliſten zu erfolgen, und zwar Buch-
ſtaben M bis R am Freitag. S bis Z am Sonnabend. Die
übrigen Buchſtaben waren bereits an der Reihe, ar
find aber wohl attet. V erſter Linie ſollen den Zwirn
die arbeitende Bevölkerung haben. Hoffentlich bleibt's dabei.

Sangerhanſen. Fleiſchkartenausgabe. Die Fleiſch-
karten für die nächſten vier Wochen werden am Freitag, den
17. Mai, im Sitzungsſaale des Rathauſes ausgegeben, und
zwar: vormittags 8 bis 1 Uhr Nr. 1 bis 2400, nachmittags 8 bis
6 Uhr Nr. 2401 bis 8554. Die Mittelfelder der verbrauchten
Fleiſchkarten ſind mitzubringen.

Bitterfeld. Eine Erweiterung der Waſſerwerks
anlagen beſchloſſen die Stadtverordneten in ihrer letztenSitzung. durh die erweiterte Waſſerleitung und die Abgabe

von Waſſer an verſchiedene umliegenden Gemeinden, ſowie die
Weiterausbreitung unſerer Jnduſtrie und den Tage der
Grube Leovold hat ſich ſchon im Vorjahr ein Zurückgehen des
Waſſerſtandes unſeres Waſſerwerks gezeigt. Dies macht ſich
beſonders während der Sommermonate recht fühlbar und iſt
dringend Abhilfe nötig, um Stadt und Jnduſtrie genügend mitSe zu verſorgen. Jett werden täglich 4800 Kubikmeter
Waſſer gefördert. Der Waſſerwerksausſchuß hatte in Berück-
ſichtigung dieſes Uebelſtandes beſchloſſen, Verſuchsbohrungen bis
zu 35 Meter Tiefe vorzunehmen, einen neuen Verſuchsbrunnen
von 40 Meter Tiefe nebſt den erforderlichen Rohrleitungen und
außerdem einen neuen Senkbrunnen nebſt elektriſch betriebener
Behelfspumpe anzulegen. Verſchiedene Firmen waren zur Ab-
gabe von Angeboten aufgefordert worden, doch iſt nur ein An
ebot von der Firma Swreker in Berlin girggangen. Die
eſamtkoſten belaufen ſich auf etwa 60 000 Mk. in den

letzten Jahren die Rücklagen des Waſſerwerks bedeutend ge-
ſtärkt ſind, ſollen die erforderlichen Mittel mit 60 000 Mark
daraus entnommen werden. Die nicht vor der Stadt ſelbſt
ausführbaren Arbeiten ſollen an die genannte Firma vergeben
werden. Dieſe Vorlage wurde angenommen.

lich an einem Beſuche des Herrn Grot verzweifelnd, entſchloß er
ſich, ihm ſelbſt einen ſolchen abzuſtatten.

Herr Grot, der gerade den Worten ſeiner Frau lauſchte,
erhob ſich haſtig bei ſeinem Eintritt und lud ihn in gceößter
Verwirrung ein, auf einem Stuhle Platz zu nehmen, der ſchon
von Frau Grots Arbeitskorb eingenommen wurde. Der Kapi-
tän nahm einen anderen und ſchüttelte, er einigeunzu ſammenhängende Bemerkungen über das Wetter angehört
hatte, vorwurfsroll ſeinen Kopf gegen Herrn Grot.

„Jch te mir, Jhnen wäre etwas paſſiert,“ ſpr er.
müſſen ja Wochen her ſein, ſeit ich Sie zuletzt geſehen

C.

„Wochen?“ ſagte die plötzlich ſehr muntere Grot.
„Nanu, er ging vorgeſtern aus, um Sie zu beſ

„Ja,“ verſetzte Herr Grot mit Anſtrengung, das tat ich,
aber auf dem halben Wege zu Jhrem Hauſe trat ich mir einen
Nagel in den Stiefel und mußte wieder nach Hauſe gehen.

„Nach Hauſe!“ rief ſeine Frau aus. „Nanu, du biſt zwei
Stunden und fünfunddreißig Minuten weg geweſen.

„Es war ſehr ſchmerzhaft,“ ſagte Herr Grot, während der
Kapitän ihn offenen Mundes, ſtarr vor Erſtaunen über dieſe
genaue Zeitnotierung, anblickte. „Einmal dachte ich, ich würde
überhaupt kaum damit zurückkommen können.“
grgger du haſt keinen Ton davon erwähnt,“ beharrte ſeine

rau.
„Jch wollte dir keinen Schreck einjagen, Schatz,“ ſagte Herr

ro
Frau Grot ſah ihn an, machte aber außer einem langen,

zitterigen Seufzer, den der Beſucher für Tei e hielt, keine
Bemerkung. t„Jch denke oft, daß ich viel verſäumt haben muß dadurch,
daß ich ledig geblieben bin,“ meinte der Kapitän. „Es muß
ſehr angenehm für Sie ſein, zu wiſſen, wenn Sie fort ſind,
daß da jemand zu Hauſe ſitzt und die Minuten bis zu Jhrer
Rückkehr zählt.“

Herr Grot erlaubte ſich einen kurzen erſtaunten Blick in der
Richtung. des Sprechers und fah dann zum Fenſter hinaus.

„Es gibt keinen Kameraden wie die Frau,“ fuhr der Kapitän
fort. „Kein anderer kann ſo völlig Jhre Freuden und Leiden
teilen wie ſie. Jch habe oft gedacht, wie angenehm es ſeinmuß, von einer Reiſe zurückzukommen und ſeiner Frau alles
zu erzählen wo man geweſen iſt, was man getan hat und was
man tun will.“

Herr Grot warf ihm von neuem einen verſtohlenen Blick zu;
kp Grot, etwas argwöhniſch geworden, folgte ſeinem Bei-

piel.
„Es iſt zu ſchade, Herr Kapitän, daß Sie nie geheiratet

haben,“ ſagte ſie ſchließlich; „die meiſten Männer tun alles,
was ſie können, um alles vor ihren Frauen zu verbergen. Erſt
an einem von dieſen Tagen

Sie beendete den Satz durch einen ausd len Blick auf
ihren Gatten, Boldt, dem plötzlich ein Licht aufging, beeilte
ſich, das Tiema zu wechſeln

Fortſetzung folgt.)

v
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Spiritusmarken. Dei Ausgabe der Spirius
marken erfolgt Freitag. den 17. Mai, für die in der Liſte ein
e Anpohner in der Zeit von 8 bis 1 Uhr im Rat-

aus, ZimmerDelitzſch. Der Käſeverkanf wird am
ſchloſſen. An dieſem L kaufen auf Abſchnitt 148 Fran

mern 1 bis 595.
Eilenburg. Gegen die neuen Milliardenſteuer-

vorlagen nahm am Sonnabend eine von annähernd 500
Perſonen beſuchte öffentliche Verſammlung Stellung. Der
Reichstagsabgeordnete unſeres Kreiſes, Genoſſe Raute, ſchil-
derte zunächſt die durch die ungeheuerlichen Kriegslaſten ver-
urſachten finanziellen Nöte des Reiches, die bei Fortdauer des
Krieges ſich ſchlechterdings noch ſtändig ſteigern Mit
den angenommenen Steuervorlagen der beiden Vorjahre in
Höhe von 650 Millionen 1916 und 800 Millionen 1917 konnte das
immer großer werdende Defizit im Reichshaushalt nicht gedeckt
werden, und es ſei auch mit dem jed zur Beratung ſtehenden
Steuervorſchlägen der n den von rund 3 Milliar-
den nicht zu decken. Gleichwohl ſei dieſe drückende ſteuerliche
Belaſtung des Volkes mit 416 Miſliarden immer nur erſt ein
ſchwacher Auftakt für die Steuerforderungen, die vom Reiche
nach dem Kriege erhoben werden müßten; denn nach unumſtöß-
lichen rechneriſchen Grundlagen wird der Etat des Reiches nach
Friedensſchluß mit dem 5- bis fachen Betrage der letzten Vor
kriegsjahre bilanzieren. Es ſtehe aber nicht zu erwarten, daßRegierung und Reichstag einen gerechten Ausgleich zwiſchen den

indirekten und den direkten Steuern herbeiführen werden; denn
auch die jetzigen Vorſchläge bringen wiederum nur einen
geringen Teil „wirklicher“ Beſitzſteuern, die nur als ein „Feigen-
vlatt“ für den ſchamloſen Raubzug auf die Taſchen der breitenveſihzloſen Maſſen bezeichnet werden können. Zudem würden

die Beſitzſteuern, die in England zu weit höheren Prozentſätzen
und laufend erhoben werden, bei uns nur einmalig gezogen,
während die Verkehrs und Verbrauchsabgaben für immer
weitere h wer ſind. Die Steuervorlagenim einzelnen erörternd, k Redner dem bnis, daßdie Anſchläge auf die vekrense und Verkehrsbelaſtung mit

im Ra
ldungen

ſatz e und 1 S S pniſrege
in der eingebrachten Form Erhaltung derWirtſchaſt e an die bedeutet, und das r einer

wo die breiteſten des Volkes unermeßkiches Opfer an
Gut und Blut zu bringen haben! Die vom Redner wieder
egebene Aeußerung eines Regierungsvertreters, daß dieiſch-induſtrielle Spielen für einen künftigen

Krieg reſerviert werden müſſe, wurde von der Verſammlung
mit Ausdrücken tiefſter Entrüſtung entgegengenommen. Gerade
auf dem Gebiete des Stenerweſens hätte mit der ſo viel erörter-
ten „Neuorientierung“ der Anf fang r werden müſſen;werde aber nur geſchehen, wenn da lk ſeinen berechtigt

Forderungen in r wie auch auf rnund politiſchem Gebiete mit dem erforder

zu machen den Willen und den Mut n wird! EineDebatte fand nicht ſtatt, ein Beweis dafür, daß die Teilnehmer
die Stellung des Genoſſen Raute billigten.

ete ſich Dienstagu v Ein Unglücksfall ereifrüh 4 Uhr auf dem Perſonenbahnhofe. r Aushil cſeiger
Roch, in Schmerkendorf wohnhaft, ging die Bordſchwellen am
Gleis entlang. Da ein Güterzug eben Ausfahrt hatte, über
hörte er einen einfahrenden Güterzug. Durch dieſen wurde er
erfaßt und ihm das linke Bein unterhalb des Knies abgefahren.
Roch wurde ins Krankensous Torgau gebracht.

Torgau. Eierabgabe. Jn der Zeit vom 16. bis 18. Maiwerden an die eierverſorgungeberechtigten Perſonen des Kreiſes

Torgau in den unten verzeichneten Verkaufsſtellen je zwei Eier
zum Preiſe von 30 Pf. per Stück abgegeben.

e 465 Gramm Butter erhalten die Verſorgungs-
berechti gten in dieſer Woche. Am Freitag 10 bis 1 Uhr wird
Famtlieyunterſtützung gezahlt an die Nummern 601 bis 1155.

Wittenberg. Der Lutherhalle ſind durch günſtige Um-
ſtände zwei bisher unbekannte Bilder von Luther und Katha-
ring von Bora, von der Hand des älteren Cranach, zugefallen.
So berichtet in der- letzten Nummer der Leipziger Pu trierten
Zeitung der Pfleger der Lutherhalle, Profeſſor ordan.Kleiner als die im Winter in der v. gen amm-
lung zur Verſteigerung gekommenen Bilder vo ther und
Katharina v. Bora, kommen fie ihnen an Kraft m Ausdrucksund che der Farben zw ferlos gleich. Sie ſtammen aus
dem Jahre 1528 und zeigen jene Form des Lutherbildes, die

t r r 4d 3 2 W i

Nachdruck geltend
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wir v9 e aW e a Gr 534

im Sebengs

fkammer ee n Aanegeegeſe Lr 77 77 rund 70 tFavte Lage is und drei Jahren Ehrverluſt
7 ben Oberſtadtſekretär Kamp enkel, der eine

r umme veruntrenut haben foll, konnte nicht verwerden, da er ſich, wie ſeinerzeit gemeldet, nach ſeinerBeratung entleibt hatte.

Genoſſenſchaftliches.
Eine genoſſenſchaftliche Hochſchule in Petersburg.

Jn der letzten n r W des genoſſenſie Verbandes Nordrußlands wurden 10 000 Rubel zur

vrichtung ernes genoſſenſchaftlichen W tuts bewilligt. Die
Aufgabe c ſes Inſtituts ſoll ſein, re e aftliche
Kenntniſſe zu verbreiten. Es ſollen dort i Reihen Vorträge

ehalten werden, eine, die für ſolche Teilnehmer berechnet iſt,
ie nur am Abend als Hörer ergrinen können, und eine für

Teilnehmer aus der Provinz. ie ſollen eVolkswirtſchaftslehre, Statrſtik, Sozialogie, die TheorieSozialismus, Sozialismus und Genoſſenſchaft, Aera

und Landwrrtſchaft, genoſſenſchaftliche e Ge
noſſenſchaft und e Genoſſenſckaſts- undGewerkſchaftsbewegung, genoſſenſchaftliche So alt Ferner
ſoll vorgetragen werden über genoſſenſchaftliche unktionäre,
genoſſenſchaftliche Verbände und ihr Zuſammenar iten ſowie
über Geno enſchaft und Erziehung und die Grundlagen der
politiſchen Wißenſchaft. Jn beſonderen Klaſſen ſoll Unterricht
für Lehrer der genoſſenſchaftlichen Bewegung erteilt werden,
wobet folgende in Betracht kommen: allgemeine Büch-

rung, Spezialbuchführung für die verſchiedenen Zweige der
enoſſenſchaften ſowie deren Organiſation, ſerner praktiſche

Uebungen in den verſchiedenen Genoſſenſchaftszweigen, Handels-
korreſpondenz, Kredit und Bankweſen, praktiſche Waren
kenntuis, Kenntnis der allgemeinen Landwirtſchaft und ge
noſfenſchaftliches Verſicherungsweſen.

re Otto Kilian wern Druck che Genoffen
ſämtlich in Halle.

I 68à Polkshaus Jessnitz.
Für die Pfingſtfeiertage hält die Genoſſenſchaftihre Lokalitäten e tens empfohlen.

Pfingſtprogrum tut
Am 1. Pfingſtfeiertag, abends /28 Uhr:

kinmaliges Gustsplel der Wiener Kunsthünne

unter Mitwirkung erſter Kräfte
der bedeutendſten Wiener Bühnen W

Perſönlicher Leiter: Herzoglioh. Vortragsmoelster
Max Verano aus Wion. 2

Alles Nähere ſiehe Plakate.

Am 2. Pfingſtfeiertag, abends Uhr:

Ein Tag bei den Oherbayern!
Theater

„Der Pfarrer von Kirchteld“
Großes Volksſchauſpiel in 5 Bildern

von L. Anzengruber.O x Glänzende Dekoration. Herrliche Koſtüme.
Eintrittspreiſe und Verkaufsſtellen bekannt.

Wir laden die Einwohnerſchaft von Jeßnitz und Umgeg.
zu gigen Vorſtellungen ganz ergebenſt ein

*313 Die Verwaltung.
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Zahn Alelle Frau v. Schulz
Sprechstunde v. 9--6 Uhr abends.

Steinweg S2. 33
rbeits marlet

d Maurer, Mi a
Zimmerer und Wanuarbeiker
für hieſige und auswärtige Aebeltsſoke

sofort gesuoht.W. Bocke, Baugeſchäft, Reilſtr. w.

Wir suchen für unſeren Betrieb
ungelernte Arbeiter und Plutzarbeiter
in größerer Zahl, ferner

Eiſendreher,
Maſchinenſchloſſer,

Böttcher, Rangierer,
Rottenführer und Rottenarbeiter.

Arbelterannahmeſtelle Pulverſabrik Premnitz,
Rathenow, Bahnhofftraße 22. *136

Ein Gebot der Stunde
II Spare Paplor II

Darum benutzen Sie meine abwaschbaren Notizblöcke,
Notis- and Stenogrammhbefte, Notiz-, Telephon- und Skat-tafeln und Sie erfüllen eine vaterländische Pflicht

Fordern Sie gratis und franko Sperialapgebot meiner Ab-
tellung 4.

E. M. Viodemann,
Froionwalde/Odor.

Versandhaus fär Hagarsehmuok, Raarnoetze.
Speziatität: Waseh-, Tolletteon-, Rasier Greme,

Brililantine, Haarwasser.
z uoproqjosaozun ne zog de mozqjos uo n

Papler-Stoffhrage

ann Schade.
ei e. G. m. d. H.,

owie S c ransport führt
in dieſer Form achgew s aus

nd in allen Albert Aekermann,eiten wieder Chonaſeſrate 15. Tel. 56489.
am Lager.v e e ten eVerirlob, r

a. l. vom Lande, ſofort o. per 1. 6.

Praktisceher Wegweiserempfehlengwerteor Elnkaufesquollon
Nottatodt

Rosenberg
Konfektion and Mannfaktarwaren

Farden und eKauf man sohr deiHerm. TelſvofezOswald FSucher, Kaisorrtr. 8
Sehloiferoi, Solingor Stahdl waren.

Imbitud e
Meoreodoi de

e WViſtton
l Hüte Mätren,

Polz- u. Filzwaron.

L

lt ihre ff. Biere und
koholfreion Gorünke,

ſt Nue ler, Hanrfabturwaren.,

J Meiſe h 77Korbwaren J

45 Zinſen
Verzinſung und dreimonatiger Kündigung.

Einzahlungen auch ohne Einſendun

Strengſte Amtsverſchwiegen t c durch Stichwort.

Mundelsichoerheit. r 1 aller Anfragen.Kaſſenſtunden und J Sonnabend 2 Uhr.
Sparkaſſe d. Ransfelder Seelreiſes i. Eisleben

Gr. Steinſtr. 47, Eiſenhandlung.

m. Bern 2. bteente Kgenme Searigten.ehrliches Surga

Sozlaldemokr. Verein
für Halle Saalkreis.

(GegründetZam 19. April 1889.)

Ruſchin Schloſſer

ſtellen ein

Maſchinenfabrik, Raffſinerieſt.

Erfahrene
Eſſendreher,

Eiſenhohler und

Unſeren Mitgliedern zur Nach

richt, daß der Parteigenoſſe,
der Arbeiter

Wilhelm Mäller
(T7. Diſtrikh)

am Donnerstag nach kurzem
Krankenlager verſtorben iſt.

x Wer ſeinen Andenlen!
Der Vorstand

r dngenden Setresbedar

Lange Sellen,

gewähren wir für Spar- und Rapitalteintagen bei täglicher

es Sparbuohes koſten-
frei auf Reichsbank n Eis oder Poſtſcheck m.

Linden
ſtr. 41.

Geübter
Kartonnagen-Zuſchneider

zum ſofortigen Antritt geſucht.

Guſtan Münze Kartonpagen- Fabrik
Raffinerieſtraße 31

öhlbſel, Meer g steünager

für dauernde Arbeit geſucht.

Gottftied Lindner A.G.
Ammendorf, Halle a. d. S.

*318

Sämtliche Parteischriften vom Baä.

50 Wonteure, 50 Arbeiter,

Schmiede, RohrlegerE. O. Dietrich, Vhttehnſin
Sitterfeld. gen 478/479. 312

Allen Freu und Bekannten die tieftraurige Nach

richt, daß unſer nigſtgelie rer ensguter Sohn, derSergeant bei efner Hinenwerfer mpagnie

Heinrich Breite
(Jnhaber des Eiſernen Kreuzes 2. Klaſſe)

am 27. April dem Weltkriege zum r c iſt.Seit Anfang des Krieges hat an Känn pfen im
Weſten teil T t mußte in nvch ſein Leben,
erſt 27 Jahre alt, laDies zeigen in tiefſtem Schmerz an:

Die ſchwergeprüften Eltern
Heinrich Breitrück und Familie.

Kelbra, im Mai 1919. *907

Auch uns hat der Krieg das Beſte genommen
Nach langem Warten und Sehnen erhielten wir endlich die

tieftraurige Nachricht, daß unſer innigſtgeliebter Sohn und
Bruder, Schwager, Onkel, Neffe und Bräutigam, der Horniſt

Paul Landgraf
Infanterie Regiment Nr. 165)

in noch nicht vollendetem 21. Lebensjahre am 13. April dem
ſchrecklichen Völkermorden zum Opfer fiel.

Wir werden dein nicht vergeſſen!
Jn tiefem Schmerz:

Verw. Pmilie Landgraf als Mutter,
Artur Vogel u. Frau geb. Landgrat,
Gustav Landgraf und Frau,
Karl Franke u. Fran geb. Landgraf,
Otto Lan af und Fraum,
Anna Mon a als Braut,
Familie Wilhelm Hennig,
Familie Franz Stelzner. *g06Hohenleina, Hilſta Filendzrs. Holzweißig,

m Mai 1918.J der W deiner Jahre, wurdeſt du dahin gerafft,

iel zu früh verließeſt du die Deinen,
die ſo bitter um dich weinen.

Ein Flug mit Tränen allen denen, die den Krieg gewollt!

T W *à3]jz]zez
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Die Wahlrechtstragikomödie in Preußen.
Halle (Saale), 16. Mai 1918.

Das gleiche Wahlrecht auch in dritter Leſung abgelehnt!
War's Komödie oder Tragödie, was man im Dreiklaſſen

hauſe dem preußiſchen Volke in dieſen Togen vorgeſpielt hat?
Uns will ſcheinen, beides. Adolf Hoffmann hat durchaus
Recht, wenn er in ſeiner Schlußrede am Dienstag die Lauge
ſeines Spottes über jene ſtaatsretteriſche Kuhhandelspolitik
ausgegoſſen hat, zu der die Regierung ſich hingab, weil ſie den
Mut nicht aufbringen konnte, eine Tat zu tun, um dem Königs
wort und ihrem Mandat auch gegen den Willen der wahlrechts
feindlichen Junker Geltung zu verſchaffen.

Aber zugleich hat der Ausgang der Wahlrechtsver
dritter Leſung doch auch eine ſehr ernſte Seite. Die hat Dr.
Franz Mehring im Abgeordnetenhauſe angedeutet. Das
wiſſen die Maſſen des Volkes, die dringend nach Befreiung
von den Feſſeln eines ſchmachvollen Klaſſenwahlrechts ver-
langen, genau. Sie ſehen, was von Regierungsverſprechungen
zu halten iſt. Sie haben die Hoffnungen ſchwinden ſehen, von
Tag zu Tag ſtärker, wie die Regierung vor dem ſtarren Nein
der junkerlichen Wahlrechtsweigerer zurückwich, wie ſie ſich um
das Zuſtandekommen von „Sicherungen“ bemühte, die offen
kundig den Zweck verfolgten, die demokratiſchen Wirkungen
eines wirklich freien, gleichen Wahlrechts aufzuheben, zu
deutſch: den Einfluß der Arbeitermaſſen durch die
Sozialdemokratie zu mindern.

Die Arbeiter haben jetzt alle Hoffnungen aufgeben müſſen,
weil ſie überhaupt keine haben durften auf bloße Ver
ſprechungen hin. Die Wahlrechtsausſichten ſind auf dem
Nullpunkt angelangt, und die Erklärung des Staats-
miniſteriums, die Herr Friedberg kurz vor Toresſchluß ab-
gab, iſt nichts anderes, als die Rechtfertigung der Tatſache, daß
man jetzt nach dem berühmten Antrag Spee verfährt, trotz
dem er faſt einmütig abgelehnt worden war. Das Volk kann
warten, die Junker wollen's ſol

Die Wahlrechtsvorlage hat ein Loch. Wo das Herz ſitzen
ſollte, die Beſtimmung des gleichen Wahlrechts, ſteht nichts
außer det alten Rechtloſigkeit. Solange hat man das arme
Weſen, deſſen Kommen vom Volke jubelnd begrüßt wurde,
herumgeſchleppt von einer Kommiſſion in die andere, von einer
Kammer in die andere, von einer Leſung in die andere; ſo-
lange hat man an ihm herumgepfuſcht, bis es nichts mehr zu
retten gibt. Und ein weiterer Leidensweg ſteht ihn bevor.

Doch die Hoffnungen auf die Zeit nach Pfingſten ſind ebenſo
trübe. Ehe ſie auseinander gingen, haben die Fraktionen
noch einmal Stellung zur Lage genommen. Doch wurde überall
zum Ausdruck gebracht, daß eine Annahme der Wahlvorlage
der Regierung (und wie ſieht die ſchon aus!) durch den gegen-
wärtigen Landtag auch für die neue Abſtimmung und nach
Rückgang der Vorlage vom Herrenhauſe ausgeſchloſſen
ſei.

Nun gut. Das Wahlrechtsverſprechen blieb uneingelöſt. Der
ungekrönte König Heydebrand will es ſo. Vom Herrenhaus
wahlrechts freundliche Taten erwarten, hieße Feigen auf Diſtel-

bäumen ſuchen. Bleibt nur das Volk ſelbſt. Die Kraft
des Volkes, der Maſſen, die heute entrechtet ſind, und die nicht
im mindeſten daran denken, ſich von ihrem Erſtgeburtsrecht
etwas abmarkten zu laſſen. Dieſe Maſſen der proletari-
ſchen Wahlrechtskämpfer werden eines Tages auf den
Plan treten und rückſichtslos fordern, was man ihnen vorent
halten und ſie werden alle Widerſtände des gleichen Rechts aus
dem Wege räumen!

Preußiſches Abgeordnetenhaus.

148. Sitzung. Montag, den 18. Mai, nachmittags 2 Uhr.

Am Miniſtertiſche: Dr. Friedberg, Dr. Drews.
Vizepräſident Dr. Porſch teilt mit, daß der Präſident leider

durch Krankheit verhindert iſt, die Verhandlungen zu leiten.

Dritte Leſung der Wahlrechtsvorlagen.
Es liegen vor Anträge der Nationalliberalen (An-
drag Lucas) und der Volkspartei (Antrag Aronſohn) auf
Einführung des gleichen Wahlrechts entſprechend der Regie-
rungsvorlage. Das Zentrum hat die Sicherungsanträge(Anträge Vorſch wieder eingebracht. Die Rechtsnatio-
nalliberalen (Lohmann und Genoſſen) beantragen ein
Mehrſtimmen- Wahlrecht. Zunächſt erfolgt eine

allgemeine Beſprechung.
Avg. Porſch (Ztr.): Wir werden erſt klar in der Wahl-

rechtsfrage ſehen können, wenn über die Vorlage im Herren-
hauſe Beſchluß gefaßt worden iſt. Wir waren bereit, auf dem
Boden des gleichen Wahlrechts zu einer Verſtändigung zu ge
langen und werden auch in Zukunft zu einer Verſtändi-
gung bereit ſein. Unter dem gleichen Wahlrecht werden wir
nicht verhnindern können, daß radikale Mehrheiten in das
Haus einziehen, darum wollen wir Sicherung gegen das9

gleiche Wahlrecht. Wenn das gleiche Wahlrecht jetzt abgelehnt
wird, dann kommt es ſpäter ohne die Sicherungen, die wir jetzt
verlangen können. Eine Auflöſung des Hauſes in der
Kriegszeit wäre ein Unglück für unſer Vaterland. Die
überwiegende Mehrzahl meiner Parteifreunde wird für das
leiche Wahlrecht mit Sicherungen ſtimmen. Beifall imFentrum)

Abg. v. Hehdebrand (konſ.): Wir halten an unſerer Ab-
ſtimmung in der zweiten Leſung feſt und ſind bereit, auf der
Grundlage des Mehrſtimmenrechts zu einer Verſtändi-
gung zu gelangen. Dem Antrage Lohmann können wir nicht
zuſtimmen.

Abg. Dr. Ludewig (Natl.): Für den Antrag Lohmann
konnten wir nicht ſtimmen und können auch nicht dafür
ſtimmen, weil er den Boden des gleichen Wahlrechts verläßt.
Wir ſind grundſätzlich bereit, auf die Zentrumsanträge
einzugehen und wir erwarten umgekehrt, daß das Zentrum
nunmehr ſich auch für das gleiche Wahlrecht binden wird. Wir
hoffen auch weiter, daß die Proporzanträge die Zuſtimmung
der Mehrheit des Hauſes finden werden. Das gleiche
Wahlrecht iſt eine abſolute politiſche Not-wendigkeit, der wir die ge ebnen müſſen.

Abg. Lünicke r Unſere S nnn iſt gegenüber
der zweiten Leſung unverändert geblieben. Ueber die Sirungsanträge brchalten wir uns unſere r vor, bis
eine Einigung über S 8 rig iſt. Nicht die Sicherungen ſind
entſcheidend, ſondern das Wahlrecht ſelbſt. Der Antrag
mann kann eine Brücke zur Verſtändigung zwiſchen der Regie
rung und uns bilden. Wenn die Regierung bereit iſt, auf dieſer
Grundlage zu verhandeln, ſo find meine Freunde gern bereit,
in eine nähere Prüfung des Antrages eingutreten. Wir wollen
gern etwas Poſitives ſchaffen. Wenn bei unſeren Verhand-
kungen nichts herauskommt, ſo wiſſen wir uns von jeder Schuld

ei.

Abg. Dr. Pachnidke (Fortſchr. Volksp.): Auch in unſerer
rn ſich ſeit der zweiten Leſung nichts geändert. Wir
ehnen die S n ab und treten ein für das von

der Krone verſprochene gleiche Wahlrecht. Wir ſcheuen auch
einen Wahlkampf nicht, der r Anſehen dem Auslande
gegenüber erhöhen würde. Der Wahlkampf würde zeigen, daß
wir ſo ſtark ſind, daß wir dem Austrag eines inneren Streites
auch rend des s nicht aus dem Wege gehen.
gleiche Wahlrecht wird aus dem Wahlkampf hervorgehen und
damit ein verſtärktes Preußen. (Sehr richtigl) Wir wollen

auch, daß zwiſchen Preußen und Reich ein Ausgleich er
folgt, und dieſen Ausgleich wollen wir ſicherſtellen. (Lebhafter
Beifall links.)
Abg. Lohmann ar Die Verhältniſſe in der national

liberalen Fraktion haben ſich ſeit der zweiten Leſung nicht ge
ändert. Der neue Antrag, den ich mit meinen engeren Freun-
den eingebracht habe, bedeutet doch zweifellos ein Entgegen-
kommen gegenüber dem Standpunkt der Staatsregierung. Sie
ſoll uns ſagen, welche Teile unſeres Antrages ſich mit der
königlichen Botſchaft vereinigen laſſen und welche nicht. Bei
uns beſteht der ernſte Wille zur Einigung. Jm Lande draußen
marſchiert die Jdee und der Gedanke des gleichen Wahlrechts.
Das erkenne ich als Gegner, der ungebeugt nach keiner Rich-
tung hin iſt durchaus an. Man müßte blind und tauh ſein.
Kommt es zu einer Auflöſung und zu einer Neuwahl auch nach
dem Kriege, ſo liegen die Dinge ſo, de eine Mehrheit für das
gleiche Wahlrecht in dieſes Haus einziehen würde. (Hört, hört!
links.) Sehr ſtarke Schichten unſeres Volkes ſind nach wie vor
mit aller Beſtimmtheit 88 das gleiche Wahlrecht. Wenn ich
zugeſtanden habe, daß die Jdee des gleichen Wahlrechts mar-
ſchiert, ſo liegt das an der ſuggeſtiven Verſprechung der Krone.
(Sehr richtigk) Der gemeine Mann zieht aus dem königlichen
Verſprechen einfach den uß, daß das gleiche Wahl-
recht kommen muß. ir hoffen noch zuletzt, daß unſer
Antrag die Brücke zu einer Verſtändigung geben kann.

Vizepräſident Dr. Friedberg: Der Miniſterpräſident be-
dauert, hier nicht anweſend ſein zu können, da er durch ander
weitige Dienſtgeſchäfte verhindert iſt. Die Regierung iſt
zu einem Entgegenkommen auf der Grundlage des
gleichen Wahlrechts ſehr wohl geneigt. Sie ſtimmt den
Sicherungsanträgen des Zentrums zu. Die anderen Kom-
miſſionsvorſchläge müſſen natürlich nach derſelben Richtung
hin geprüft werden, ob ſie der Regierung tragbar erſcheinen
oder nicht. Abgeordneter Lohmann und ſeine Freunde
zeigen den ernſten Willen nach einer Verſtändigung! ſein An
trag ſcheint mir jedoch den Zweck nicht zu erfüllen, den der
Antragſteller will. So ſehr ich auch anerkenne, daß der Antrag
Lohmann von dem Streben nach einer Verſtändigung aus-
gegangen iſt, ſo muß ich leider ſagen, daß er mit der Vor
lage nicht vereinbar iſt. Der Abgeordnete Lüdicke be
tont, daß er einer Verſtändigung geneigt ſei; er ſagt jedoch, die
Sicherungen ſeien nicht ſo wichtig wie die Zuſammenſetzung
des Hauſes. Dann muß aber Herrr Lüdicke dafür ſorgen, daß
ein Wahlxecht zuſtande kommt, das Befürchtungen nach dieſer
Richtung ausſchließt. (Rufe: Das tut er jal) Aber er erreicht
es nicht. Denken Sie denn, daß das Pluralwahlrecht auch nur
eine Seſſion überleben wird? Dann haben Sie eine ſolche
Zuſammenſetzung des Hauſes, daß Sie dann ſicher ſein können,
daß das gleiche Wahlrecht kommt, wenn die Regie-
rung eine neue Vorlage macht. Es iſt ja ſchon der Geſichts
punkt hervorgehoben worden, daß die Sicherungen auch dann
notwendig erſcheinen, wenn ſe ein Pluralwahlrecht ein-
geführt werden ſollte. Ich bin mit den bisherigen Rednern
vollkom:nen darin einig, daß neue Geſichtspunkte nicht aufzu
bringen ſind. Fch beſchränke mich deshalb jetzt auf wenige
Worte: Jch möchte nur noch ſagen: Es iſt heute der Tag, wo
jeder mit ſeineni Gewiſſen zu Rate gehen muß (Sehr richtig!),
wo er ſich veranlaßt ſehen muß. nach irgendeiner Richtung
ſeinem Gewiſſen etwas abzuringen, wenn er die Folgen be
denkt, die die Regierungsvorlage haben würde. Es iſt ein
Jrrtum, wenn man denkt, daß mit der Ablehnung der Regie
rungsvorlage die Sache zu Ende ſei. Das iſt, um ſich drama-
tiſch auszudrücken, nur die Expoſition. Das eigentliche
Drama folgt erſt nach. (Sehr richtigl) Das iſt das,
was wir im Augenblick zu erklären haben.

Abg. Braun (Soz.): Für jeden Preußen, der ſein Vaterland
liebt, müſſen dieſe Kämpfe um das gleiche Wahlrecht, die zur-
zeit ihren Höhepunkt erreicht haben, ein Gefühl tiefſter
Beſchäm ung auslöſen. Faſt in allen europäiſchen Staaten
haben die Völker das gleiche Wahlrecht, in Jtalien iſt es wäh
rend der Kriegszeit noch ausgedehnt worden. England hat es
zum Teil den Frauen gegeben, ebenſo hat Dänemark das
Frauenwahlrecht eingeführt. (Hört, hört! b. d. Sos.) Aber
hier in Preußen, deſſen Volk ſeine wirtſchaftlichen und kul-
turellen Leiſtungen auf allen Gebieten der Technik, der Kunſt
und Wiſſenſchaft neben jedem Kulturvolk ſehen laſſen kann,
feilſcht man um das gleiche Wahlrecht wie der Teufel mit
Fauſt um die Seele. Das tut man einem Volke an, von dem
der Miniſter des Jnnern die Tatſache konſtatieren konnte, daß
„draußen auf der Wahlſtatt alle Männer unſeres Volkes den
gleichen Kampf kämpfen, mit gleichem Heldenmut in den Tod
gehen. Wie draußen im Felde, ſo halfen hier in der Heimat
Preußens Söhne unter Einſchränkungen und Entbehrungen
für ſich und ihre Familien dazu, daß unſer Volk den Kampf
um Leben und Exiſtenz ſiegreich beſtehen möge“. Der Miniſter
zieht daraus den Schluß, daß dieſem Volke, das ſo Wunderbares
leiſtet, das gleiche Wahlrecht im Staate gewährt werden
müſſe. Daß dieſe Auffaſſung nicht Gemeingut aller Teile
des preußiſchen Volkes iſt, iſt ein Zeichen eines beſchämenden
Tiefſtandes unſeres politiſchen Lebens. (Sehr wahr! b. d.
Soz.) Dieſer Tiefſtand offenbart ſich vor allem auch in den
Gründen, die gegen das gleiche Wahlrecht von einem kleinen,
aber ausſchlaggebenden Teil unſeres Volkes ins Feld geführt
werden. Das iſt der junkeriſche Hochmut, gepaart mit Ver-
achtung des Volkes in Reinkultur, der junkerliche Hochmut,unter ken wir in Preußen ſeit Jahrzehnten keiden. Das wagt
man einem Volke wie dem preußiſchen zu bieten, das ſelbſt
nach dem Ausſpruch des Fürſten Bülow die intelligenteſte
Arbeiterſchaft der Welt aufweiſt! Jhm mutet man zu, auf das
Mitbeſtimmungsrecht im Staate zu verzichten zugunſten jener
kleinen überhebenden Herrſchaftsclique, die für das geiſtige und
wirtſchaftliche Leben unſeres Staates nur von ſehr geringer
Bedeutung iſt! Welcher Geiſt in dieſen konſervativregktio
nären Kreiſen herrſcht, geht auch daraus hervor, daß z. B. ein
Konſervativer in der Kreuzzeitung bei den Erörterungen über
das Wahlrecht das Nietzſcheſche Zarathuſtrawort beifällig
zitieren konnte: „Den Herrſchenden wandte ich den Rücken als
ich ſah, was ſie jetzt herrſchen nennen: ſchachern und markten
um Macht mit dem Geſindel.“ (Hört, hört! b. d. Soz.) Das
Geſindel, das iſt das um das gleiche Wahlrecht kämpfende
Volk. (Hört, hört! b. d. Soz.) an will eine Wahlreform,
durch die die bisher in dieſem Hauſe betriebene r nicht
weſentlich verändert werden ſoll. Eine ſolche Weform hat
natürlich abſolut keinen Wert. Wenn weite Bevölkerungs-
kreiſe das gleiche Wahlrecht fordern, ſo fordern ſie es nicht
um des Wahlrechts willen, ſondern um einen größeren
Einfl auf die Politik des preußiſchen Staates auszuüben.
(Sehr wahr b. d. Soz.) Eine Wahlrechtsreform, die in der

Politik alles beim alten läßt, wäre eine infame Tänſchung
preußiſchen die tiefgehendſte Empörung und

mit ſeinem Antrag auf Ve
dieſer Briefe heißt es: Spee iſt bei einem
diviſionsſtab als Verp fizier und Quartiermeiſter,
alſo ziemlich weit ab vom (Hört, hörtl b. d. Sog.)
Er kommt alſo wenig oder S nicht in mit den
Truppen. (Hört, hört! b. d. Soz.) ie kann ſolch ein Menſch
von der „kraftvollen Kampfesſtimmung“ reden, der noch gar
nichts mitgemacht hat. Dieſes Geſpräch habe ich von O
zieren belauſcht. Es gibt jedenfalls ein anderes Bild von
Frontſtimmung auch in dieſen Kreiſen,“ (Hört hört! b. d. Soz.)
Die Kämpfer draußen wollen nicht wieder in das alte preußiſche
Elend zurücktkehren, das durch das Dreiklaſſenwahlſyſtem be
dingt war. (Sehr richtigl b. d. Soz.) Der Wechſelbalg des
Pluralwahlrechts. der bis jetzt beſchloſſen iſt, würde in der
preußiſchen Politik alles beim alten laſſen. Er iſt ein Zerr
bild voller Ungerechtigkeit und Unehrlichkeit. Das Plural-
wahlſyſtem richtet ſich in erſter Linie gen die großen aſſen
der minderbemittelten Volkskreiſe. e Merkmale für
Zuweiſung von Mehrſtimmen lau auf Bevorrechtung des

chsklaſſenwahlſyſtem, wieeſitzes hinaus. Ein 3 abſurdes
es die Kommiſſion beſchloſſen hat, muß geradeau s Peit-

r ins h der minderbemitteltenolksklaſſen wirken. es Pluralwahlſyſtem iſt ebenſo
volksfeindlich wie das Dreiklaſſenwahlſyſtem. Es iſt nur
weniger ehrlich und offen. (Sehr richtigl b. d. Soz.) Der
reichgewordene Kriegsgewinnler würde über den armen Kri
teilnehmer triumphieren. Dadurch, daß die Mehrheit auch das
Verhältniswahlſyſtem abgelehnt hat, hat ſie bewieſen, daß ſie
unter allen Umſtänden die minderbemittelten Volkskreiſe von
jeder Vertretung in dieſem Parlamente ausſchließen will.
(Sehr richtigl! b. d. Soz.) Ganz ſinnlos iſt der neue Antrag
Lohmann, der es einfach von Zufälligkeiten des Lebens, die von
dem einzelnen Wähler gar nicht beeinflußt werden können,
abhängig macht, ob er eine oder mehrere Stimmen erhält. Zu
alledem will man nun auch noch Sicherungen anbringen, damit
das auf Grund des neuen Wahlrechts gewählte lament
nicht aus Geſetzgebung und Verwaltung des preußiſ
Staates Einfluß ausüben ſoll. Das kann auch nur in Preu
xaſſieren, das ſich ein Parlament ſelbſt kaſtriert und
Jmbpotenz zur Löſung der großen geſetzgeberiſchen n
in Zukunft macht. Wir lehnen all dieſe Sicherungsanträge ab.
Sehr richtigl! bei den Soz.) Zum Schluß ein Wort an die
Regierung. Durch die heutigen rungen des Herrn Dr.
Friedberg ſind wir nicht klüger geworden. it
tiſchen Eiertanz, mit unverbindlichen Redensarten kann die Re
gierung in dieſer Situation nicht mehr auskommen. (Sehr
wahr! bei den Soz.) Gerade die unbeſtimmte Haltung der
Regierung hat dazu geführt, daß die Mehrheit gegen das gleiche
Wahlrecht eher größer als kleiner geworden iſt. Möge ſich die
Regierung ein Beiſpiel an Herrn v. Heydebrand nehmen, der in
der Erkenntnis, daß jetzt nur die Tat gelte, nicht mehr viel
Worte machte. Möge ſie den Mut zur Tat haben und dieſes
Parlament nach Hauſe ſchicken. Das würde vom ganzen preu
ßiſchen Volke als eine Erlöſung aus einer unhaltbaren Situa
tion empfunden werden. (Sehr wahr! bei den Soz.) Das Volk
toird daraus den einzigen Schluß ziehen, daß es ſich auf ſeine
eigene Kraft ſtellen muß, wenn es die Herrſchaft des Junker-
tums in Preußen in Scherben ſchlagen will. Jch ſchließe mit
einer Stelle aus einem Briefe von der Front: Wir haben den
mörderiſchen Waffen der ganzen Welt zum Trotz die g
Welt von unſerem Heimatboden verjagt, ſo werden wir auch die
paar Hundert volksfeindlichen Agrarier mit Leichtigkeit hin
wegfegen, ſo daß es ſie nie mehr gelüſten wird, mit den Volks
rechten Schindluder zu treiben.“ (Lebh. Beifall b. d. Soz.)

Abg. Dr. Mehring (Anabh. Soz.)
verlieſt zunächſt Feldpoſtbriefe, in denen ſcharf gegen die Be
hauptung des Grafen Spee proteſtiert wird, daß die Verſchie
vung der Wahlrechtsvorlage bis nach dem Kriege von der Front
als eine Erlöſung betrachtet werden würde. Jn einem dieſer
Briefe heißt es: „Ueber eine Bemerkung, daß er als Komman
dant des Stabsquartiers einer Diviſion draußen an der Front
eine führende Stellung habe, wird ſich an der von
Oſtende bis Baſel ein dröhnendes Gelächter erh und dieſe
Heiterkeit kann man den wirklichen Frontſoldaten gönnen.“
(Hört, hört! bei den Unabh. Soz.) Zur Sache ſelbſt liegen Be
trachtungen über gekrönte oder ungekrönte Könige, über einge
löſte oder nicht eingelöſte Königsworte ganz außerhalb unſeres
Geſichtskreiſes. Ueber das Materielle der Vorlagen hat mein
Freund Ströbel bereits x geſprochen. Wenn aber letzt
hin der Abg. Haeniſch fich auf Engels, Laſſalle, Marx und
Liebknecht zum Beweis für das Staatsgefühl der deutſchen So-
zialdemokratie berufen und den bürgerlichen Parteien dieſes
Hauſes vorgeworfen hat, daß ſie dieſes große Kapital an Staats
geſinnung der Arbeiterſchaft verwirtſchaftet haben, ſo ſind dieſe
Vorwürfe ungerecht. Ein großes Kapital an Staatsgeſin-
nung und Staatsgefühl in der Sozialdemokratie hat nie exi
ſtiert. Marx und Engels haben ſtets den Staat für die Zwangs-
maſchine erklärt, mit der die Minderzahl der Reichen und M
tigen die Mehrzahl der ohnmächtigen Armen im Zaume halte.
Laſſalle dachte in der Theorie anders, in der Praxis aber hat er
ſchon 1849 den en Staat als den Hrebsſchaden der deut
ſchen Nation und als Todfeind der deutſchen Arbeiterklaſſe be
lämpft. Wenn Abg. Haeniſch uns neulich Narren genannt hat,
ſo ſcheint mir, daß die hoffnungsfreudige Politik des Abgeord
neten Haeniſch ihn ſtark unter den Bann des Wortes gebracht
hat: „Am Hoffen und Harren erkennt man den Narren.“ (Sehr
richtig! b. d. Unabh, Soz.) Auch die Auffaſſung Haeniſchs, daß
Engels, Marx und Liebinecht erſt im Auslande die Böſewichter
geworden ſeien, iſt unrichtig, wie ſchon ihre Antwort auf die
Austreibungsorder aus Preußen beweiſt. Wir ſtehen heute noch
auf demſelben Standpunkt, auf dem die ganze Sozialdemokratie
vis 1914 geſtanden hat, daß der preußiſche Staat der
ſchwerſte Schaden der deutſchen Arbeiter, der ſchwerſte
Feind der deutſchen Arbeiterklaſſe iſt. Es iſt dielberkömmliche Eigentümlichkeit aller Klaſſenſtaaten, daß ſie in
ihrer Not den beherrſchten Klaſſen gewiſſe Zugeſtändniſſe
machen. Während aber ſonſt die herrſchenden Klaſſen dabei
wirklich ein Opfer zu bringen werden bei ſolchen Not
reformen in Preußen die beherrſchten Klaſſen immer noch
einige Stufen hinabgeſtoßen. Als vor hundert Jahren
eine unfähige Politik der h Regierung herzzerreißen-
dens Elend über die Bevölkerung gebracht hatte, wurde die Ver
heißung erlaſſen: Zu Martini 1810 ſoll es nur noch freie Leute
in Deutſchland geben. Was aus der Staatsreform von 1806
geworden iſt, weiß alle Welt. Die Bauern wurden bis auſ die
Knochen geſchunden zugunſten des r Mit Frf
Pahlrechtsverheißung vom vorigen Sommer geht es ebenſo:
wer da hat, dem wird gegeben, damit er die Fülle habe; wer da
nicht hat, dem wird genommen, was er hat. Der preußiſchen
Verfaſſung, dieſer wahren Dulderin, wird der letzte Atem ge
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chritt der Zeit wird ſich nur bekunden,mal nicht drei Jabrzehnte warten werden bis ſie ſi

und daß ſie dann nicht nur ein halbes Werk machen, wie es ihre
Vorfahren am 18. M 1 0den Unabh. Saz.) 848 gemacht haben. (Lebh Beifall bei

Abg. Korfanty (Vole): Wir ſind für den Schutz der Kirche
aber gegen den Schutz der jetzigen Schulzuſtände. Am Herren
daus haben wir kein Fntereſſe. Kommt es zur Auflöſung, ſo
ſchaffen wir allein 20 Herren von der Rechten aus dieſem Hauſe.
Lachen rechts.) Das deutſche Kompromiß gegen die Polen
kann dann nicht aufrechterhalten werden und wir werden für
alle Abgeordneten eintreten, die für das gleiche Wahlrecht ſind.

Damit ſchließt die allgemeine Beſprechung. Die Sicherungs-
anträge des Zentrums werden gegen die Rechte, die Fortſchritt-
ler und Sozialdemokraten abgelehnt. Der Geſetzentwurf
über die Zuſammenſetzung des Herrenhauſes wird gegen die
Stimmen der Fortſchrittler, Polen und Sozialdemokraten an
genommen. Dienstag 11 Uhr Weiterberatung.
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149. Sißung, Dienstag, den 14. Mai, vormittags 11 Uhr.
Am Miniſtertiſche: Dr. Friedberg, Dr. Drews, Hergt.
Dritte Leſung der Wahlrech?svorlagen.

Die Ausſprache wird bei dem geſtern zurückgeſtellten Artikel 2
fortgeſetzt. Danach wird u. a. ein Verſtändigungsausſchuß aus
Mitgliedern veider Häuſer gebildet, wenn die Erſte Kammer
einem Beſchluſſe des Abgeordnetenhauſes zum Haushaltsplan
nicht beitritt.

Dazu liegt ein Antrag Dr. Porſch (Zentr.) vor. Er ver
langt die Durchzählung beider Häuſer, wenn eines der beiden
Häuſer dem Haushaltsplan im ganzen ablehnt, nach dem Zu-
ſammentritt des Verſtändigungsausſchuſſes. Bei dieſen Durch-
zählungen ſollen nur ſo viel Mitglieder der Erſten Kammer
ſtimmberechtigt ſein, als die Mitgliederzahl des Abgeordneten-
hauſes beträgt Die Herabſetzung der Stimmenzahl der Mit-
glieder der Erſten Kammer erfolgt durch Ausſcheidung der er-
forderlichen Zahl der zuletzt berufenen Mitglieder.

Abg. Dr. Ludewig (Natl.): Wir haben große Bedenken
und lehnen den Antrag ab.

Aba. Dr. Bell tr.): Wir find von nationalliberaler
Seite ausdrücklich aufgefordert worden, eine Lücke auszufüllen,
und wir nehmen das Gute auch von anderen Parteien.

Finanzminiſter Dr. Hergt: Die Durchzählung würde das
Budgetrecht des Abgeordnetenhauſes nicht weſentlich beſchrän-
ken. Die Negte fung könnte dem Antrage zuſtimmen.

Abg. Bois (Nall.): Die überwiegende Mehrheit meiner
Freunde wird für den Antrag ſtimmen.

Abg. Meyer- Frankfurt (Frſ. Vp.): Wir ſind gegen den
Antrag. Das Budgetrecht des Abgeordnetenhauſes darf nicht
noch verſchlechtert werden.

Aba. Adolf Hoffmann (Unabh. Soz.)
den Antrag.Aba. Dr. v. Kries (Konſ.): Wir werden für den Antrag
ſtimmen.
Abg. Leinert (Soz.) Schon die ne Regierungs

vorlage enthielt weſentliche Machterweiterungen des Herren
hauſes auf Koſten des Abgeordnetenhauſes. Dieſer Antrag
geht darin noch weiter und will die Bedeutung des kommenden
Hauſes des gleichen Wahlrechts noch mehr einſchränken. Wir
lehnen den Antrag ab.

Der Zentrumsantrag wird darauf mit dem Artikel 2 ange
nommen

Artikel 3 wird angenommen.

Die Wahlen zum Abgeordnetenhauſe.
S 1, der feſtſtellt, wer wahlberechtigt iſt, wird ohne Ausſprache

angenommen.
8 2 behandelt den Ausſchluß von der Wahlberechtigung.
Abg. Dr. v. Kries (Konſ.) begründet einen konſervotiven

Antrag, wonach ausdrücklich erklärt werden ſoll, daß Perſonen,
die die bürgerlichen Ehrenrechte verloren haben, vom Wahlrecht
ausgeſchloſſen ſind.

Ein Zentrumsantrag, der Erleichterungen fordert, wird ab-
gelehnt, nachdem ſich Miniſter des Jnnern Dr. Drew s und
Abg. Boisly (Natl,) dagegen, der Abg. Dr. Le win (Frſ.
Vp.) dafür ausgeſprochen haben.

Der konſervotive Antrag wird angenommen. Jm
bleiben die Beſchlüſſe zweiter Leſung unverändert.

Das gleiche Wahlrecht.
Es ſolgt der 3. Danach hat jeder Wähler eine Grundſtimme.

Fünf Zuſatzſtimmen können hinzukommen (Pluralwahlrecht).
Die Fortſchrittliche Volkspartei beantragt Wiederher-

ſtellung der Regierungsvorlage, alſo Einführung
des gleichen Wahlrechts. Die gleiche Forderung ſtellt ein An
trag Lucas (Natl.) Ein Antrag Lohmann (Natl.) fordert zwei
huſatzſtimmen.

Abg. Dr. Porſch (Zentr.) Auch diejenigen meiner Freunde,
die ſich zunächſt entſchloſſen hatten, gegen das gleiche Wahlrecht
zu ſtimmen, werden heute dafür ſtimmen. Den Kommiſſions-
beſchluß lehnen wir ab. Die endqültige Stellungnahme zum
Antrag Lohmann behalten wir uns vor.

Abg. v. Kardorff (b. k. F.): Eine Verſtändigung auf der
innern Front, bei der es weder Sieger noch Beſiegte gibt, wäre
von bleibender und großer Bedeutung. (Beifall.)

Abg. Hirſch (Soz.): Eine Verſtändigung auf Grund des An
rags Lohmann, die Abg. Porſch für möglich hielt, könnte nur
erfolgen zwiſchen den Konſervativen, dem rechten Flügel der
Nationalliberalen und dem Zentrum, nicht aber mit denen, die
wirklich das gleiche Wahlrecht wollen. Für uns iſt der Antrag
Lohmann unannehmbar, weil er den Boden des gleichen Wahl-
rechts verläßt. (Sehr wahr bei den Soz.) Der Antrag Loh-
mann bedeutet ein völliges Ausnahmegeſetz gegen die Arbeiter-
ſchaft und gegen einen großen Teil der Kriegsteilnehmer. (Sehr
wahr! bei den Soz.) Die Anträge der Nationalliberalen wer-
den für uns im kommenden Wahlkampf eine gute Waffe ſein,
um die Nationalliberalen zu bekämpfen. Jch hoffe, daß dieſer
Wahlkampf bald kommt, denn ich kann mir nicht denken, daß
die Regierung ſich das Spiel, das jetzt getrieben wird, länger
gefallen laſſen wird. Ich möchte die Regierung erſuchen, end-
lich ihre ſchwankende Haltung aufzugeben. Das ganze Volk
würde aufatmen und es wie eine Erlöſung betrachten wenn die
Regierung für den Fall der nochmaligen Ablehnung des gleichen
Wahlrechts den Landtag auflöſen würde. (Lebh. Zuſtimmung
links.)

Abg. v. Oertzen (Freikonſ.) tritt für ein allgemeines, durch
gewiſſe Sicherungen gegen Ausſchreitungen geſchütztes, gleiches
Wahlrecht ein.

Abg. Adolf Hoffmann (Anabh. Soz.):
Meine Herren, wenn Logik auf der rechten Seite des Hauſes

noch den geringſten Kurs hätte und nicht unter Markkurs ſtände,
hätte der Vorredner ſchließen müſſen, als er die Worte des
Kaiſers anführte: alſo wir ſind ver pflichtet, für die Re
gierungsvorlage zu ſtimmen! Da es ſich aber nicht darum
handelt, auf welcher Seite die Logik liegt, ſondern die Macht,
verlangt Herr v. Oertzen Sicherungen; die bisher gebotenen
ſind ihm noch nicht genügend. Sagen Sie es doch ganz ehrlich
und offen wir wollen Sicherungen haben, d h. wir wollen
unſere Sitze hier für alle Zeiten garantiert haben, wir wollen
die konſervativen Sitze für alle Zeiten geſichert haben! Das
iſt doch das A und O aus allen Jhren Reden, wenn Sie es auch
noch ſo ſehr zu verdecken ſuchen. Dann iſt es doch ſehr einfach:
wer konſervativ wählt, erhält drei Stimmen, die übrigen er
halten zwei. und die für die Sozialdemokratie abgegebenenStimmen werden für ungültig erklärt. (Heiterkeit.) Das wäre
ein Wahlrecht. wie es Jbnen paßte! Dann könnten Sie in
aller Zeit hier Jhr Schläfchen weiter halten, dann würden Sie
nicht von dem geſtört, was draußen vorgeht. Denn, meine

melden,

Wir ſind gegen

übrigen

Heiterkeit. Wer darauf hofft, der hofft vergebens, und auch
der Warnungsruf des Herrn v. Kardorff wird nicht helfen, ſo
ehrlich und aufrichtig er ihn von ſeinem Standpunkt aus ge
meint hat. Wie die Regierung zur Wahlrechtseinführung
das beweiſt trotz aller Beſchönigung, daß an den beiden
wichtigſten Tagen der Herr Miniſterpräſident
nicht anwefend iſt. (Sehr richtig! bei den Unabh. Soz.)
Beſſer kann die Sache gar nicht gekennzeichnet werden. Die
Regierung wird ſich doch mit dieſer Vorlage nicht vor den Bauch
ſtoßen laſſen. Inzwiſchen hofft man ja und die Kompromiß-
ſtimmung wird ja immer bedenklicher hier im Hauſe immer
noch zu einer ſogenannten Verſtändigung zu kommen, bei der
ras Volk wieder über den Löffel barbiert werden ſoll; denndarum handelt es ſich ja nur. Das Umfallen iſt hier in Perma
nenz erklärt worden; man weiß nur nicht, wohin man
fallen ſoll, man hat den Platz noch nicht ſichergeſtellt.

Jm Zentrum, bei den Nationalliberalen und auch bei den
Freikonſervativen das zeigt die letzte Rede des Herrn von
Oertzen kriſelt es. Das eine ſteht aber unbedingt feſt und
der Austritt des Herrn v. Kardorff iſt ja das beſte Zeichen da
für; Herr von Kardorff bat das eingeſehen, was Sie ja alle
wiſſen, was Sie aber noch verhindern zu können glauben
wenn einmal das gleiche Wahlrecht abgelehnt wird, ſo wird die
nächſte Wahlrechtsvorlage nicht mehr ſo ſkandalös ausfehen
und nicht mehr ſo bepackt werden können wie die jetzige Vorlage.
(Sehr richtig b. d. Unabh. Soz.) Aber auch Herr v. Kardorff
predigt tauben Ohren; wen die Götter vernichten wollen, den
ſchlagen ſie mit Blindheit. Und Herr v. Kardorff hat recht,

die Linke und die äußerſte Linke könnten ſich

Die Dummheit unſerer Gegner ſoll leben;
ſie werden uns vorwärts bringen. Verlaſſen Sie ſich darauf!
(Zuruf.) Ach Gott. regen Sie ſich nicht auf, Dr. Arendt! Be
rufen Sie ſich nicht auf Zwickau. Auch Sie werden Jhr Ende
noch im Süßen und Salzigen See von Mansfeld finden; ver
laſſen Sie ſich darauf! Auch Sie werden nicht wieder heraus-
gefiſcht werden. Und ſelbſt wenn die Freiſinnigen Jhnen dies-
mal noch zu Jhrem Mandat im Reichstag verholfen haben
es wird doch nicht gelingen, Sie wieder herauszufiſchen. Laſſen
Sie das nur unſere Sorge ſein. Aber das eine ſteht nun einmal
feſt, daß die Tatſache, von der auch Herr v. Kardorff
hat, nicht wegzuleugnen iſt: Sie werden diesmal das hlrecht
nicht annehmen, aber wir können uns ruhig damit tröſten,
daß das Wahlrecht kommen wird und anders ausſehen wird

trotz dieſer Regierung.
Sehen Sie, das iſt ja der Unterſchied der uns von allen
andernd Parteien, auch von meinen ehemaligen Fraktions-
genoſſen ſcheidet Sie haben auf dieſe Regierung, Sie haben auf
die Neuorientierung gehofft wir nicht wir haben
vorausgeſehen, was kommen wird. (Sehr richtig! bei den Un-
abhäng. Soz.) Und wenn es auch bisber bei wenigen Eingang
gefunden bat verlaſſen Sie ſich darauf: unſer Weizen blüht
und er wird ſeine Ernte bringen zu ſeiner Zeit; deſſen können
Sie ſicher ſein. (Zurufe.) Ja, ja, auch Zwickau! Ach, meine
Herren, berufen Sie ſich doch nicht auf Zwickau. Wenn die Kon
ſervativen für den RNegierungsſozialiſten r r hätten wie
die Freiſinnigen, wäre ja die Stimmenzahl noch größer gewor-
den. Unruhe links.) Laſſen Sie doch dasl Sie werden ja
ſehen. Es giht doch nach der Haltung der Regierung und nach
der Haltirng der Parteien in dieſem Hauſe nur zwei Möglich-
keiten bei der Wahlrechtsfrage entweder kehren die Regierungs
ſozialiſten endlich um und kommen wieder einmal zur Beſin-
nung, was ich ſchon nicht mehr hoffe Große Heiterkeit), oder
aber die Wähler werden ſich, wenn der Krieg vorbei iſt, von
ihnen abwenden und müſſen ſich von ihnen abwenden. (Zuruf.)
Und dann werden auch die bürgerlichen Parteien wieder von
den Sozialdemokraten abrücken: denn der Mohr hat ſeine
Schuldigkeit getan, er kann geben. Darauf verlaſſen Sie ſich,
das ſteht feſt.

Der Herr Abg. Hirſch hat nun gefragt, ob die
Regierung ſich denn dieſes Spiel noch länger gefallen

laſſen wird. Ach ja, meine Herren, noch viel länger, ſo
lange Sie wollen. Hier iſt ja nur die Frage: wer ſoll fliegen,
das Haus öder die Regierung? Keiner hat Luſt dazu, da bleiben
ſie alle beide. (Große Heiterkeit.) Sie ſuchen die Verſtändi-
gung und Sie werden die Verſtändigung auch finden. Das
ſcheint eine Poſſe zu ſein. An der Front wird es aber trotz des
Grafen Spee als Drama empfunden. Es war geſtern die
Rede davon, es wären ja nur ein paar Briefe, die wir, hätten.
Wir können Jhnen aber Dutzende von Briefen von der Front,
und zwar aus den Kreiſen von Chargierten, von Offizieren
bringen, die erklären, daß der Graf Spee gar nicht an der Front
iſt, die Front gar nicht geſehen hat, daß das, was ich neulich vom
Kaſino ſagte, ſchon ſeine Richtigkeit hat. Er iſt ſogar Vorſteher
und hat die Leitung eines Kaſinos in der Etappe. (Heiterkeit.)
Das ſtimmt ſchon, und er hat ſo getan und hat die Stimmen
von der Front mitgeteilt.

Was nun ſchließlich die Regierung anbetrifft, ob ſie ſich
dieſes Spiel länger gefallen läßt, ob ſie die Wahlrechtsvorlage
durchführen wird, ſo meine ich, ſie wird ſchließlich, wenn es nicht
mehr anderes geht, erklären: Na ja, der König hat ja das gleiche
Wahlrecht verſprochen, und was jetzt als Sicherung des Mehr
ſtimmenrechts hineingebracht iſt, und wenn es auch nur eine
Zuſatzſtimme iſt,

das iſt das gleiche Wahlrecht, wird Herr Friedberg ſagen,
wie ich es auffaſſe.

Das iſt die bekannte Manier; wie man es auffaßt. Man faßt
es eben ſo auf, und man wird ſagen: Der König hat es ſo auf-
gefaßt, und dann werden diefenigen, die es glauben wollen, die
ein Jntereſſe daran haben. es zu glauben, dem zuſtimmen. Sie
glauben es ja lange ſchon. Sie oktrovieren ja dem
König das was er gemeinthat. Jm übrigen rechnen
wir auf die Regierung nicht. Sie hat keinen Mut, ſie hat keine
Courage, ſie iſt keine Minute vor dem Kriegserſatz-Lucanus
ſicher. Heiterkeit. Da wird man ſich immer damit gedulden
und im letzten Augenblick noch hoffen, daß ein Antrag, wie etwa
der Antrag Lohmann, nach der einen Seite gemildert und nach
der andern Seite verböſert, ſchließlich noch zum Ziele hilft, ein
Kompromiß zu ſchließen.

Uns wäre die Vorlage unannehmbar, auch dann, wenn es ſich
nur um eine Zuſatzſtimme

handelt, die beim 50. Lebensjahr erteilt werden ſoll. Der Kol-
lege Hirſch hat ſchon darauf hingewieſen, wie es mit der Ar-
heiterſterblichkeit fteht. Leſen Sie das doch bei dem Reichsſtati-
tiker Engel nicht zu verwechſeln mit Engels einmal durch.
Profeſſor Engel, der kein Sozialdemokrat, ſondern ein kaiſer-
ſicher Beamter iſt, hat vor längerer Zeit feſtgeſtellt, daß das
Durchſchnittsalter des Arbeiters 30 Jahre beträgt. Jnzwiſchen
ſoll es, den Krieg abgerechnet, ſich etwas verbeſſert haben. Neh-
men wir alſo 35 Jahre an Und nun wollen Sie eine zweite
Stimme bei einem Alter von 50 Jahren geben. Das heißt doch:
die große Maſſe der Arbeiter überhaupt ausſchließen. Und nun
ſollte ja auch noch nach der Zahl der Kinder eine Mehrſtimme
gegeben werden. Da ſind aber auch die Herren im Zentrum
und andere dagegen; denn dabei kommt ja in Vetracht, daß die
Arbeiter und die Bauern noch die meiſten Kinder haben. Das
ſcheint den Herren denn doch bedenklich zu ſein; denn das würde
jg nicht gegen die Demokratiſierung des Reiches wirken. Sie
werden alſo nicht annehmen. daß wir dafür ſtimmen können,
abgeſehen von den Wirkungen auf

die Kriegsteilnehmer,
die der Herr Abg. Hirſch hier erwähnt hat und auf die ich nicht
noch eingehen will. Die Kriegsteilnehmer, die mit ſchweren
Schäden an der Geſundheit heimkommen, auch diejenigen, die
nicht verwundet ſind, ſondern nur durch die Strapazen des nun
bald ein halbes Jahrzehnt dauernden Krieges fürs ganze
Leben geſchädigt ſind, deren Exiſtenz vernichtet iſt, denen die

wenn er ſagt,
freuen.

O

Sie, wenn Sie ein Blatt nach dem en vonger Monarchie.
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dem Kr Das iſt Jhre Sache; tun Sie darinJhren Gefühlen gar keinen g an!
Was das Ausland dazu ſagt,

darauf will ich mich nicht berufen. Sie kehren a an das
i Denn wenn Sie nur ein wenig um das

i en Welt r rgeJhnen die
ie weniger bei der Er

teilung eines Wahlrechts darum ern, was das Ausland
agt. Was aber das Volk und was die Feldgrauen an derFrrat ſagen nicht die Offigiersburſchen, nicht die Offiziere

aus dem Kaſino des Grafen Spee, ſondern die, wie wirklich an
der Front ſind das werden Sie noch zeitig genug erfahren.früher, als Jhnen lieb i lſo nur o weiter
Lehnen Sie die Regierungsvorlage, lehnen Sie das Wahlrecht
überhaupt ab, tun Sie Jhren Gefühlen keinen 3 an!
Denn wie es jetzt verhunzt iſt, 3 es fur das Volk wirklich
keinen Wert. (Sehr wahrl b. d. U. Soz.) Und die Regierung
mag zu Kreuze kriechen, ſie mag ſich die Fußtritte von rechts
gefallen laſſen, wir ſtehen auf dem Standpunkt: Wer am läng-
ſten lebt, erbt einſt die ganze Welt; und die Erben ſind wir.
(Bravo! b. d. U. Soz.)

Abg. Graef (Konſ.): Wenn ſpt das Ausland über die
Vorgänge in dieſem Hauſe freut, ſo liegt die Schuld an der
Regierung, die in Widerſpruch zur Oſterbotſchaft die Vorlage
noch während des Krieges eingebracht hat.

Abg. Lucas (Natl.): Alle meine Freunde, die in der zweiten
Leſung für das gleiche Wahlrecht mmt haben, werden nun
mehr für Wiederherſtellung der Regierungsvorlage ſtimmen.

Die Abſtimmungen.
Zunächſt wird über den Antrag auf Wiederherſtellung der

Regierungsvorlage e r Wahlrecht) r r rEin Antrag der U. Soz auf namentliche Abſtimmung
findet nicht genügende Ünterſtützung. (Abg. Ad. Hoffmann
wird wegen eines Zwiſchenrufes zur Ordnung gerufen.) Ein
konſervativer Antrag auf namentliche Abſtimmung wird an-
genommen.

Die namentliche Abſtimmung ergab die Anweſenheit von 421
Abgeordneten. Davon ſtimmten mit Nein 236 Abgeordneten, mit
Ja 185 Abgeordnete. Das gleiche Wahlrecht iſt alſo auch in
dritter Leſung abgelehnt. Für das gleiche Wahlrecht ſtimmte
die große Mehrheit des Zentrums, die größere lfte der
Nationalliberalen, die Fortſchrittler, die den ſozialdemo
kratiſchen Gruppen, die Polen und die Dänen, ſo einige
Freikonſervative und der Abg. v.

Darauf wurde über den Antrag Lohmann (gor m
ſtimmen) ebenfalls namentlich t. Der Antrag
mann wird mit 388 gegen 73 Stimmen, der Minderheit der
Nationalliberalen, einiger Freikonſervativer und einiger Zen
trumsabgeordneter abgelehnt.

Das Pluralwahlrecht.
Darauf wurde namentlich über die Ausſchußbeſ näm

lich das Pluralwahlrecht, das fünf Zuſatzſtimmen vorſieht, ab
geſtimmt. Die Ausſchußbeſchlüſſe wurden mit 220 gegen 191
bei vier Enthaltungen abgelehnt. Das Abſtimmungsergeb-
nis wurde von der Linken mit lebhaftem Beifall aufgenommen.

Da das gleiche Wablrecht abgelehnt iſt, ebenſo der Antrag
Lohmann auf zwei Zuſatzſtimmen, iſt alſo eine Lücke in der Vor
lage entſtanden.

Eine Regierungs- Erklärung.
Sofort nach Verkündiqung de Abſtimmungsergebniſſes verlas

Vijepräſident, des Staats miniſteriums Dr. Friedberg fol-
gende Erklärung:

Die Staatsregierung hält nach wie vor an dem gleichen Wahl
recht unverrückbar feſt und iſt eutſchloſſen, zu ſeiner Durch-
führung alle verfaſſungsmäßigen Mittel in Anwendung zu
bringen. (Lebhhafter Beifall links und im Zentrum.) Sie iſt
jedoch ebenſo der Auffaſſung, daß das Herrenhaus als
gleichberechtigter Faktor der Geſetzgebung zu dieſer für unſer
ganzes Staats und Verfaſſungsleben grundlegenden Frage
Stellung nehmen muß, zumal auch die Neuordnung des Herren
hauſes ſelbſt einen weſentlichen Teil des geplanten Reform-
werkes bildet.

Demgemäß wird auch das Herrenhaus mit der Vorlage be
faßt werden. Sollte dieſes dem geordneten Gange der Ge
ſetzgebung entſprechende Verfahren, entgegen der Erwartung dere innerhalb gemeſſener Friſt nicht zur end
glugey nnahme des gleichen Wahlrechts führen, ſo wird die

uflöſungdes Hanſ es zu dem erſten Zeitvunkt erfolgen,
zu dem dies nach vflichtmäßigem Ermeſſen der Staatsregierung
mit der Kriegslage verträglich iſt. (Lebhafter Bei-
fall links und im Zentrum.)

Darauf wird die Einzelberatung fortgeſetzt. Die weiteren
Paragraphen des Wahlgeſetzes werden unter allgemeiner großerAnraße angenommen.

g 14 wird mit einem Zentrumsantrage, der allgemein die
Sicherung der Wahlfrerheit fordert, angenommen.

Jn namentlicher Abſtimmung wurde die Verhbältniswahl für
i emiſchtſprrchigen Bezirke mit 293 gegen 113 Stimmen ab-
gelehnt.

Der Reſt des Geſetzes über die Wahlen zum Abgeordneten-
hauſe wird angenommen, ebenſo die letzten Artikel des Ver-
faſſungsgeſetzes, darunter ein Zentrumsantreg, wonach Ver
faſſungsänderungen einer Zweidrittelmehrheit bedürfen.

Darauf werden die drei Verfaſſungsgeſetze in der
Geſamtabſtimmung mit großer Mehrheit angenom-men. Dagegen ſtimmen die Fortſhrittli he Volkspartei, die
Sozialdewokraten, Polen und Dänen ſowie einige National-
liberale und Freikonſervutive.

Dienstag, 4. Juni, 2 Uhr: Geſtütsverwaltung, Anträge.
Schluß 5 V Uhr.

Allerlei,.
Fürſorge-Kommiſſionen zur Verbeſſerung der Lage der Kriege-

gefangenen und Zivilinternierten in Rußland.
Berlin, 10. Mai. (Amtlich.) Heute vormittag ſind die

im Friedensvertrag mit Rußland r Fürſorge-Kom-
miſſionen von Berlin nach Nußland abgereiſt. Sie werden ſich
zunächſt zur Einholung genauer Unterweiſungen nach Moskau
begeben und von dort aus über die einzelnen Gebiete Rußlands
einſchließlich Sibiriens verteilt werden. Jede dieſer 17 Kom-
miſſionen beſteht aus einem Offizier als Leiter, einem Arzt,
einer Schweſter vom Roten r und einer Zivilperſon, die
mit Land und Leuten und den örtlichen Verhältniſſen in ihrem
Wirkungskreiſe vertraut iſt. Hierzu kommen noch eine Anzahl
Seelſorger. Die Kommiſſionen werden an Ort und Stelle ſi
mit den bereits dert befindlichen neutralen (ſchwediſchen Und
däniſchen) Delegierten in Verbindung ſetzen, um mit ihnen
gemeinſam ihre Aufgabe durchzuführen.

ne eeeeeeeeeerreeeeeennSprechſtunde der Redaktion von 12 bis 1 ar
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Halle, den 16. Mai 1918.

liberaler und evangeliſcher
rbeiter.

Wahlrechtski

Von der r alle des Reichsvereins liberaler
Arbeiter iſt in einer Verſammlung am 11. d. M. nachſtehende
Entſchließung angenommen worden:

„Die gert Halle des Reichsvereins liberaler Ar-
beiter und Angeſtellten nimmt mit Entrüſtung Kennt-
nis von der Ablehnung der Wahlrechtsvorlage im Preußi-
ſchen Landtag. Sie erſucht die Regierung im gegebenen Augen
blick den Landtag auf zulöſen und Neuwahlen anzu
ordnen, damit das preußiſche Volk in die Lage kommt, eine
Majorität für die Regierungsvorlage zu ſchaffen.“

Der Verbandstag des Mitteldeutſchen Verbandes evange-
liſcher Arbeiter und Arbeiterinnen tagte am 12. Mai in Halle
und faßle „nach einer en Ausſprache heißt es in
einem uns zugeſtellten Berichte folgenden Beſchluß:

1. Der Verbandstag gibt der Hoffnung Ausdruch, daß
die Regierung am gleichen Wahlrecht au
lehnung ihrer Vorlage in der dritten Leſung feſthält. Er er
ſtrebt mit dem gleichen Wahlrecht nicht eine einſeitige,
die Feſtigkeit des preußiſchen Staates und die Pflege und
Förderung ſeiner Kulturaufgaben bedrohende Herrſchaft
der Maſſe, ſondern erwartet vielmehr durch die Mit-
arbeit aller Berufe und Stände unſeres Volkes am Auf und
Ausbau unſeres Staatslebens eine friedliche und kräftige
Weiterentwicklung, entſprechend den Aufgaben und Bedürf-
niſſen der neuen Zeit.

2. Der Verbandstag betrachtet die Wohnungs- und
Stiedlungsfrage, als die wichtigſte ſoziale Aufgabe,
deren Löſung großzügig und unverzüglich in Angriff genom-
men werden muß. Un das Jntereſſe weiteſter Kreiſe zu
gewinnen, ohne deren tätige Mitarbeit die Rieſenaufgabe
nicht bewältigt werden kann, iſt es nötig, auch pribaten
Unternehmungen, ſofern ſie den Beweis der Uneigennützigkeit
erbringen, öffentliche Gelder nicht vorzuenthalten.

Bis zur Entrüſtung haben ſich die chriſtlichen Arbeiter alſo
nicht aufzuſchwingen vermocht. Sie begnügen ſich ent-
ſprechend der Tradition und der Tendenz ihrer ſonſtigen Tätig-
keit mit Hoffnungen. Daß ſie damit nicht allzu weit kom
men werden, am allerwenigſten aber zum gleichen Wahlrecht,
hätte ihnen in dieſen Tagen nach der Beſchlußfaſfung durch das
ſtarre Nein der evangeliſchen Wahlrechtsgegner um Heyde-
brandt bereits zum Bewußtſein kommen können.

Der Maiſpaziergang der Arbeiterjugend.
Gen. Julius Hildebrandt ſtand am Freitag, 10. Mai, vor

dem Schöffengericht in Halle unter der Anklage, am Abend
des 1. Mai 1917 der Veranſtalter einer Verſammlung unter
freiem Himmel und eines Umzuges durch die Straßen von
Halle geweſen zu ſein. Mit der Sache hatte ſich bereits das
Schöffengericht in ſeiner Sitzung am 22. März beſchäftigt. Da
mals war die Verhandlung vertagt worden, um den. früheren
Polizeikommiſſar Vehring kommiſſariſch vernehmen zu laſſen,
der damals die Geſchäfte der politiſchen Dgrigt leitete, ſowie
den Polizeikommiſſar er über den Inhalt der Akten im
ſpäteren Termin zu vernehmen.

H. hatte einen Strafbefehl über 30 Mk. erhalten und dagegen
richterliche Entſcheidung beantragt. Der Angeklagte ſchilderte
den Hergang folgendermaßen Einzelne Jugendliche ſeien imApril 1917 an ihn herangetreten mit dem WVunſche, der Jugend
ausſchuß ſolle für eine Arbeitsruhe am 1. Mai 1917 unter den
Jugendlichen Propaganda machen. Das habe der Angeklagte
abgelehnt unter dem Hinweis, daß unter den damaligen
Verhältniſſen eine größere Beteiligung an einer Arbeitsruhe
am 1. Mai nicht zu erwarten geweſen ſei, andererſeits aber
könnten die Jusendlichen mit geſetzlichen Beſtimmungen in Kon

flikt kommen und das könne er den Eltern gegenüber nicht ver
antworten. Die Jugendlichen fügten ſich dieſen Gründen,
wünſchten nun aber, am Abend des 1. Mai nach 7 Uhr einen
Svaziergang nach der Heide machen zu dürfen. Dem habe er
zugeſtimmt. Vom Hallmarkt als Treffpunkt habe er abgeraten,
da dann der Weg durch die Stadt als Umzug von den Behörden
aufgefaßt werden könne. Schließlich habe man ſich auf den
Sandanger als Treffpunkt geeinigt. Wenn am Abend des
1. Mai auf den Brandbergen vor Jugendlichen eine Rede ge-
halten ſei und Jugendliche dann in geſchloſſenem Zuge ſingend
durch einige Straßen gezogen ſeien, ſo habe er von dieſem Vor
haben keine Kenntnis gehabt und davon erſt einige Tage nach
dem 1. Mai erfahren.

Der Zeuge Gittel, der unvereidigt vernommen wird, bezeugt
dasſelbe. Das Protokoll der Ausſagen des früheren Polizei
kommiſſars Vehring wird verleſen. Nach demſelben habe die
Jugendleitung eine allgemeine Genehmigung für ihre Ver
anſtaltungen gehabt, ſo daß nicht jede Veranſtaltung einzeln
angemeldet werden brauchte. Spaziergänge hätten keiner Ge-
nehmigung bedurft. Veranſtaltungen mit Vorträgen ſollten
beſonders angemeldet werden. Polizeikommiſſar Unger ſtellt
aus den Akten feſt, daß Hildebrandt am 23. Juni 1917 eine Ver
fügung erhielt, daß er alle Veranſtaltungen anzumelden habe.
Dem ſei er dann auch nach gekommen.

Rechtsanwalt Pfeiffer läßt aus dem Beſchluß des Reichs
inilitärgerichts, das den Schutzhaftbefehl gegen Hildebrandt am
28. März aufhob, feſtſtellen, „es ſei erwieſen, däß er, als von
einer Arbeitsniederlegung der Jugendlichen zum 1. Mai 1917
die Rede war, ſehr entſchieden widerſprochen und der Jugend
jede Maifeier verboten hat.“
Der Vertreter der Staatsanwaltſchaft führte

aus, es habe ein Spaziergang von 150 Menſchen ſtattgefunden,
das ſei kein gewöhnlicher Spaziergang, ſondern ein Umzug, das
ſei einwandfrei feſtgeſtellt. Mit dem Stattfinden des Spazier-
gangs war Hildebrandt einverſtanden, er habe auch im Monats
programm auf den Spaziergang hingewieſen. Wenn der Kom-
miſſar Vehring der Meinung war, Spaziergänge ſeien nicht ge
nehmigüngspflichtig, ſo komme das für dieſen Spaziergang
nicht in Frage, denn es ſei ein Mai-Spaziergang geweſen.
Darum müſſe H. beſtraft werden. Die Strafe ſei überhaupt
ſehr milde, da das Leumundszeugnis des Angeklagten bisher
einwandfrei war. Der Verteidiger führte demgegenüber
aus nach g. 19 des Verein geſetzes, der hier mit herangezogen
werden müſſe, ſei der Leiter oder Veranſtalter eines Auf
zu ges ſtraflos. Nach der Judikatur des Kammergerichts ſei
ein Aufzug anzunehmen, wenn durch denſelben die öffentliche
Ordnung gefährdet ſei. Das ſei hier aber nicht anzunehmen,
auch nicht erwieſen. Der Angeklagte habe zweifellos die Geneh-
migung den Jugendlichen nur zu einem harmloſen Spazier-
gang gegeben. Daß er nur einen ſolchen im Auge hatte, gehe
daraus hervor, daß er den Treffpunkt entgegen dem Wunſche der
Jugendlichen nicht nach dem Hallmarkt, ſondern auf dem außer-
halb der Stadt gelegenen Sandanger feſtſetzte. Dort draußen
fonnte weder die öffentliche Ordnung noch der Verkehr gefährdet
ſein.

Das Urteil lautete auf Freiſprechung des Angeklagten. Die
notwendigen Auslagen ſeien der Staatskaſſe aufzuerlegen. Zur
Begründung führte der Richter aus, es habe ein nichtöffentlicher
Aufzug ſtattgefunden. Der Angeklagte habe den Spaziergang
wohl gebilligt; daß derſelbe einen derartigen Umfang ange
nommen, konnte er nicht vorausſehen.

Die Erſatzmittelſtelle für die Provinz Sachſen iſt durch Ver
fügung des Herrn Oberpräſidenten der Provinz endgültig an
die Bezirkspreisſtelle (Halle. Stadthaus) angegliedert worden.
Die Erſatzmittelſtelle fordert zur Anmeldung der genehmi-
gungspflichtigen Erſatzmittel auf. Die Stelle iſt gesffnet täg-
lich von 8 bis 1 Uhr und 8 bis 6 Uhr. außer Sonnabend nach
mittag Telephoniſche Auskunft wird über Magiſtrat, Bezirks-
preisſtelle, gegeben. V r Erſatzmittel iſt die Geneh-
migung bis zum 30. Juni 1918 einzuholen; es wird beſonders
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Sprechſtunden der Gewerbeaſſiſtenten. Die bei der Könlichen et en fie tätige e Frl. Wagner hä
jeden Freitag von 6 bis 7 Uhr abends in den Dienſträumen der Kön lichen Gewerbeinſpektion, Bernburger

Straße 18 II, Sprechſtunden ab, damit
rinnen Gelegenheit haben, etwaige Wünſche und Anliegen ohne
Verluſt an Arbeitszeit vorzubringen.

Die ruſſiſchen Kriegsgefangenen keine freien Arbeiter!
Vor kurzem brachten wir eine Nachricht, daß die ruſſiſchen
Kriegsgefangenen vom 29. April ab als freie Arbeiter beſchäf
tigt würden. Dieſe Mitteilung entſpricht, wie wir bereits mit-
teilten, nicht den Tatſachen. Wir bringen daher nachſtehende

„Durch den n Wert luß des Deutſchen
Reiches mit Rußland iſt an dem Verhältnis der in Kriegs-
gefangenſchaft befindlichen Ruſſen als Kriegsgefangene vor
läufig nichts geändert worden. ie bisher, ſind ſie auch ferner
zur Arbeit verpflichtet. Nur hinſichtlich ihrer Entlohnung und
des ihnen anteilig zuſtehenden Reinverdienſtes ſind durch den
Friedensſchluß Beſſerſtellungen eingetreten.“

Zur der Gaſtwirtsgehilfen wird uns vom
Hrtsausſchuß der Arbeitsgemeinſchaft der gaſtwirtſchaftlichen
Verbände und Vereine mitgeteilt: Am Dienstag fand im
Reſtaurant Gerichtslaube eine Verſammlung der Vorſtände
ſämtlicher hieſiger Kellnervereine ſtatt, in welcher einſtimmig
der Ortsausſchuß gegründet und der proviſoriſche Vorſtand ge
wählt wurden. Sodann iſt der Lohntarif nochmals durchbe-
raten und beſchloſſen, denſelben am Sonnabend, den 18. Mai
dieſes Jahres in Kraft treten zu laſſen und mit allen zu Gebote
ſtehenden Mitteln durchzuführen. Auch ſoll am Freitag eine
öffentliche Aufklärungs- Verſammlung ſtattfinden.

Die amtlichen Bekanntmachungen betreffen den Eierverkauf
an 56 001 bis 65 000, die Gültigkeit der Grudebezugſcheine, den
Verkauf von Sirup und Quark, ſowie die Ausgabe von Milch-
karten auf Grund ärztlicher Atteſte und Saatkartoffelausgabe.

Die Handelskammer hat am heutigen Donnerstag eine
Sitzung zwecks Stellungnahme zu den Steuergeſetzent-
würfen und den Kanalprojekten.

Sanitätsrat Dr. Scharfe, der älteſte der Halliſchen Aerzte,
iſt im Alter von 82 Jahren verſtorben. Der Tote war als Arzt
beliebt und hatte ſtarke geiſtige Jntereſſen. Sein hohes Alter
ſah man ihm durchaus nicht an.

Ungenießbare Kartoffeln. Man ſchreibt uns: Die vorige
Woche vom Ernährungsamt zugeteilte Kartoffelmenge von8 Pfund ſoll bekanntlich auch für dieſe Woche mit reichen.
Nun ſind aber die gelieferten Kartoffeln ſo ſchlecht, daß ſie zum
großen Teil völlig ungenießbar ſind. Manche Familien haben
mehr als die Hälfte davon wegwerfen müſſen, weil ſie zur
menſchlichen Ernährung ungeeignet waren. Dabei iſt dann die
Menge ſchon in voriger Woche aufgegangen, und nun haben
Tauſende von Einwohnern dieſe Woche, wo noch dazu die
Pfingſtfeiertage vor der Türe ſtehen, niht eine Kartoffel mehr
im Hauſe. Da angenommen werden muß, daß beim Ernäh-
rungsamt bekannt war, daß die zur Ausgabe gelangten Kar
toffeln überſchlecht waren und man jedenfalls dieſerbhalb, um ein
weiteres Verderben derſelben zu verhüten, gleich auf einmal die
Menge für zwei Wochen frei gab, ſo muß die Frage aufgeworfen
werden, wie man der Bevölkerung zumuten kann fann, für
ſchweres Geld ungenießbares Zeug zu kaufen. Es wäre deshalb
unbedingt rege v daß noch im L.rufe dieſer Wocke ein Teil
der rtoffelmenge urch genießbare Ware unentgeltlich erſetzt
würde.

Schwimmunterricht für Schüler und Schülerinnen der
Volksſchulen. Als neuer Poſten im ſtädtiſchen Haushaltsplan
ſind von den ſtädtiſchen Behörden 6000 Mk. für „Schwimmunter-
richt der Volksſchüler“ eingeſetzt. Mit dem Unterricht iſt jetzt
begonnen worden. Er findet im Stadtbade mit Ausnahme der
Sonn und Feiertage an den Vormittagen von 8 bis 1 Uhr
ſtatt. Wie zu erwarten war, iſt die Teilnahme der Kinder über-
aus rege, ſo daß unter den ſich Meldenden eine Auswahl. ge
troffen werden mußte. Es ſind zunächſt 384 Knaben und 72
Mädchen und 1. und 2. Klaſſen, in erſter Linie Konfirmeonden,
und zwar auch wieder nur der nächſtgelegenen Schulen, aus-
gewählt und zum Unterricht beſtimmt worden. Die Teilnehmer
ſind in Gruppen von je 32 Knaben und 6 Mädchen eingeteilt,
die wöchentlich an je zwei Tagen Montags und Donnerstags,
Dienstags und Fereitags oder Mittwochs und Sonnabends,
jedesmal eine Stunde im Schwimmen unterwieſen werden.
Auf jeden Vormittag entfallen 4 Knaben- und 4 Mädchen-
gruppen. Der Unterricht ſoll erfreulicherweiſe auch während der
Sommerferien durchgeführt werden, ſo daß mit der Zeit auch
die jetzt nicht herangezogenen Kinder und Schulen beteiligt
werden konnen.

Der Hofſfſchlächtermeiſter wegen Preiswucher beſtraft. Wie
die Saalezeitung meldet, war der Hofſchlächtermeiſter Ernſt
Halke am 2. Februar vom Schöffengericht in Halle von der
Anklage wegen Preiswuchers freigeſprochen worden;
gegen das freiſprechende Urteil hatte die Amtsanwaltſchaft Be
rufung eingelegt, die am Dienstag vor der Strafkammer
zur Verhandlung kam. Der Angeklagte hatte 7000 Brühwürfek
für 294 Mark eingekauft und das Stück im Kleinhandel für
6 Pf. verkauft, mithin einen Verdienſt von 483 Prozent
gehabt, der nach der Anklage ein übermäßiger ſein ſoll. Die
Staatsanwaltſchaft beantragt anſtatt der urſprünglich von
der Amtsanwaltſchaft beantragten Geldſtrafe von 150 Mk. eine
ſolche von 300 Mk. das Gericht erkennt demgemäß auf eine
Geldſtrafe von 300 Mk., hilfsweiſe für je 10 Mk. einen Tag
Gefängnis.

Neues D-Zug Paar über Halle. Eine nene D-Zugverbindung
zwiſchen Berlin und Frankfurt a. M. wird vorausſichtlich am

Juni für den bürgerlichen Verkehr eingerichtet, ab Berlin,
Anhalter Bahnhof 7.08 vorm., ab Halle 9.50, b Erfurt 12.37:
ab Frankfurt 7.22, ab Erfurt 1.30, ab Halle 4.16 vormittags.

Bund für Volkskraft teilt mit Die Kleinpächter der
Aecker am Roſengarten 2, 3 und 4 werden erſucht, den für
das Jahr 1918 zu leiſtenden Feldhüterbeitrag in Höhe von
1,50 Mk. für jede Ackerparzeſle umgehend unter Vorlegung der
Ausweiskarte des Bundes bei der Firma Engel u. Vogel, Halle,
Niemeyerſtraße 18-19. zu bezahlen.

Tomatenpflanzen. Herr Profeſſor Karſten vom Bo-
taniſchen Inſtitut hat die große Freundlichkeit, den Kleinpäch-
tern und Mitgliedern des Vundes kräftige Tomatenpflanzen
zu dem billigen Preis von 25 Pf. pro Stück abzugeben. Auf
der Geſchäftsſtelle des Bundes werden die Bezugſcheine aus-
gegeben. Die Kleinpäcrhter und Mitglieder des Bundes werden
gebeten, ſich unverzüglich Tomatenpfliinzen zu ſichern.

E. Abderhalden.
Das Apolſotheater bringt ſeit Sonnabend in neuer Aus-

ſtattung und Einſtudierung die von der Doppelfirma Jungk
und Granichſtaedten verfaßte Operette Der Glückspil z zur
Erſtaufführung. Das heitere Stück und die ſehr gefällige
Muſik wurde vom Publikum freundlich aufgenommen.
neſſe Hildegard von Rhyn iſt Beſitzerin des Schloſſes Wor-
ringen. Das Beſitzrecht des Schloſſes wird ihr jedoch von
einem Egon Müiller, der einer Grafenfamilie entſtammt, ſtrei-
tig gemacht und dieſem wird durch eingeleiteten Prozeß das
Beſitzrecht zuerkannt. Müller beauftragt nun ſeinen Freund,
den Leberecht Prätorius, ſich als neuer Beſitzer des Schloſſes
zu gerieren und zwecks Uebernahme desſelben bei der Baroncſſe
vorzuſtellen. Müller ſelbſt beſchränkt ſich darauf, die Rechte
des neuen Beſitzers bei der Baroneſſe zu vertreten. Das
Schloß ſoll zu einer Spielbank a la Monte Carlo eingerichtet
werden und hat ſich dazu bereits ein Konſortium eingefunden,

PogBaro-

ſonders die Arbelle-

um die Sache zu

r J n W m rde er I e er eDie Baroneſſe iſt
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durch die heit der Baroneſſe angezogen, ſich erkennenund ſie als Braut gewinnt. Durch die Verlobung zer-
lägt ſich auch das geplante Projekt der Spielbank und d
roneſſe bleibt weiter Beſitzerin des Schloſſes. Die Haupt-

n der Damen Lotti Voß-Fuß, Theſirollen lagen in den Hä d
eißner-Carlo, ſowie der Herren AdalbertBerger und Agnes

Lieban (früher am Stadttheater), Fritz Tachauer (Jſerſtein)

wiederholt werden. Leberecht Fürchtegott Prätorins (Herr
Lieban) bot als Talmi-Zoologe und Pſeudo-Graf ein Bild

um Schreien. Die Rolle der Baroneſſe wurde von Frl. Theſi
erger, die über eine gute Stimme verfügt, mit Eleganz dar-

geftellt. Auch die übrigen Mitwirkenden trugen durch flottes
und ſicheres Spiel viel zum Gelingen des Ganzen bei.

Vermißter Mann. Am 18. April hat ſich der ſrülerc Müller,
n Jnvalide Hermann Riede, am 21. 10. 1875 in Friedrichs-

und Erdmund Ferry. Verſchiedene Gefangsſchlager n

chwerz geboren, aus ſeiner Wohnung in Holle heimlich enl-
ernt, ohne bisher ein Lebenszeichen von ſich zu geben. Er iſt
1,72 Meter groß, hat dunkelblondes, etwas granmeliertes Hagr,
dunklen Schnurr- und Spitzbart, blaugraue Angen, lückenyafle
Zähne, ſchleppenden Gang und war bei ſeinen Fortgange be-
kleidet mit rotbraunem Anzug, braunem weichem Filzhut,
ſchwarzen Schnürſchuhen, Trikothemd und gelber Krawvatte.
Riede iſt ſchwer nervenleidend. Es iſt nicht unrmöglich, daß er
ziellos umherwandert, vielleicht auch ſeines kranken Huſtandes
wegen in irgend einer Krankenanſt ilt aufgenommen iſt. Wahr
ſcheinlicher iſt aber, daß er Selbſtmord verübt hat. Auf un
bekannte Leichen wird deshalb hingewieſen. Nachrichten über
den Verbleib des Riede erbittet die Kriminalpolizei in Halle.
Dort liegt auch ein Lichtbild des Vermißten gus.

Brand. Durch Ueberkochen von Bohnerwachs
einem Keller in der Ludwig-Wucherer-Straße ein Brand, der
Waren im Werte von etwa 1500 Mk. vernichtete. Die herbei-
gerufene Feuerwehr konnte nach einer Tätigkeit von 20 Minuten
wieder abrücken.

entſtand in

Ammendorf. Den Spitzbuben iſt nichts heilig. Dem
Gaſtwirt Helm nahmen ſie jetzt die Vorhänge von den Fenſtern
der Kolonnade; Wert 300 Mk.

Gröbers Das Eiſenbahnunglück, das ſich am 11. De
zember 1917 in unſerem Bahnhof ereignete, wurde jetzt vor Ge
richt verhandelt. Das Schöffengericht Halle verurteilte den
Lokomotivführer Merkel aus Leipzig-Wahren zu einem Mo-
nat Gefängnis, der geringſten zuläſſigen Strafe. Der
vernnglückte Zug war 118 Achſen ſtark und 500 Meter lang ge
weſen.

Könnern. Die Zuckerfabrik hat in einer am Mittwoch
ſtattgehabten Verſammlung beſchloſſen, eine große Trocken-
a nlage zu bauen.

StadtTheater.
Tannhäuſer. Anläßlich der Mitglieder- Verſammlung des

Provinzial-Verbandes der Vaterländiſchen Frauenvereine der
Provinz Sachſen fand geſtern abend eine Feſtvorſtellung von
Richard Wagners t ſtatt, die aber im allge
meinen einen recht matten Eindruck hinterließ und ſo wenig
„feſtliche?“ an ſich hatte. Daß das Orcheſter nicht auf der ge
wohnten Höhe ſtand, ſtehen konnte. war vorauszuſehen, denn
zurzeit iſt dieſes reichlich überlaſtet. Auf der Bühne waren die
Zeiſtungen der Soliſten und die der Chöre recht ungleich. Die
Kunſt von Meta Touchh vertiefte in den klangſchönen Venus-
geſängen die Bedeutung der h für das Tann-
häuſer Drama In gewohnter Vorzüglichkeit verkörperte Dina
Mahlendorff als Eliſabeth die erlöſende Macht heiliger
Liebe, ſie bot unſßreitig die beſte Leiſtung des Abends. Der
Tannhäuſer von Oskar Bol z S am Schluſſe des zweiten
Aktes und in der kraftvollen Plaſtik der realiſtiſchen Romfahrt-
Erzählung auf rühmlicher Höhe, für lyriſche Stellen ließ die
Stimme geſtern jeden Schmelz vermiſſen. Die WolframWeiſen
ſang Fritz Herz mann mit gewinnendem Wohllaut, könnte
ſie aber noch etwas männlicher geſtalten. Den Landgraf gab
Anton Neuhauſen als Gaſt. Nach der geſtrigen Vorſtellung
kommen wohl Engagementsabſichten, falls die Theaterleitung
mit dieſem Gaſtſpiele ſolche im Sinne hatte nicht mehr in Be
tracht, denn weder ſtimmlich noch darſtelleriſch kann dieſer
Sänger als Erſatz für den ſcheidenden Emil Fiſcher in Frage
kommen. Alfred Erneſti, Georg Weſternhagen, Adolf
Harlacher und Kurt Schreiber vervollſtändigten die
„Sippſchaft“ der Minneſänger. Die Enſembleſtellen und die
Chöre hatten ſtark unter Jntonationsſchwankungen zu leiden.

Vor der Oper ſprach Leopold Sach ſie einen von Profeſſor
Sommerlad verfaßten Vorfpruch mit volltönendem Organ und
ausgezeichneter Akzentnierung.

Letzte Nachrichten.
Doch Herabſetzung der Brotration.

Berlin, 16. Mai. Der Vorw. meldet: Jn der württem-
bergiſchen Kammer hat der Abgeordnete Haußmann mit-
geteilt, daß an demſelben Tage, an dem das gleiche Wahlrecht
in Preußen abgelehnt wurde, auch die Herabſetzung der
Brotration ab 16. Juni beſchloſſen worden ſei.

Wir beſchränken uns für heute auf die W dieſer
in einer parlamentariſchen Debatte gemachten Mitteilung.
Nähere Aufklärungen werden wohl nicht lange auf ſich warten
laſſen.

Miniſterwechſel in Jtalien.
Ronm, 16. Mai. (W. T. B.) Wie die Agenzia Stefani meldet,

wurden geſtern die Rücktrittsgeſnche des Munitionsminiſters
Dallolio und des Transportminiſters Bianchi angenommen.
Senator Bialla wurde zum Transportminiſter ernannt. Kriegs
miniſter Zupelli hat vorläufig das Munitionsminiſterium
übernommen.

Das Arteil im Prozetz Bonnet Rouge.
Paris, 16. April. (Havas.) Jm Arzt des BVonnet Rouge

wurde Duval zum Tode verurteilt Marion erhielt
zehn Jahre Zwangsarbeit, Landau acht Jahre, Goldſky acht
Jahre Zwangsarbeit verbunden mit militäriſcher Degradation,
Joncla fünf Jahre Zwangsarbeit, Leymare wurde zu zwei
Jahren Gefängnis und 1000 Franken Geldſtrafe und Vercaſſon
zu zwei Jahren Gefängnis und 5000 Franken unter gleich-
zeitiger Bewilligung von Strafaufſchub verurteilt.

Beabſichtigte Kündigung der engliſchen
Meiſtbegünſtigungsverträge.

London, 14. Mai. (Reuter.) Die Times ſchreiben:
„Bonar La machte am 13. Mai im Unterhaus eine wichtige
Mitterlung: Er ſagte in Beantwortung einer Anfrage Carſons,
daß die britiſche Regierung die Abſicht habe, ähnlich vorzugehen,
wie die franzöſiſche und alle Meiſtbegünſtigungsverträge zu
kündigen.“ In einem Hommentar dazu ſagen die Times: Groß
britannien werde damit freie Hand für ſeine Wirt-
ſchaftspolitik erhalten. Bisher ſei es durch Handels
vorträge mit alliierten und neutralen Ländern gebunden ge
weſen. Solange die beſtehenden Handelsverträge noch in Kraft
ſeren, ſei es fur Großbritannien unmöglich, den Dominions und
den Alliierten eine beſondere, bevorzugte Behandlung für ihre
Einfuhr einzuränmen, oder einen Unterſchied zwiſchen Ländern,
nach denen Waren aus Großbritannien ausgeführt werden, zu
machen. Die Kündigung der Verträge brauche nicht notwendig
zur Folge zu haben, daß in der britiſchen Wirtſchaftspolitik eine
radikale Arndeennyg eintrete, aber es werde dadurch doch eine
ſolche Aenderung ermöglicht.
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Amtliche Bekanntmachungen.

Städtiſcher Eierverkauf in der Talamtſchule am Freitag,
den 17. Mai 1918.

Zum Kaufe berechtigt ſind die Jnhaber der Lebensmittelſcheine
mit den Nummern 56001 60000 vorm. von 8 bis 12 Uhr und
die Jnhaber der Nummern 60001 65000 nachmittags von 2 bis
6 Uhr. Für den Kopf eines Haushaltes werden zwei Eier zum
Preiſe von 33 Pfg. das Stück abgegeben.

Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen. Zur Beſchleunigung der
Abfertigung wolle man abgezähltes Geld (vor allem Kupfergeld)bereithalten. Umtauſch nur innerhalb drei Tagen

Halle, den 16. Mai 1918. Der Magiſtrat.
Sirupverkauf.

Auf Grund der Bundesratsverordnung vom 25. September
und 4. November 19t5 wird der Verkauf von Sirup wie folgt ge-
regelt: Der Verkauf wird am Freitag, den 17. Mai 1918 fort-

geſetzt. Für jede Perſon eines Haushalts kann Pfund ab-
gegeben werden. Der Verkaufspreis beträgt 50 Pfennig für das
Pfund. Die Känfer ſind vervflichtet, bei denjenigen Verkäufern
den Sirup einzukaufen, bei welchem ſie für den Bezug von Kolo-
nialwaren in die Kundenliſten eingetragen ſind. Die Abgabe
hat unter Abtrennung der Marke 173 des Warenbezugſcheines
Nr. 15 zu erfolgen. Bezugsberechtigt ſind nur diejenigen Haus-
halte, die auf die Marke 173 Sirup noch nicht bezogen haben.

Die Verkäufer ſind verpflichtet. die Marken zu Hunderten ge-
bündelt im Stadternährungsamt, Marktplatz 22, 1. Obergeſchoß
Saal links), binnen acht Tagen unter Angabe ihres Reſtbe-
ſtandes einzureichen. Zuwiderhandlungen unterliegen der Be-
ſtrafung nach S 17 der Verordnung vom 25. September und
4. November 1915.

Halle, den 16. Mai 1918.
Verkauf von Mager- oder Buttermilch!

Am Freitag, den 17. d. M., wird für Kinder vom 6.--12. Jahre
an Stelle von Quark Mager- oder Buttermilch abgegeben. Der
Verkauf erfolgt an folgenden Stellen: Milchhändlerin Rincke,
gateeke 13, Milchhändlerin Raſt, Humboldtſtraße 48, Milch-
händlerin Pötſchke, Brandenburger Straße 10. Zugelaſſen zum
Einkauf werden die Jnhaber der Lebensmittelſcheine Nr. 58 901
his 69 000. Für jedes Kind vom vollendeten 6. bis 12. Lebens-
jahre wird 16 Liter Mager- oder Buttermilch auf den Ab
ſchnitt 5 des Einkaufsſcheines über Molkereierzengniſſe zum
Preiſe von 12 Pf. abgegeben. Der Lebensmittelſcbein iſt vor-
zulegen. Abgezähltes Geld iſt bereit zu halten

Halle, den 1C. Mai 1918. Der Magiſtrat.
Sagtkartoffeln.

Die Ausgabe von Beſcheinigungen zum Bezuge von Saat-
kartoffeln wird am Sonnabend den 18. Mai geſchloſſen. Nach dieſem
Tage werden Sagtbeſcheinigungen unter keinen Umſtänden mehr
ausgegeben.

Halle, den 14. Mai 1918. Der Magiſtrat.
Ansgabe von Milchkarten auf Grund ärztlicher Atteſte.
Die Erneuerung der auf Grund ärztlicher Zeugniſſe aus-

gefertigten Milchkarten, ſowie derjenigen für alte Leute über 75 Jahre
erfolgt vom Donnerstag den 16. bis einſchließlich Sonnabend den
25. Mai im Stadternährungsamt, Marktplatz 22, erſter Stock, Saal
links, nach folgender Ordnung: An Perſonen, deren Familiennamen
beginnt mit den Buchſtaben A--D am Donnerstag den 16. Mai,
E--G am Freitag den 17. Mai, H--J am Sonnabend den 18. Mai,
K-- L am Dienstag den 21. Mai, M--0 am Mittwoch den 22. Mai,
P--R am Donnerstag den 23. Mai, S--Sz am Freitag den 24. Mai,
T--2 am Sonnabend den 25. Mai.

Bei der Ernenerung iſt der neue Lebensmittelſchein und der
Stamm der alten Milchkarte vorzulegen.

Eine Erxneuerung findet nicht ſtatt, wenn die Gültigkeitsdauer
des inzwiſchen abgelaufen iſt.

Von dem zuſtändigen Dezernenten werden mündliche Anträge
auf Erneuerung der Milchkarten nicht mehr entgegengenommen.
Falls die Erneuerung an der obergenannten Stelle abgelehnt wird,
ſind Anträge auf Weitergewährung der Milchkarten ſchriftlich bei
dem Stadternährungsamt, Abt. II, zu ſtellen.

Miilchkarten auf Grund der an den letzten Tagen überreichten
Atteſte werden nicht an vorgenannter Stelle ausgehändigt, vielmehr
ergeht wegen Abholung beſondere Benachrichtigung.

Die Erneuerung der Milchkarten für Kinder erfolgt vom Diens
tag den 21. Mai an; es ergeht dieſerhalb noch beſondere Bekannt-
machung.

Halle, den 15. Mai 1918. Der Magiſtrat.
Wir bringen wiederholt zur öffentlichen Kenntnis, daß dem

Bureau VIII, Gr. Berlin 11, bei Anmeldung von Beerdigungen
die letzte Steuerquittung vorzulegen iſt.

Halle, den 9. April 1918.

Der Magiſtrat.

Der Magiſtrat.

Grudebezugſcheine.
Vom 19. Mai bis 15 Juni d. J. gelten vom Grudebezugſchein

Nr. 5 die Abſchnitte Nr. 9 bis 16. Die Abſchnitte Nr. 1 bis 8
verlieren mit dem 18. d. M. ihre Gültigkeit.

Halle, den 15. Mai 1918. Die Ortskohlenſtelle.
Der im Dienſte des Proviantamtes befindliche Eduard Steitz

iſt als Polizeibeamter auf Widerruf vereidigt worden. Er beſitzt
ſomit die Berechtigung zur Wahrnehmung polizeilicher Befugniſſe.

Die Beſtellung des Hilfsdienſtpflichtigen Hermann Schneider
zum Polizeibeamten wird hiermit widerrufen.

Halle, den 11. Mai 1918. Die PolizeiVerwaltung.

Wieſen- Verpachtung.
Der erste Grasschnitt von in der Aue bei

Ammendorf Beesen gelegenen Wieſenplänen
ſoll meiſtbietend unter den im Termin bekannt zu
machenden Bedingungen am

Freitag, d. 24. Mai, nachm. 3 Ahr
im Gasthof zur Halleschen Quelle in Ammendorf Beesen
verkauft werden. Zur Abgabe von Geboten
werden Intereſſenten hierdurch eingeladen. *319

Halle, den 7. Mai 1918.
Die Verwaltung der Gas und Waſſerwerke.

Belanntmachung betr. den Reſſeverlehr.

Um der Ueberfüllung der Perſonenzüge während des dies-
jährigen Pfingſtfeſtes z begegnen, werden in der Zeit vom 16. bis
22. Mai d. J. eiſenbahnſeitig folgende Maßnahmeu durchgeführt

a) Fahrkarten werden nur am Reiſeantrittstage, alſo nicht
ſchon am Vortage verkauft, die Fahrt muß am erſten
Gültigkeitstage der Fahrt angetreten werden.

b) Der Fahrkartenverkauf beginnt früheſtens 1 Stunde, auf
kleineren Stationen Stunde vor Zugabgang.

o) Wenn die für den Zug vorgeſehene Höchſtzahl von Fahr-
karten verkauft iſt, wird dieſes durch Aushang oder Aus
rufen am Schalter bekanntgegeben.

d) An Aerzte, Tierärzte, Hebammen, Geiſtliche und die ſie
begleitenden Küſter werden in dringenden Fällen gegen
Vorzeigung eines Ausweiſes über den Zweck und die
Dringlichkeit der Reiſe Fahrkarten über die Höchſtzahl
ausgegeben.

e) Bahnſteigkarten werden nicht verkauft, ſind auch an den
oben angegebenen Tagen nicht gültig.
Doppelkarten oder Fahrkarten für die Rückfahrt werden
nicht ausgegeben.

Halle (Saale), den 13. Mai 1918.

*305 Königliches Eiſenbahn Verkehrsamt.
Hunde an die Front!

Bei den ungeheuren Kämpfen an der Weſtfront haben die Hunde
durch ſtärkſtes Trommelfeuer die Meldungen aus vorderſter Linie
in die rückwärtige rn ggerach underten unſerer Soldaten
e durch Abnahme des eldeganges durch die Meldehunde das

eben erhalten worden. Militärtſch wichtige Meldungen ſind durch
die Hunde rechtzeitig an die richtige Stelle gelangt.

Obwohl der Nützen der Meldehunde im ganzen Lande bekannt
iſt, gibt es noch immer Beſitzer von kriegsbrauchbaren Hunden. welche
ſich nicht entſchließen können, ihr Tier der Armee und dem Vater
lande zu leihen

Es eignen ſich der deutſche Schäferhund, Dobermann, Airedale
Terrier und Rottweiler, auch Kreuzungen aus dieſen Raſſen, die
ſchnell. geſund, mindeſtens 1 Jahr alt un von über 50 em Schulter
öhe ſind ferner Leonberger, Neufundländer. Bernhardiner und
oggen. Die Hunde werden von Fachdreſſeuren in Hunde-

ſchulen ausgebildet und im Erlebensfalle nach dem Kriege an
ihre Beſitzer zurückg ben. Sie erhalten die denkbar ſorg
famſte Pflege. Sie müſſen koſtenlos zur Verfügung geſtellt werden.

n alle Beſitzer der vorgenannten Hunderaſſen Foeht daher
nochmals die dringende Bitte: Stellt Eure Hunde in den
Dienſt des Vaterlandes

die r für de n J. I eundſchu en an die Jnſpektion der Nachrichtentruppen,See W, Kurfürſtendamm 152, Abt. Meldehunde. r

in grosserModen- Zeitungen
Volksbuohhandiung Halle a. Saale. Harz 42/44.
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Betrogene Betrüger.
Ein Spiegel der Mehrheit.

(S. A.) Während die italieni demokrahend ihren eigenen Gruntſaterſ de an der
in den ſozialiſtiſchen Parteien der kriegführenden Länder mit
ausgeſprochener Sympathie begleitete und ihre moraliſche
Unterſtützung gewährte, behandelte ſie bisher die deutſche Mehr
heit bei aller prinzipiellen Vekämpfung ihrer Politik mit aus-
Wrreener Zurü haltung. Es mag ſein, daß ſie, in ihrem ent
chiedenen riedenswillen, dieſe Parteigruppe auch ſo als

r ernſtlich ins Gewicht fallenden Friebensfattor einſchätzte
und durch eine allzu ſcharfe Gegnerſchaft und Verurteilung die
e Anſätze zu einer Entwicklung der Parteipolitik in der
Richtung wahrhaft ſozialiſtiſcher Grundſäße und einer ent
ſchloſſenen Bekämpfung der kriegeriſchen Tendenzen nicht erſticken wollte. Die neueſten Phaſen der Polnt der deutſchen

hen d z n den Jiagenern vollends die
u net und die letzten Jlluſionen ü ieſe Partei zerſtörk zu haben Jlluſ er dieſe Partei zer
In einer Zuſchrift ſeines Züricher Korreſpondenten gibt der

Avanti vom 190. März einen ausführlichen Bericht über die
politiſche und moraliſche Lage der deutſchen Sozialdemokratie,
der von einem redaktionellen Kommentar begſeitet, eine rück
haltloſe, überaus ſcharfe Kritik an den deutſchen Regierungs
ſozialiſten übt und wegen der veränderten Stimmung und
Stellung der italieniſchen Partei zu der deutſchen wiederge
geben zu werden verdient. Die Friedensaktion der
deutſchen Regierungsſozialiſten ſo ſchreibt der
Korreſpondent werde ſtets eins der intereſſanteſten, wenn
auch keineswegs der ſchönſten Kapitel in der künftigen Ge-
ſchichte des deutſchen Sozialismus bilden. Sie ſtelle eine Politik
der Unwahrhaftigkeit, der Unentſchloſſenheit, des Schwankens
zwiſchen dem geheimen Wunſch nach einem Sieg der deutſchen
Waffen und dem ſozialiſtiſchen Grundſatz des Friedens dar;
eine Politik der Schwäche, entſprungen aus der ängſtlichen Be
ſorgnis, daß dos ſchöne Einvernehmen mit der Regierung und
der Burgfrieden getrübt werden könnte. kurz alles andere
a seine wirklich ſozialiſtiſche Politik, die über-
all auszugehen habe vom Prinzip und der Notwendigkeit des
Klaſſenkampfes. Allein die deutſchen Sozialiſten ſchienen ſich
eines Erfolges rühmen zu können: hatten ſie doch die Regie-
rung zur Anerkennung ihres eigenen Grundſatzes: des demo-
kratiſchen Friedens, gezwungen. Sie glaubten gegenüber Freund
und Feind einen Trumpf in der Hand zu haben: die berühmte
Reichstagsreſolution vom 19. Juli zugunſten eines Verſtändi-
gungsfriedens, die den Gewaltfrieden verwarf und einen Frie-
den gegründet auf die Anerkennung der Selbſtbeſtim-
mung der Völker und die Ablehnung aller Annektionen. Dieſer
Trumpf wurde bei jeder Gelegenheit vorgezeigt, man erklärte:
nur die kluge Taktik der Sozialdemokratie hätte der Regierung
ein ſo wertvolles Zugeſtändnis abgenötigt.

War das nur Naivität oder wohlbgrechnete Abſicht? Glaub-
ten die Leute von der Mehrheit, die Regierung bekehrt zu haben,
oder wollten ſie nur ihre eigene Bekehrung beſchönigen?
Man brauchte ſich doch nur der verſchiedenen Stadien des
Krieges und der zahlreichen programmatiſchen Erklärungen der
deutſchen Machthaber zu erinnern, um ſich zu überzeugen, daß
die Herrſchenden in Deutſchland ſich keineswegs zu demokrati-
ſchen Grundſätzen bekehrt hatten Als dieſe Kreiſe ſich im
Sommer 1917 einem Verſtändigungsfrieden nicht abgeneigt
zeigten, war das Motiv dazu keineswegs etwa eine plötzliche
Wandlung der Geſinnung, ſondern der ſtarke Eindruck der r u ſ
ſiſchen Revolution und die militäriſche Sitnation, die
einen entſcheidenden Sieg zweifelhaft erſchienen ließ.

Die Mehrheitsſozialiſten aber glaubten oder wollten nach wie
vor glauben ihre Taktik geſiegt hätte und daß der
Block, in dem ſie die e Gruppe waren, die Sitnation be

chte. Erſt Breſt-Litowſk mußte kommen, um die
inde von ihren Augen zu reißen. Heute müßten ſie an

mit Breſt-Litowſk alle ihre Pläne zuſammenge-
unmehr erklären ſie, dieſer Weg ſei nicht der ihre,
i ewollt, dies ſei nicht der von ihnen erſehnte

erkennen, da
ſtürzt ſeien.

das hätten ſie t, dies hM Einflußreiche ſozialiſtiſche Blätter: der Vorwärts, die
ünchener Poſt, die Schwäbiſche Tagwacht, die Frankfurter

Volksſtmme, die Breslauer Volkswacht uſw. machten keinen
Hehl aus ihrem tiefen Mißbehagen über den allen Grundſätzen
der Demokratie und der Völkerverſtändigung ins Geſicht ſchla-
genden Frieden von BreſtLitowſk. Der Avanti erinnert dann
an die Kritik, die die regierungsſozialiſtiſche Politik im eigenen
Lager findet (Wendel, Paul Kampffmeyher u. a.). Aber diedon auf eine Sinnesänderung der deutſchen Mehr-
heitspartei ſei gering. Wenn auch die Maſſen den ruſſiſchen
Friedensvertrag unwillig ablehnten, die Parlamentsgruvpe ſei
weit entfernt davon, die Konſequenzen daraus zu ziehen. Die
deutſche Sozialdemokratie werde auch diesmal nicht umkehren,
ſondern im Widerſpruch zu dem Prinzip des Klaſſenkampfes
der Regierung auch weiter ſoviel Millionen, wie dieſe wolle, be
willigen. Indeſſen aber fahre die Regierung mit ihrer Poli-
tik, die nicht allein auf die Vernichtung Rußlands, ſondern auf
die Unterdrückung der Revolution hinziele. Das
Wiener Fremdenblatt hätte es offen ausgeſprochen,
daß es die Aufgabe der Mittelmächte ſei, die revolutionäre An
ſteckung, die von Rußland ausgehe, von ihren Völkern fernzit-
halten, und wer wiſſe, ob nicht auch im Her zen ſo manches
deutſchen Sozialiſten der Wunſch lebe, den Funken der
Revolution nicht auf das eigene Lager überſpringen zu laſſen.

Soweit der Korreſpondent. Der Avanti unterſtreicht in
ſeiner redaktionellen Notiz die Auffaſſung ſeines
Korreſpondenten. Die deutſchen Soziakpatrioten ſuchten jetzt
die Veran n ir die Ausſchreitungen des n r
krieges“ r Milſtariſten abzulehnen, indem ſie ſchrien, der
Militarismus habe ſein Wort gebrochen. Aber das ſei ein ver
gebliches Beginnen. Sie ſeien und blieben arme blinde,
betrogene Betrüger, die wahren Mitſchuldigen
und Helfershelfer des Annektionismus. (B. z.)

Aus der Partei.
Antrag unſerer Reichstagsfraktion.

Die Fraktion der U. S. P. D. hat folgenden Antrag einge-
bracht:

Der Reichstag wolle beſchließen, den Herrn Reichskanzler zu
erſuchen, darauf hinzuwirken:

1. daß durch Maßnahmen der Reichsbekleidungsſtelle den aus
dem Heeresverband Entlaſſenen brauchbare r r
ſtände Anzug, Stiefel, Strümpfe, Wäſche unentgelklich zur
Verfügung geſtellt und die Koſten auf das Reich übernommen
werden,;2 daß ſchwangeren Frauen und Mädchen auf Anweiſung von
Aerzten oder Hebammen die bei der Niederkunft erforderlichen
Mengen Bettwäſche und Unterlagenſtoff von der Reichsbeklei-
dungsſtelle durch Vermittlung der Landeszentralbehörden oder
Kommunalverbände zur Verfügung geſtellt werden;

8. daß den vom Reichswirtſchaftsamt errichteten Organiſa
tionskörpern für Uebergangswirtſh rft Vertreter der organi-
ſierten Arbeiter und Angeſtellten der in Frage kommenden
Berufe in gleicher Zahl angehören wie die anderen Jutereſſen
gruppen.

Genoſſin Zietz außer Verfolgung geſetzt.
Wie uns aus Leipzig mitgeteilt wurde, iſt das gegen Genoſſin

Luiſe Zietz ſchwebende Verfahren wegen verſuchten Landes-
verrats eingeſtellt worden. Wie erinnerlich, wurde Ge-
r Zieht auf Grund eines Haftbefehls vom 10. Oktober 1917
verhaftet und erſt im Köpenicker und dann im Moabiter Ge-
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is 9 mit Mü gel pee,erauf freien e e en le neiten e a olgte imuß La bekannten Vo hen de
rgängen bei der Marine.Jerſon ber Genoſſin Fietz ſollie offenber die ganze Un

hängige Partei grira en werden, die in jenen Tagen vom
damaligen Reichs r Dr. Michaelis als „jenſeits der Linie“
ſtaatsbürgerlicher Gleichberechtigung ſtehend erklärt wurde.
Trotz aller Demütigungen der Juſtizbehörden konnte der Schlag
gegen unſere Partei nicht geführt werden, ſo diß jetzt auck das
Verfahren gegen die Genoſſin Zietz eingeſtellt werden mußte.

Die Königsberger Arbeiterjugend
z ſeit der Parteiſpaltung ſchwer unter dem Kriegszuſtand zu

eiden gehabt. Neuerdings ſollte nun den jungen Söhnen und
Töchtern unſerer Parteigenoſſen jedes geſellige und unter

ltende Beiſammenſein durch nachſtehende Verfügung des
ouverneurs von Königsberg unmöglich gemacht werden. Die

Verfügung, datiert vom 2. April d. J., lautet:
„Herrn Parteiſekrekär Linde, Königsberg.

Jm Jntereſſe der öffentlichen Sicherheit verbiete ich dem
Parteiſekretär Linde bis auf weiteres in dem als Jugendheim
bezeichneten Raume oder in ſonſtigen Räumen ſeines Hauſes,
Nikolaiſtraße 28, oder anderwärts in Königsberg irgendwelche
Zuſammenkünfte von Jugendlichen ſtattfinden zu laſſen.

Zuwiderhandlungen werden nach S 9h des Geſetzes vom 4. 6.
1851 über den Belagerungszuſtand und nach dem Geſetz vom
11. 12. 1915 mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit Haft
oder Geldſtrafe bis zu 1500 Mk. beſtraft.

Der Gouverneur.
J. V.: gez. v. Hinckeldehy, Generalleutnant.

Gegen dieſe Verfügung erhob Genoſſe Linde Beſchwerde an
das Kriegsminiſterium und beantragte Aufhebung der Ver-
fügung. Dieſe Beſchwerde, die vorſchriftsmäßig an die Adreſſe
des Gouverneurs gerichtet werden mußte, lautet:

„Jch habe die Räume, die in der Verfügung bezeichnet ſind,
in meinem Hauſe vermietet und habe kein Recht, dem Mieter
die vertragliche Benutzung der Räume zu verſagen. Mir ſteht
kein Machtmittel zu, Zuſammenkünfte von Jugendlichen in
den Räumen, die ich vermietet habe, zu verhindern. Ganz un-
faßbar iſt es, wie das Gouvernement mir die Gewalt zutrauen
kann, überall in Königsberg, alſo auch an Orten, zu denen ich
keine Beziehung habe, Zuſammenkünfte zu vereiteln. Die Ver-
füqung verlangt von mir etwas unmögliches und kann deshalb
nicht aufrechterhalten werden. H. Lin de.“

Dieſe Beſchwerde hat anſcheinend das Kriegsminiſterium nicht
erreicht, denn Genoſſe Linde erhielt am 4. Mai vom Gouver-
nement zu Königsberg nachſtehenden Beſcheid:

„Auf Jhre Beſchwerde vom 13. d. M. hebe ich meine Ver-
fügung vom 2. d. M. auf, weil die in dieſer Verfügung getroffe-
nen Anordnungen auf Vorausſetzungen beruhten, die jetzt nicht
mehr zutreffen bzw. ſich inzwiſchen als unzutreffend heraus-
geſtellt haben.

Der Goubverneur.
J. V.: v. Hinckeldey, Generalleutnant.

Von welchen Vorausſetzungen ſich der Gouverneur bei ſeiner
Verfügung leiten ließ, bleibt leider nach wie vor unaufgeklärt.

Aus den Organiſationen.
Augsburg. Am 5. Mai fand hier eine Verſammlung zur

Gründung einer Organiſation der Unabhängigen Sozialdemo-kratiſchen Partei ſtatt. Genoſſe Baier ſprach über Krieg und

Sozialdemokratie. Seine Ausführungen wurden häufig mit
lebhaftem Beifall begleitet. Wohl wußten wir, daß die Scheide-
männer kein Recht mehr haben, ſich Sozialdemokraten zu
nennen, aber das Sündenregiſter, welches Genoſſe Beier an
Hand wertvollen Materials vortrug, war vielen fremd. Ein-
ſtimmig wurde nach erfolgter Diskuſſion die Gründung der
I. S. P. vollzogen. Die Beiträge wurden für weibliche Mit-
glieder auf 30 Pf. und für männliche auf 50 Pf. feſtgeſetzt. Alle
Genoſſen waren ſich einig, das wieder aufzubauen, was die Ab-
hängigen vernichtet haben.

Aus dem Wahlkreis Hanau. Genoſſin Wurm Berlin
ſprach über die Bedeutung der Frauen im heutigen Wirtſchafts-
leben in Mitgliederverſammlungen in Wachenbuchen und
in Hanau, die ſehr gut beſucht waren. Genoſſin Wurm
verſtand es in ausgezeichneter Weiſe die Zuhörer zu feſſeln
und erntete reichen Beifall. Jn Fechenheim fand eine
Marrfeier ſtatt, die ſehr würdig verlief. Genoſſe Schnell-
bacher hielt die Feſtrede, der Arbeitergeſangverein bot einige
ſehr gute Chöre, und Genoſſin Zinkhan-Hanau trug einige
Rezitationen vor. Die Marxfeier in Hanau war über-
füllt. Genoſſe Dr. Wagner ſprach unter Beifall; die von Ge-

Zinkhan dargebotenen Rezitationen verſchönerten die
eier.

Marx-Legien.
Maxx, der Kosmopolit und Weltrevolutionär, hat ſich ſchon

manche Jnterpretation gefallen laſſen müſſen, von der er ſich
ſchaudernd abwenden würde. Nicht ſeine offenen Feinde miß-
handeln ihn am boſeſten, ſogenannte Bekenner ſeiner Lehre
ſind es, die ſie am ärgſten diskreditieren. Sie machen den
Marxismus wie ſie ihn verſtehen zum Schutzſchild ihrer
Beſtrebungen, die ungefähr das Gegenteil von dem bedeuten,
was Marx gedacht hat, als er den programmatiſchen Ruf er
gehen ließ: Proletarier aller Länder vereinigt euch!

Kann ein ernſthafter Politiker auf den Gedanken kommen,
Marx hätte dabei etwa an eine Vereinigung der Arbeiter mit
der herrſchenden Klaſſe auf nationaler Grundlage gedacht, um
von ſolcher Vereinigung aus gegenſeitige Vernichtung der
Proletariermaſſen im Dienſte kapitaliſtiſcher Jntereſſen zu
ſördern? Vor dem Kriege hätte es auch wohl keine ſogenannte
Arbeitervertretung gewagt, Marx in ſolchem Sinne auszulegen.
Weil nun aber die Umlerner die von Marx geforderte inter
nationale Vereinigung des Proletariats, gegen das inter-
nationale Kapital, praktiſch umgemünzt haben, indem ſie die
nationale Harmonie der Jweareſen zwiſchen Kapital und Arbeit
zu einem Glaubenſatz erhoben und danach handelten, muß ſich
Marx auch ein Umwerten gefallen laſſen.

Das ruhmbvolle Kunſtſtück bringt. das Korreſpondenzblatt der
Gewerkſchaften Deutſchlands fertig. Dabei beſitzt es weiter
noch den „Mut“, Legien auf eine Stufe mit Marx zu ſtellen.
Jn ſeiner Nummer 1s ſpricht es in nicht zu verkennender Abſicht
wieder einmal von der Zerſplitternngsarbeit der Unab-
hängigen. Die Gewerkſchaftsbewegung müſſe einheitlich,
politiſch neutral ſein. Das ſagt das Blatt in einem Aufſatz,
der vorwiegend der Bekämpfung der Unabhängigen gewidmet
iſt. Und warum bekämpft es uns? Weil wir auf dem Boden
der Marxſchen Forderung ſtehen: Proletarier aller Länder ver-
einigt euch!, die vom Korreſpondenzblatt vertretenen Politiker
dieſen Voden aber verlaſſen haben. Fhre Politik iſt die Ver-
einigung der Proletarier mit den Kapitaliſten auf nationaler
Grundlage, Stärkung des Kapitals und der Reaktion auf der
ganzen Linie, Verelendung aller Völker, Verwüſtung der Kul-
kur und ein Krieg gegen den Gedanken der Solidarität des
Proletariats, Förderung der nationaliſtiſchen Jnſtinkte zum
Nachteil der Arbeiterſchaft in der ganzen Welt. Und für dieſe
Art Vereinigung gegen das internationale Proletarigt
läßt das Blatt der Generalkommiſſion Marx als Kronzeugenn arſchieren Sie unterſtellt dem größten Jnternationaliſten

die gleichen Beſtrebungen, denen Herr Legien als Bundesgenoſſe
der verrheendg Klaſſen in Deutſchland frönt. Auch Bebel
wird in dieſe Gemeinſchaft geſteckt. Er kann ſich gegen ſolche
Vexunglimpfung jasnicht mehr wehren; lebte er noch, ſicher
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r er gornig werden, wie wohl noch niemals in ſeinem
Als „weitblicenden Führer“, die vor den Wagen der Regie

run li ſpannt werden, ſtellt das Blatt zuſammen:Kar et W. War Hork, Auguſt Bebel, Karl Legke

Das in e die unli Leiſtung, J von u
ertiggebracht werden kann. r wollen nur ſagen: Vomhabenen bis zum Lächerlichen iſt nur ein Schritt

Frauenbewegung.
Von den ſchwediſchen Sozigliſtinnen.

J. K. Auf einer jüngſt ſtattgehabten Delegiertenkonſerenz
der ſozialiſtiſchen Frauenorganiſ.rrionen Schwedens wurde ein
ſtimmig eine Entſchließung angenommen, die in threm weſent
lichen Teil lautet:

„Die Frauen müſſen in allen den Gewerben, in denen ſie
ſprei Arbeit wie die Männer verrichten, auch den gleichen
ohn beanſpruchen, weil die aller elementarſte Ge

rechtigkeit fordert, daß jede Arbeit um ihrer ſelbſt willen be
wertet wird.

Sie ſordern das im Gefühl der Verpflichtung gegen die
Frauen, ſondern auch aus Solidarität gegen die anderen Ar
beiter, weil es erwieſen iſt, daß das Sinken der Löhne auch den
Niedergang des ganzen Gewerbes mit ſich bringt.

Sie fordern das ein Gefühl der Verpflichtung gegendie Männer, weil die Arbeitsbedingungen durch d n
kurrenz ſchlecht bezahlter Frauen nur ſchlimmer werden.“

Sie Sozialiſtinnen von Sceaux in Frankreich haben ſich dieſe
Reſolution zu eigen gemacht und haben g3 als Grundlage ge-
wiſſenhafter Studien allen gewerkſchaftlichen Organiſationen
und dem Ausſchuß gegen Ausbeutung der Frauenarbeit über
ſandt.

Allerlei.
Heimatsurlaub.

Der Schnellzug rattert durch die grünen Auen.
Nur zwei Stationen noch o ſüße Luſt!
Dann drück' ich ſie, die herrlichſte der Frauen,

An meine Bruſt.
Jch weiß es ja, daß ſie ſchon lange, lange
Jm Heimatſtädtchen auf dem Bahnſteig ſteht
Und ſehnſuchtsvoll der blanken Eiſenſchlange

Entgegenſpäht.

Die Dörfer fliegen. Noch ein Viertelſtündhenf
Wie bin ich auf das erſte Wort erpicht,
Das mir das rote. honigſüße Mündchen

Zum Willkomm ſpricht!

Stürmt ſie mir mit dem Jubelruf r a
„Nein, bin ich glücklich, daß du bei mir biſt!“?
Wird ſie die Arme um den Hals mir legen:

„Sei mir gegrüßt!“?
ſie ins Ohr mir nach dem erſten Schmätzchen

in hold verſchämtes: „O, wie ich mich freu'!“?
Fragt ſie vielleicht: „Du, hör mal, liebes Schätzchen,

Warſt du mir treu?“
Die Bremſen kreiſchen. Kolben und Geſtänge
Ruhn von der Arbeit: die Maſchine ſteht.
O ſeht doch, ſeht, wie aus der bunten Menge

Jhr Tüchlein weht!
Nun komm, du Langerſehnte, Liebe, Gute
An meine Bruſt, in der es ſtürmt und brauſt.
Da tönt es ängſtlich aus der Perlenſchnute:

„Biſt du entlauſt
Altro (Welt am Montag).

Durch eine Mine geſunken. Stockholm, den 14. Mai.
(W. T. B.) Vergangenen Sonntag fuhr ein ſchwediſcher Damp-
ſer vor der ſchwediſchen Weſtküſte auf eine Mine und ſank.
Dabei kamen acht ſchwediſche Seeleute um. Nachdem entente-
freundliche Blätter, wie Dagens Nyheter, zunächſt behauptet
hatten, daß die in letzter Zeit vor der ſchwediſchen Weſtküste
treibenden zahlreichen Minen deutſchen Urſprungs ſeien, ver-
öffentlichen heute die Zeitungen eine amtliche Erklärung des
Marineamts, wonach es ſich um engliſche Minen handelt.

Für 100 000 Mark Pelze geſtohlen. Jn die Geſchäftsräume
der Berliner Damenmäntelfabrik von Kochmann in der Neuen
Roßſtraße 19--22 drangen Einbrecher ein und ſtahlen für
100 000 Mark Pelze.

Acht Gehöfte verbrannt. Jn Stronnau bei Bromberg wur
den durch Großfeuer, das durch mit Streichhölgern ſpielende
Kinder verurſacht worden war, acht Bauerngehöfte eingeäſchert.
Der Geſamtſchaden wird auf über 500 000 Mark geſchätzt.

Selbſtmord eines Pfarrers. Der Stadtpfarrer Peter Scham-
ber des Stadtteils Bogenhauſen in München, der früher auf
dem Lande eine politiſche Rolle ſpielte und vor einigen Jahren
noch durch eine Weihwaſſerverordnung für kranke Schulkinder
von ſich reden machte, hat ſich, 67 Jahre alt und r
geworden, vom zweiten Stockwerk eines Schulhauſes herabge-
ſtürzt und war ſofort tot.

Das gute Beiſpiel der Frau Gemeindevorſteher.

35 Pfund weiße Bohnen, à 3,50 Mk.
3 Ginſeſchmalz

eine Spickbruſt verkauft
au Gemeindevorſteher Krüger, Bartel enSe Se libeeeee i. P. es

Hamburger Fremdendiatt Nr. 116 A. 27. 4. 18.

Was ſagt der Herr S grpehorſrehed w dieſen Kriegs
geſchäften ſeiner frau und was ſagt das Kriegswucher-
amt zu dieſem Bohnengeſchäft

Verſammlungsberichte.
Zentralverband der Zimmerer, Zahlſtelle Halle. Am Sonn

abend, den 4. Mai, fand unſere Verſammlung m Gewerkſ-Hafts-
hauſe ſtatt, welche leider ſchwach befncht war. Dey Kaſſierer
2 den Kaſſenbericht vom erſten Quartal. Für die Zentral-
aſſe war eine CTinnahme von 1365,25 Mk. zu verzeichnen, die

Ausgabe in gleicher Höhe, wovon 929 Mk. auf die Familien
unterſtützung entſullen, 436 Mk. konnten in bar geſandt werden.
Die Lokalkaſſe balanzierte mit 1217.31 Mk. Mitglieder. waren
am Schluſſe des erſten Quartals 109 vorhanden. Unter Ver-
bandsange n verlaß der Vorſitzende ein Schreiben des
Gauleiters betr. unſeres Antrages vom 10. April, womit die
Verſammlung ſich einverſtanden erklärte. Der Vorſtand wurde
beauftragt, in einer der nächſten Verſammlungen einen wiſſen
ſchaftlichen Vortrag halten zu laſſen. Weiter wurde der ſchwache
Beſuch der Verſammlung einer H t
in dieſer Zeit jetzt ein jeder verärgert ſein mag, um ſ3 mehr
müßte es einem jeden Zimmerer ans Herz gewachſen ſein, die
wenigen Verſammlungen, die doch ſtattfinden, mit vollem Eifer
zu beſuchen, denn nur da iſt der Ort, wo wir uns ausſprechenlönnen, wo alle Beſchwerden und Differen en erledigt werden.
Darum richten wir an alle unſere Ver
dringenden Mahnxuf: Hinein in die Verſammlungen!

itik unterzogen. Wenn auch

ndsmitglieder den

S
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in dem 4 Akten Drama m N. Abenteuer
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Die Liohe im Walde
Der Barde vom Rhein
Kunst und List eDeibhcehen, das fideolse Haus.

voreagh 57 S Georg Rohin.
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Trotz des erstkassigen Gastepiels

n ännze Schwetterlngs Ballett.

Vorverkauf t r 9 l und S--07 V.Keine Preiszerhöhung.

Sendet 222
abwagehbare

I Dre Frauen und ein Mann.
Kasse von 10 und 4--6.

Konzerthaus „Oberpollinger“.
Jägergasse I. Ecke Gr. UVlrichstrasse.

Ergebenset ladet ein Richard BSeth,
4083 z. Zt. auf Heimatsurlaub.

v äPfälzerSchießgravben.
Täglich Großes Frei- Konzert

er gesamten Görlach'sohen Kapelle.

in 3 Akten. e Luetepiel
Vorfüährung: 4.10 6. vorlüdeg 400 61.0 8.30.

Ab Freitag, den 17. Mai 1918:
wen Wein

In der Hau
MarieIn der Hauptrolle trolleMagda Sonja.

n Jheffen.

dal. 572

r ivse Feld und Lararett.
m Spiel, mit Goldecken

I. 10 Mark.
S e Spiele, mit Goldecken

12.50 Mark.
bauerwäsche Verwied

Kl. Berlin 2, I Tr. rechts.
Peke Sternstrasse.des Wiener Damen-ragnen, KOnZert e. Sarmnen n m reitungsechs junge, sehneldige Damen Drama in 4 Akten. Drama in 4 Akten. Kapellweister Karl Nöhren.

d. De belenenKriegsherſchte.

Beginn 4 Uhr.

Baden
Freitag, den 17. Mai 1918,

naohmittags Dbr:

Kur- Konzert
vom Stadttheater Orehesteor,

VDintrittspreise: “315
Erwachsene 35 Pfennig,

Kinder 20 Pfennig.
Dauerkarten haben Gültigkeit.

D J H33 10s re h rer Pie neuen ar Vigener 57Ergebenst ladet ein Karl Henkelmann. b 4 J M 0 r. echstr. 87.C J Bekanntmachung. Anzäögen an Paletots
Die Wander- Ausſtellung „Das Kleinind' a r See Mr. J Aer hoch heute u. morven!

iſt bis zum 20. Mai 1918 jeden Tag von 10--1 und Gediegene Nachart. 2. Aufführupg.
4-7 un ren Eintrittsgeld 20 Pf. Montags Vorteilhafte Prefse.e e ehe kernVethck Stif A 7gelle den u i Der Magiſtrat. (7 I C J 2

Cuxtuy VhlIe,
untere Leipzigerstr.dünge, gute Berugsqueſle

in vorteilhaften
Musik-Instrumenien

für unsere Krieger im Feld
und Verwundeten in der Heimat.

Dauerhafte, rein ahgestimmte

Mund-Harmonikas,
NMandolinen, Gitarren,Wiener Zieh Harmonikas.

Sonmags u. Feiertags bleibt mein Geschäft gen.

Wo kauft man jetzt

Str ümpfe?

W und Knaben Moden
Markt

Halliſcher Hausfrauenbund
Rathansſtraße 17. Täglich geöffnet von 10 bis 12 Uhr.

Jm Mai und Juni:Jeden Mittwoch, 8 Uhr, Anleitung zum Stopfen der ſletale Papier t
9

O

Kochkiſte. zur ber bode fin. u.

KenntnisAuf Grund des Artikels 68 der Reichsverfaſſung, des S 9b des Geſetzes über den Belage-
rungszuſtand und des Geſetzes vom 11. 12. 1915, betreffend die Abänderung des Geſetzes über denBelagerungszuſtand, wird im Jntereſſe der öffentlichen Sicherheit verordnet:

Zur Bewältigung des Güterverkehrs zwecks Aufrechterhaltung Der kriegswirtſchaft-
lichen Betriebe werden an die Leiſtungsfähigkeit der Zugtiere die höchſten Anſprüche geſtellt.
Die Benutzung der Pferde zur Ausführung von lediglich dem Vergnügen und der Unterhaltun
dienenden Ausflügen mittels Omnibus, Wagen und Kremſer während der Pfingſtfeiertage un
dem nächſten darauf folgenden Tage, ift daher verboten.

Mit der Ueberwachung werden die Polize eibehörden beauftragt.
Zuwiderhandlungen werden, ſoweit die beſtehenden Geſetze keine höhere Freiheitsſtrafe

beſtimmen, mit Gefängnis bis zu einem Jahre beſtraft. Sind mildernde Umſtände vorhanden,
ſo kann auf Haſt oder Geldſtrafe bis zu 1500 Mark erkannt werden.

Magdeburg, den 15. Mai 1918.
Der ſtellvertretende Kommandierende General des IV. Armeekorps:

Andra,
aie poesiev. Flmdarstellerin
in dem Kolossalſiimwerk:

Des Lebens

Unhemlsehie

freue
Roman einer Zirkosreiterin

in 5 Akten.

Fammell Abfäſſe
fürs Vaterland.

Doppelte Gutſcheine für Frauen

r die eit bisK. Brocken-
n

arx ren
Die grösste Auswahl und besten Sontag, Generalleutnant. o Sommerpreiſe,
Qualitäaten findet man im neues, klein geſchnitten,grössten Spezial- Geschaft von s69 4290 e e5.20 utner abJulius Ba ch er Leipziger- 5.80 r ne e z9 str. 102.

elue DIuseſi e2ſCoſne WVanzo mehr
nur mif Kammerjsger Bergs Nieodaal I. u. II. zu erzielen

Jetzt beste Zeit zur Brutvernichtung.
Erfolg verbhiffend. Kinderleieht anzuwenden. Ges. gesch. PDoppel-

a soliden, farb. Stoffen, gestreift
und gemustert, 14.75 12.75 8.75Wasch- Blusen 4

arthurlinöäner,

G Krawgkten

Haarhüte
ſeidene Weſten

J tzückende Neuheit.r e WaschVoile-Blusen e 17ab e e ehe dunklen Farbetellungen 29.00 26.00 24 00 19.75Kerigeraertrave 49. ß Weisse Voile- Blusen d e 19 enträgerWasch- K ei icd er in besonders flotten, jugend- 00 in großer AuswahlSinger Pfingſtverkauf h e e e 129 9. Biankenstein,
Weisse Wasch- Kleider e ho i 95 edumen- nd Kinder-Hüten

ſowie
Hutformen, Blumen, Reiher, Tülle, Chiffons.

Clara Leissner, ZiehTelephon

S hen Menhh
ewatt r ehlen r ſt t 5,geſpalten, in en, etwa qm groſowie in Knüppeln, 1 n an 8

Fuchmann S O. Kohlenbandeisgeſ.
i Deſſauerſtrabe Fernſprecher h

Streckung des Kohlenvorrates

Besonders preiswert:

Schwarze Satin-Blusen
alle Größen, neue Forwen 9.75 8.75 6.75

r

ans M. Schneider un
Inh.: Joh. Hagenow.

C 678

Meine 200Bögel-Krawatte
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